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Vorwort

Die demografi sche Entwicklung, gekenn-
zeichnet durch eine stetige Zunahme 
der durchschnittlichen Lebenserwartung 
und eine wachsende Zahl alter und sehr 
alter Menschen, betrifft seit kurzem auch 
die Bevölkerungsgruppe der Menschen 
mit geistigen Behinderungen. Infolge 
der sogenannten Euthanasie im Dritten 
Reich und aufgrund des medizinischen 
Fortschritts in den vergangenen Jahren 
kommen Menschen mit Behinderungen 
jetzt verstärkt, das heißt in zunehmender 
Zahl ins Seniorenalter. Damit entsteht für 
Leistungserbringer wíe für Leistungsträger 
ein dringender Handlungsbedarf. Es gilt, 
eine Vielzahl konzeptioneller, rechtlicher 
und fi nanzieller Fragen zu klären, es geht 
um die gemeinsame Suche nach kreativen 
Lösungen für eine neue Problemstellung.
Der Kommunalverband für Jugend und 
Soziales, Baden-Württemberg (KVJS) hat 
aus dieser Erkenntnis zwei Fachtagungen 
unter Beteiligung von Leistungserbringern 
und Leistungsträgern organisiert:

• Fachtag „Der alterspfl egebedürftige 
geistig behinderte Mensch“ am 05. Juli 
2007 in Gültstein

• Fachtagung „Alter und Behinderung“ 
am 08. April 2008 im Rahmen der Mes-
se Pfl ege und Reha in Stuttgart

Die Ergebnisse der Tagungen fi nden sich 
in den Beiträgen dieser Broschüre wieder. 
Dass beide Veranstaltungen außerge-
wöhnlich gut besucht waren, zeigt die Ak-
tualität und die Brisanz der Thematik. Zum 
jetzigen Zeitpunkt können jedoch noch kei-
ne abschließenden Erkenntnisse erwartet 
werden. Vielmehr geht es in der fachlichen 
Diskussion – und diese mit Impulsen zu 
versehen und voranzutreiben war und ist 
Absicht des KVJS – zunächst darum, sich 

einen ersten Überblick über die aktuellen 
Lebensverhältnisse älterer Menschen mit 
Behinderungen, über ihre Wünsche, Inte-
ressen und Bedürfnisse zu verschaffen. 
Es geht um die Frage, welche Angebote 
und Hilfen von Menschen mit Behinderung 
benötigt werden, die altershalber nicht 
mehr am Arbeitsprozess teilnehmen kön-
nen. Und es geht darum, wie eine gute 
Vorbereitung auf das Leben im Ruhestand 
aussehen und wie diese Lebensphase be-
friedigend gestaltet werden könnte.
Mit zunehmendem Alter wird das Thema 
Pfl egebedürftigkeit immer wichtiger. Be-
reits in den kommenden 10 Jahren wird 
die Zahl pfl egebedürftiger älterer Men-
schen mit Behinderung stark ansteigen.

Dies bestätigen die Ergebnisse einer ak-
tuellen Umfrage des KVJS bei den Stadt- 
und Landkreisen (siehe Kapitel III).

Zu fragen ist deshalb schon heute, welche 
spezifi schen Ansprüche und Bedürfnisse 
pfl egebedürftige Senioren mit geistiger 
Behinderung haben, welche neuen Ange-
botsformen entwickelt werden müssen und 
welche bestehenden Angebote genutzt 
werden können. Um dazu die KVJS-Positi-
on transparent zu machen, ist die Behand-
lung dieses Themas im KVJS-Verbands-
ausschuss am 8. Juli 2008 nachfolgend 
dokumentiert.

Zu prüfen ist letztlich aber auch, inwiefern 
die geltenden gesetzlichen Regelungen 
für die kommenden Entwicklungen ausrei-
chend sind und wie die entsprechenden 
Angebote künftig fi nanziert werden kön-
nen.

Der KVJS dankt den Referenten der bei-
den Tagungen, die aus wissenschaftlicher 
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Karl Röckinger Roland Klinger
Verbandsvorsitzender Verbandsdirektor

Sicht, vom Standpunkt des Leistungs-
trägers wie anhand fachlicher Einschät-
zungen und praktischer Erfahrungen en-
gagiert Stellung bezogen, die Diskussion 
vorangebracht und die Tagungsteilnehmer 
bereichert haben. 

Der KVJS hofft, dass die begonnene fach-
liche Diskussion und Zusammenarbeit 

fortgesetzt wird und die Suche nach guten 
Lösungen für die Senioren mit geistiger 
Behinderung rasch zu praxistauglichen 
Ergebnissen führt, die in den Stadt- und 
Landkreisen in Baden-Württemberg ver-
wirklicht werden können.
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1. Ausgangspunkt der Überle-
gungen

Der Altersaufbau von Gesamtbevölkerung 
und Bevölkerungsgruppe der wesentlich 
behinderten Menschen unterscheiden sich 
– verursacht durch die sogenannte „Eutha-
nasie“ während des Nationalsozialismus – 
eklatant. Altersbetreuung und Alterspfl ege 
waren in der Eingliederungshilfe bis in die 
jüngste Vergangenheit kaum ein Thema.

Die demografi schen Fakten seien noch 
einmal kurz und plastisch dargestellt, um 
zu verdeutlichen, welcher Personenkreis 
gemeint ist.
Zum Stichtag 31.12.2004 waren 18,2 % 
der Gesamtbevölkerung in Baden-
Württemberg 65 Jahre und älter, unter 
den Leistungsempfängern in der Einglie-
derungshilfe waren dies lediglich 4,2 %. 
Nimmt man jedoch die nächst niedrigere 
Altersgruppe der 40- bis 65-jährigen hin-
zu, ist fast Gleichstand erreicht: In der 
Gesamtbevölkerung beträgt deren Anteil 
52,1 %, unter den Leistungsempfängern in 
der Eingliederungshilfe 49,6%. Das heißt 
im Klartext, dass sich die Altersstrukturen 
zunehmend angleichen werden und dass 
es deshalb an der Zeit ist, sich über die 
Versorgung von Senioren in der Einglie-
derungshilfe Gedanken zu machen. Die 
Beiträge der vorliegenden Veröffentlichung 
beleuchten das Thema von unterschied-
lichen Standpunkten aus und geben 
wichtige Hinweise zu notwendigen Überle-
gungen.

Dem Thema der alt gewordenen und vor 
allem der alt werdenden Menschen mit 

Einführung

Grundsätzliche Überlegungen zur Förderung,
Betreuung und Pfl ege von älteren Menschen mit 
Behinderungen
Dr. Eckart Bohn, Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg

wesentlichen Behinderungen widmet sich 
der Kommunalverband für Jugend und So-
ziales Baden-Württemberg (KVJS) auch im 
Rahmen der Erstellung von Teilhabeplänen 
(frühere Benennung: Kreisbehindertenplä-
ne) und mit dem Verfassen kommunaler 
Seniorenpläne in ganz besonderer Weise. 
Hier unterstützt der KVJS die Stadt- und 
Landkreise und die Kommunen seit der 
Verwaltungsreform in Baden-Württemberg 
zum 01.01.2005 mit einer Serviceleistung, 
die immer mehr in Anspruch genommen 
wird. Der KVJS berechnet in diesem Zu-
sammenhang Bedarfsvorausschätzungen 
für einen Zeitraum von 10 Jahren. Da-
bei zeigt sich, dass in allen Stadt- und 
Landkreisen die Zahl der Senioren in den 
nächsten Jahren stark ansteigen wird, die 
Verhältnisse in den Kreisen jedoch sehr 
unterschiedlich sind. Wie im normalen 
Leben gilt auch wenn Menschen mit Be-
hinderungen ins Seniorenalter hineinwach-
sen, dass dies nicht zwangsläufi g sofort 
mit einer Pfl egebedürftigkeit verbunden 
sein muss.

2. Um wen geht es, welche 
Leistungen werden benötigt und 
welche Veränderungen sind er-
forderlich?

Auch alt werdende und alt gewordene 
Menschen mit Behinderung sind keine 
homogene Gruppe. Auch bei ihnen zeigt 
sich ein Spektrum von noch relativ „fi tten“ 
Älteren bis hin zu schon recht „hinfälligen“, 
stark auf Assistenz, Hilfe und Pfl ege ange-
wiesenen Menschen. Für ältere Menschen 
mit Behinderung geht es wie bei den Al-
tersgenossen in der Normalbevölkerung 
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zunächst um einen gelingenden Übergang 
vom Berufsleben in den Ruhestand und 
dann um die befriedigende Gestaltung 
dieses Ruhestands. Allerdings kommt hin-
zu, dass die „Alternsphase“ bei Menschen 
mit bestimmten Behinderungen bereits im 
fünften oder sechsten Lebensjahrzehnt 
einsetzen kann. Bei älteren Menschen 
ohne Behinderungen wird frühestens beim 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben in der 
Regel im siebten Lebensjahrzehnt, häufi g 
aber erst beim Auftreten von Hilfs- und 
Pfl egebedürftigkeit im höheren Alter vom 
Beginn eines Angebots- und Unterstüt-
zungsbedarfs gesprochen. Beachtenswert 
ist in den Eingliederungshilfestrukturen 
der höhere Männeranteil gegenüber der 
klassischen „Altenhilfepopulation“. Die 
Anforderungen an tagesstrukturierende 
Angebote für ältere Menschen mit Behin-
derung sind durch den höheren Männer-
anteil sowie durch differenzierte Lebens-
lagen mit unterschiedlichen Ausmaßen 
von Assistenz-, Hilfe- und Pfl egebedarf 
gekennzeichnet und damit äußerst vielfäl-
tig. Dies verbietet eine Standardleistung 
„Tagesstrukturierung für ältere Menschen 
mit Behinderungen“ und erfordert vielmehr 
individuell bedarfsgerechte, auf sich verän-
dernde Bedarfe anpassbare Leistungen.

Die Leistung einer Teilhabe am Arbeitsle-
ben wird abgelöst von einer Leistung zur 
Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft. 
Während der Beschäftigungsphase und 
gegebenenfalls der Tagesstrukturierung 
in einer Förderstätte werden soziale Kon-
takte vor allem bei diesen Tätigkeiten und 
an den jeweiligen Orten gepfl egt, ergänzt 
durch Kontakte in der jeweiligen Wohn-
form im privaten Wohnen, in der betreuten 
Wohnform oder im Wohnheim. Mit dem 
Ausscheiden aus einer solchen Beschäf-
tigungs- und Tagesstrukturierungsroutine 
tritt eine Lücke auf, die nicht automa-
tisch vom Geschehen in den jeweiligen 
Wohnumgebungen geschlossen wird. 
Ersatzweise werden andersartige tages-
strukturierende Leistungen notwendig. 
Dabei kann reine Freizeitgestaltung ein 
Teil, aber nicht das zentrale Element einer 

neuen Tagesstrukturierung sein. Maßstab 
hierbei sollte wiederum nach dem Norma-
lisierungsprinzip ein Bedarf sein, der auch 
nicht behinderten Menschen nach dem 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zuge-
standen wird.

Inhaltlich geht es um Begegnungsmöglich-
keiten, Kontakte und Kommunikation im 
unmittelbaren Sozialraum, wobei gewach-
sene Beziehungen weiterhin aufrechterhal-
ten und gepfl egt werden sollten. Durchaus 
vorstellbar und zu empfehlen ist, dass die 
entsprechenden Ansätze als Vorbereitung 
auf den Ruhestand bereits in der Werk-
statt oder in der Förderstätte vermittelt 
werden. Entscheidend ist der Blickwechsel 
von der Teilhabe am Arbeitsleben hin zur 
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft. 
Tagesstrukturierung meint dann nicht mehr 
Arbeits- und Ablauforganisation an den 
Werktagen und zu den üblichen Arbeits-
zeiten, sondern kann wesentlich offener 
und fl exibler unter Einbeziehung von An-
geboten in kommunalen und kirchlichen 
Begegnungs- und Bildungsstätten, von Se-
niorentreffs oder auch von Angeboten der 
Behindertenwohnstätten, der Alten- und 
Pfl egeeinrichtungen gestaltet und entwi-
ckelt werden. In diesem Kontext dürfte die 
Alleinzuständigkeit eines Leistungserbrin-
gers und die umfassende Bedarfsdeckung 
durch ein einziges Angebot zur absoluten 
Ausnahme werden.

In diesem Zusammenhang stellt sich 
auch die noch unbeantwortete Frage der 
Altersgrenze. Eine Altersgrenze an sich 
entspricht ohne Zweifel in hohem Maße 
dem Normalitätsprinzip. Die Frage einer 
„richtigen“ (d.h. einheitlichen) Altersgrenze 
ist jedoch keineswegs einfach zu beant-
worten. Die klassischen 65 (bzw. künftig 
erweiternd 67) Jahre kommen bei Men-
schen mit Behinderung eher als absolute 
Obergrenze in Betracht. Regelmäßig ist 
die abnehmende Leistungsfähigkeit und 
der Wunsch nach Verrentung eher deutlich 
früher festzustellen und wird auch so von 
den Trägern der Behindertenhilfe signali-
siert. Auch ist zu berücksichtigen, dass bei 
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manchen Werkstatt-Beschäftigten bereits 
in relativ frühem Alter ein auskömmlicher 
Rentenanspruch besteht und auch fl ießt, 
während das Förderziel einer Beschäf-
tigung auf dem ersten Arbeitsmarkt auf 
nahe Null gesunken ist. In solchen Fällen 
besteht keine zwingende Notwendigkeit, 
die faktische Fiktion der steuerfi nanzierten 
Teilhabe am Arbeitsleben in der Werkstatt 
fortzuführen. Vielmehr wären die Vorbe-
reitung auf den Ruhestand und die An-
bahnung tagesstrukturierender Assistenz-
leistungen nach dem Ausscheiden aus 
dem Arbeitsleben zu gewährleisten und 
dabei die Kooperationsmöglichkeiten mit 
anderen betreuenden und assistierenden 
Leistungserbringern im Altenhilfebereich 
auszuloten.

Eine neue Herausforderung für die sozi-
alen Dienst- und Hilfeleistungssysteme 
entsteht durch die Besonderheiten des 
Alterns behinderter Menschen. Sie ist ge-
kennzeichnet durch die Zusammenhänge 
zwischen lebenslanger Behinderung, be-
gleitenden Krankheiten, erhöhten Risiken 
von Alterserkrankungen und denkbaren 
Spätfolgen der behinderungsspezifi schen 
Lebensbedingungen sowie durch die 
besonderen Ausprägungen von Pfl ege-
bedürftigkeit behinderter Menschen. Das 
Wissen um diese Besonderheiten ist in 
Deutschland noch relativ gering, die Wis-
sensmehrung über die Auswirkungen der 
körperlichen, seelischen, sozialen und 
materiellen Lebensbedingungen behin-
derter Menschen auf den Alternsprozess 
beginnt erst jetzt. Es erscheint jedoch klar, 
dass wesentlich behinderte Menschen in 
der Regel mindestens ein Jahrzehnt früher 
als nichtbehinderte Menschen alterspfl e-
gebedürftig werden und zu einem Großteil 
auf stationäre Pfl ege angewiesen sein 
werden.

3. Versorgungsvarianten für
alterspfl egebedürftige wesent-
lich behinderte Menschen

In Fachdiskussionen und praktischer Um-
setzung werden in Baden-Württemberg 

derzeit drei Ansätze für die Versorgung 
stationär alterspfl egebedürftiger wesent-
lich behinderter Menschen praktiziert. Es 
sind dies Wohnplätze in sog. binnendiffe-
renzierten Einrichtungen, in Fachpfl ege-
heimen bzw. Fachpfl egeabteilungen oder 
im örtlichen Altenpfl egeheim (sog. „einge-
streute“ Plätze).

3.1 Die Binnendifferenzierung

Im Jahr 1998 wurden in räumlich fest-
gelegten Bereichen von vollstationären 
Behinderteneinrichtungen Versorgungs-
verträge nach SGB XI für spezielle Pfl ege-
abteilungen mit heute rund 1 450 Plätzen 
abgeschlossen. Grundlage war eine Rah-
menvereinbarung des Landeswohlfahrts-
verbandes Württemberg-Hohenzollern mit 
dem Diakonischen Werk Württemberg und 
dem Diözesan-Caritasverband Rottenburg-
Stuttgart über die Binnendifferenzierung 
von Einrichtungen in der Behindertenhilfe. 
Im Landesteil Baden wurden binnendiffe-
renzierte Versorgungsverträge ohne Rah-
menvereinbarungen, aber mit identischen 
Konditionen abgeschlossen.

Wesentliche Inhalte waren und sind die 
Budgetgarantie im binnendifferenzierten 
Teil und die Zusicherung, dass keine 
Einschränkungen bei den bisher dort er-
brachten Betreuungs-, Versorgungs-, Pfl e-
ge- und Förderleistungen erfolgen sollen. 
Es wurde ausdrücklich zugesichert, weiter-
hin Leistungen der Eingliederungshilfe im 
binnendifferenzierten Heimteil in bisheriger 
Höhe zu erbringen.

Binnendifferenzierte Bereiche werden 
hinsichtlich notwendiger Investitionen 
- etwa bei baulichen Qualifi zierungsmaß-
nahmen - nach dem Landespfl egegesetz 
wie Altenpfl egeeinrichtungen gefördert. 
Wegen der überregionalen Belegung 
dieser Abteilungen übernimmt der Kom-
munalverband für Jugend und Soziales 
Baden-Württemberg auf der Grundlage 
der Beschlüsse der Verbandsgremien und 
einer Vereinbarung mit dem Landkreistag 
und dem Städtetag Baden-Württemberg 
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den im Landespfl egegesetz geforderten 
kommunalen Mitfi nanzierungsanteil aus 
Haushaltsmitteln des Verbandes.

Vorteilhaft an dieser Lösung ist, dass 
der behinderte Mensch in seinem ange-
stammten Wohnbereich verbleiben kann. 
Mitbewohner, Betreuer und das weitere 
bauliche und soziale Umfeld sind vertraut 
und bleiben erhalten. Gegebenenfalls ist 
lediglich ein Umzug innerhalb der Einrich-
tung notwendig. Darüber hinaus wurde 
durch diese gemeinsame Aktion die Be-
reitschaft der großen Träger der Einglie-
derungshilfe geweckt, sich dem SGB XI-
Bereich zu öffnen.

Dennoch waren anfangs erhebliche Wi-
derstände der Behindertenhilfeträger zu 
überwinden. Als Gegenargumente wurden 
im Einzelnen vorgetragen:
• die Forderung des Leistungsträgers 

entspricht lediglich vordergründigen 
Sparbemühungen

• Binnendifferenzierung ist ein Rück-
schritt in die Zeit, als Behindertenhilfe 
schwerpunktmäßig unter medizi-
nischen Aspekten gesehen wurde

• die Nichtanerkennung des Heilerzie-
hungspfl egers als fachliches Pfl egeper-
sonal ist für diesen Personenkreis nicht 
gerechtfertigt.

Der Sozialhilfeträger sieht folgende Män-
gel:
• Die Umsetzung erfolgte nur mit Garan-

tie der Budgetneutralität. Die fachliche 
Untermauerung von Quantität und 
Qualität des Betreuungs- und Pfl ege-
personals ist nicht erfolgt.

• Die Umsetzung der Binnendifferenzie-
rung war vor 10 Jahren aus Wirtschaft-
lichkeitsgründen nur bei großen Ein-
richtungen möglich und konnte deshalb 
keine Flächenwirkung haben.

Auch der Gesetzgeber und die Bundesver-
bände der Pfl egekassen haben sich da-
mals zu Wort gemeldet. Sie sahen derart 
allgemeine Versorgungsverträge mit einer 

Leistungserbringung durch die Pfl egekas-
sen als rechtswidrige Umgehung des § 71 
Abs. 4 SGB XI an.

In einer Art Bilanz ist jedoch festzustellen, 
dass die Binnendifferenzierung alles in 
allem zu einem Erfolgsmodell geworden 
ist. Die Lösung wird in der Zwischenzeit 
auch bei den Einrichtungsträgern als fach-
lich und konzeptionell sinnvoll beurteilt. 
Der Sozialhilfeträger profi tiert von der 
vollen Erstattungsleistung der Pfl egeversi-
cherung. Allerdings öffnen sich die Pfl ege-
kassen seither für diese Lösung in der Re-
gel nur noch im Bereich der notwendigen 
stationären Alterspfl ege.

Eine befriedigende Vergütungsregelung 
konnte bisher nicht gefunden werden. 
Durch das Zugeständnis, nicht nur Pfl e-
gestufen nach SGB XI, sondern auch 
Hilfebedarfsgruppen nach SGB XII bei 
der Bemessung der Maßnahmepauschale 
zugrunde zu legen, ist eine Konkurrenz 
der Systeme und eine nicht unbeträcht-
liche Kostensteigerung eingetreten. In den 
binnendifferenzierten Bereichen sollte es 
gelingen, eine fachlich untermauerte und 
ausreichende Gesamtvergütung zu verein-
baren.

3.2 Fachpfl egeheime

Fachpfl egeheime sind in Baden-Württem-
berg seit Bestehen der Pfl egeversiche-
rung in der Regel für den Personenkreis 
der seelisch behinderten oder körperlich 
behinderten Menschen und in geringem 
Umfang für geistig behinderte Menschen 
entstanden. Aktuell gibt es landesweit 
rund 2 950 solcher Plätze. Diese Heime 
sind selbständige, meist wohnortfern an-
gesiedelte Einrichtungen mit einem Ver-
sorgungsvertrag nach SGB XI, in denen 
bisher meist jüngere behinderte Menschen 
(unter 65 Jahren) ohne zusätzliche Einglie-
derungshilfeleistungen gepfl egt werden. 
Die meisten Fachpfl egeheime sind aus 
den ehemaligen Pfl egefallbereichen der 
psychiatrischen Zentren erwachsen und 
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sind Teile von klassischen Kreispfl ege-
heimen.
Auch die Fachpfl egeheime werden hin-
sichtlich notwendiger Investitionen bei 
baulichen Qualifi zierungsmaßnahmen 
nach dem Landespfl egegesetz wie Alten-
pfl egeeinrichtungen gefördert. Wegen der 
überwiegend überregionalen Belegung 
dieser Heime übernimmt der Kommunal-
verband für Jugend und Soziales Baden-
Württemberg nach den entsprechenden 
Beschlüssen der Verbandsgremien den 
im Landespfl egegesetz geforderten kom-
munalen Mitfi nanzierungsanteil aus Haus-
haltsmitteln des Verbandes.

Im Fachpfl egeheim ist die behinderungs-
spezifi sche Betreuung durch entspre-
chendes Fachpersonal sichergestellt. Das 
Fachpfl egeheim ist eine eigenständige 
Einrichtung im Bereich SGB XI ohne zu-
sätzliche Leistungen nach SGB XII. Bei 
der bisherigen Hauptzielgruppe (unter 65 
Jahren) steht der pfl egerische Aufwand 
eindeutig im Vordergrund. Dies wird zu-
künftig mindestens bei einem Teil der 
über 65-Jährigen geistig und mehrfach 
behinderten Menschen ebenfalls so sein, 
so dass diese Lösung sozialplanerisch auf 
diesen Personenkreis erweitert werden 
kann.

Der KVJS sieht jedenfalls bei älteren gei-
stig und mehrfach behinderten Menschen, 
bei denen die Pfl egebedürftigkeit deutlich 
überwiegt, keine Gründe gegen diese 
Lösung, zumal Fachpfl egeheime künftig 
wohnortnah notwendig werden.

Das Fachpfl egeheim stellt eine sinnvolle 
Ergänzung der bis heute gewachsenen 
Versorgungsstruktur für behinderte Men-
schen dar. Ein Netz von Fachpfl egeheimen 
bzw. Fachpfl egeabteilungen sollte in Zu-
kunft wohnortnah aufgebaut werden. In 
den nächsten 10 Jahren ist ein fl ächen-
deckendes Angebot für die Alterspfl ege 
von Menschen mit Behinderungen not-
wendig. Denkbar ist eine Umwidmung von 
Teilen oder eines gesamten Wohnheimes 
für behinderte Menschen in ein Fachpfl e-

geheim ebenso wie der Neubau eines 
Fachpfl egeheims oder die Abtrennung ei-
ner Fachpfl egeabteilung im Pfl egeheim vor 
Ort oder die konzeptionelle Einbeziehung 
einer Fachpfl egeabteilung bei Neuinve-
stitionen. Hierzu bedarf es weiterer kon-
zeptioneller Überlegungen, die gezielt und 
zeitnah erarbeitet werden müssen.

Für die Gruppe der (alters)pfl egebedürf-
tigen wesentlich behinderten Menschen 
sollte aus strukturell-konzeptioneller Sicht 
ein weiterer „besonderer Personenkreis“ 
innerhalb des Rahmenvertrags gemäß § 
75 Abs. 1 SGB XI für das Land Baden-
Württemberg vereinbart werden. Damit 
verbunden sind die vertragliche Verein-
barung fachlicher Standards, eines an-
gemessenen Personalschlüssels und der 
erforderlichen Ausbildungsqualität des 
Personals. Verbunden ist diese Forderung 
mit der Anerkennung des Heilerziehungs-
pfl egers mit Sonderqualifi kation als Pfl e-
gefachkraft, wie auch ausgebildete Pfl ege-
kräfte einer Sonderqualifi kation zur Versor-
gung dieses Personenkreises bedürfen.

3.3 Integration in vorhandene örtliche 
Pfl egeheime

Im Zusammenhang mit dem Aufbau 
kleinerer wohnortnaher Wohnheime und 
der gestiegenen Lebenserwartung we-
sentlich behinderter Menschen wird die 
somatische Pfl egebedürftigkeit zum noch 
ungelösten Problem. Die ersten dezen-
tralen Wohnstätten in den 70er und 80er 
Jahren wurden in der Regel nicht barrie-
refrei und ohne pfl egerische Ausstattung 
errichtet. Das bedeutete im Falle einer 
somatischen Pfl egebedürftigkeit, dass dies 
von und in der Wohnstätte nicht geleistet 
werden konnte. Im Einzelfall erfolgte eine 
Verlegung des Bewohners in das nahe 
Altenpfl egeheim. Gesamtzahlen derartiger 
„eingestreuter“ Plätze sind nicht ermittel-
bar, dürften sich aber noch auf niedrigem 
Niveau bewegen.

Eine Sondereinrichtung und damit beson-
dere Investitionen sind nicht zwangsläufi g 
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für alle Fallkonstellationen notwendig. 
Die Integration in vorhandene Altenpfl e-
geheime bedeutet eine fl ächendeckende 
zeitnahe Lösung. Es gelten die vereinbar-
ten Leistungen nach SGB XI. Derzeitige 
regionale Platzüberkapazitäten könnten für 
diese Nutzung von den vorhandenen Trä-
gern angeboten werden.
Die Belegung freier örtlicher Pfl egeheim-
kapazitäten ist zweifellos eine kostengün-
stige Lösung, erhöht die Wirtschaftlichkeit 
bestehender Einrichtungen, erfordert keine 
zusätzlichen Investitionskosten und bietet 
eine wohnortnahe und gemeindeintegrierte 
Versorgung.

Allerdings wissen wir auch, dass die 
Fachkräfte der Behindertenhilfe mit einer 
Vielzahl von Argumenten bezweifeln, ob 
ein übliches Altenpfl egeheim den Anfor-
derungen zur Betreuung wesentlich, ins-
besondere geistig behinderter Menschen 
gewachsen ist. Zur somatischen Pfl ege 
kommt ein erhöhter Aufsichts- und Schutz-
bedarf, da Einsichtsfähigkeit und Koopera-
tionsfähigkeit nicht vorausgesetzt werden 
können. Pfl egende Angehörige stehen in 
der Regel für unterstützende Maßnahmen 
nicht zur Verfügung. Eine emotionale Si-
cherheit wird im Regelfall durch das Be-
treuungskonzept der Behinderteneinrich-
tung und der Wohngruppe, in der der be-
hinderte Mensch lebt, sichergestellt. Pfl e-
gebedürftigkeit bei alt gewordenen geistig 
behinderten Menschen bedeutet in jedem 
Fall Multimorbidität. Sie ist oft zusätzlich 
noch gepaart mit Selbstaggressivität, Un-
ruhezuständen, Anfallserkrankungen oder 
sonstigen chronifi zierten Vorerkrankungen.

Eine Verlegung älterer pfl egebedürftiger 
wesentlich geistig und mehrfach behin-
derter Menschen in Alterspfl egeheime 
erfordert eine spezifi sche Infrastruktur 
innerhalb der Pfl egeheime für diesen 
Personenkreis und eine entsprechend um-
fassende Qualifi kation des vorhandenen 

Personals. Angesichts der Relationen 
zwischen nicht behinderten pfl egebedürf-
tigen Menschen und geistig und mehrfach 
behinderten, pfl egebedürftigen Menschen 
(Verhältnis etwa 90 zu 10) ist eine fl ächen-
deckende Veränderung nicht zweckmäßig 
und leistbar sowie betriebswirtschaftlich 
nicht vertretbar. Im Übrigen ist es gesell-
schaftspolitisch fraglich, ob erst im Alter 
Integration erprobt oder eigentlich mehr 
erzwungen wird. Wir haben begonnen, mit 
der Gemeindeintegration Ernst zu machen. 
Mit zunehmendem Integrationserfolg wird 
sich dann auch die Altersintegration mit 
der Zeit von alleine lösen.

4. Ausblick

Für den Personenkreis der Menschen mit 
geistigen, seelischen oder mehrfachen 
Behinderungen ist der Übergang von der 
Beschäftigung ins Seniorendasein ein 
ebenso gravierender Schritt, wie er auch 
von nichtbehinderten Menschen erlebt und 
empfunden wird. Es geht hier wie da da-
rum, Möglichkeiten einer sinnvollen Betä-
tigung zu eröffnen, weiterhin dabei zu sein 
im Leben. 

Einrichtungen und Dienste, die Gestal-
tung des kommunalen Lebens müssen 
sich konzeptionell und personell, baulich 
und organisatorisch darauf einstellen, um 
auch weiterhin Teilhabe am Leben und 
bei Bedarf „gute“ Pfl ege für Menschen mit 
Behinderung im neuen und sehr anderen 
Lebensabschnitt zu bieten und zu ermög-
lichen. Zu berücksichtigen ist auch, dass 
diese Menschen normalerweise keine 
Kinder haben, die sich um sie kümmern 
können. Dafür bürgerschaftliches Enga-
gement zu wecken, das dürfte nicht nur 
ständige Aufgabe der Heime, sondern 
auch gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
sein. Das Gemeinwesen, die Vereine, die 
bürgerlichen und kirchlichen Gemeinden 
sind gefordert.
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1. Ausgangssituation

In seiner Sitzung am 17./18. Juli 2007 
(Vorlage Nr. 7/2007) hat der Verbands-
ausschuss des Kommunalverbandes für 
Jugend und Soziales Baden-Württemberg 
die sozialplanerischen Ansätze zur pfl e-
gerischen Versorgung insbesondere älter 
werdender pfl egebedürftiger Menschen zur 
Kenntnis genommen und die  Verwaltung 
beauftragt, das Thema weiterzuverfolgen.

Unter Federführung des KVJS ist eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe der Lan-
desarbeitsgemeinschaft der öffentlichen 
und freien Wohlfahrtspfl ege eingerichtet 
worden, deren Zielsetzung es ist, für die 
Versorgung aller pfl egebedürftiger behin-
derter Menschen, insbesondere aber alter 
pfl egebedürftiger behinderter Menschen 
eine weitgehend übereinstimmende Hal-
tung zwischen Leistungserbringern und 
Leistungsträgern zu fi nden. Beteiligt sind 
auch die Kommunalen Landesverbän-
de, die Pfl egekassen und das Sozial-
ministerium. 

Lösungen bedürfen einer vertragsrecht-
lichen Absicherung und können deshalb 
nicht einseitig von den Sozialhilfeträgern 
durchgesetzt werden. Die Beschlussfas-
sung des KVJS–Verbandsausschusses 
soll eine Basis für die Vertragsverhand-
lungen sein.

2. Lösungsansätze 

Die ersten Diskussionen in der landeswei-
ten Arbeitsgruppe haben ergeben, dass 
der Themenkomplex einer Weiterentwick-

Beschlussvorlage des KVJS-Verbandsausschusses 
am 08. Juli 2008 
Versorgungsstrukturen für pfl egebedürftige behin-
derte Menschen in der Abgrenzung Eingliederungs-
hilfe und Pfl ege
Die Vorlage wurde vom KVJS-Verbandsausschuss am 8. Juli 2008 wie beantragt be-
schlossen

lung für alle pfl egebedürftigen behinderten 
Menschen unabhängig vom Alter bedarf. 
Dazu lassen sich folgende drei Personen-
gruppen unterscheiden:

• behinderte Menschen mit überwie-
gendem Eingliederungshilfebedarf und 
zusätzlichem pfl egerischem Bedarf, 

• überwiegend pfl egebedürftige behin-
derte Menschen mit zusätz lichem Ein-
gliederungshilfebedarf und      

• alterspfl egebedürftige behinderte Men-
schen.

Für diese drei Personengruppen werden 
nachfolgend die Ausgangsituation und die 
Handlungsoptionen dargestellt.

2.1 Versorgungsstruktur für behinderte 
Menschen mit überwiegendem Einglie-
derungshilfebedarf und zusätzlichem 
Pfl egebedarf

2.1.0 Allgemeines

Altersunabhängig wird heterogen in den 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
eine Vielzahl an behinderten Menschen 
versorgt und betreut, die einen überwie-
genden Bedarf an Eingliederungshilfe-
leistungen, aber daneben noch einen 
zusätzlichen Pfl egebedarf im Sinne des 
SGB XI haben. Für diesen Personenkreis 
gibt es im SGB XI eine nur unzureichende 
Lösung.

§ 43 a SGB XI sieht für pfl egebedürftige 
Personen, die vom Medizinischen Dienst 
der Krankenkassen (MDK) in eine der drei 
Pfl egestufen des SGB XI eingestuft sind 
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und in vollstationären Einrichtungen der 
Hilfe für behinderte Menschen unterge-
bracht sind, in denen die Teilhabe am Ar-
beitsleben und am Leben in der Gemein-
schaft, die schulische Ausbildung oder die 
Erziehung behinderter Menschen im Vor-
dergrund des Einrichtungszweckes steht, 
nur eine verkürzte Leistungen in Höhe von 
seit 1995 unverändert bis zu 256 Euro pro 
Monat anstelle der vollen Leistungsbeträge 
des SGB XI in Höhe von pfl egestufenab-
hängigen 1.023 €  – 1.432 € vor (behinder-
te Menschen mit einem unterhalb der Pfl e-
gestufe I liegenden Pfl egebedarf erhalten 
keine Leistungen nach SGB XI).

Leistungen nach § 43 a SGB XI erhal-
ten derzeit in Baden-Württemberg rund 
8.000 behinderte Menschen. Die Sozialhil-
feträger in Baden-Württemberg überneh-
men als Differenz zu den vollen Leistungs-
beträgen der Pfl egeversicherung damit 
derzeit Pfl egeleistungen in Höhe von rund 
100 Mio. Euro jährlich für die Pfl egekassen 
ohne Erstattungsmöglichkeit.
An der dargestellten Situation hat sich 
auch durch das am 01.07.2008 in Kraft ge-
tretene Pfl egeversicherungsweiterentwick-
lungsgesetz keine Änderung ergeben. 

2.1.1 Handlungsbedarf

Für den Personenkreis der behinderten 
Menschen mit überwiegendem Eingliede-
rungshilfebedarf und zusätzlichem pfl e-
gerischem Bedarf ist deshalb weiterhin 
beim Bundesgesetzgeber und beim Land 
Baden-Württem berg im Hinblick auf den 
Bundesrat darauf hinzuwirken, dass diese 
behinderten Menschen in der gesetz-
lichen Pfl egeversicherung die gleichen 
Leistungen erhalten wie nicht behinderte 
pfl egebedürftige Menschen, d.h., dass der 
bisherige reduzierte Leistungsbetrag in 
Höhe von bis zu 256 € pro Monat bis zur 
Höhe des jeweiligen Leistungsbetrages 
angehoben wird, wie er für nicht behinder-
te Menschen bezahlt wird.  

Die derzeit im SGB XI gesetzlich veran-
kerte Ungleichbehandlung widerspricht 

den Zielsetzungen des SGB IX zur glei-
chen Teilhabe behinderter Menschen an 
den üblichen, vorrangigen Sozialsiche-
rungssystemen und verlagert jährlich ca. 
100 Mio. Euro allein in Baden-Württem-
berg in die kommunal fi nanzierte nachran-
gige Sozialhilfe.

2.2 Versorgungsstruktur für behinderte 
Menschen mit überwiegender 
Pfl egebedürftigkeit und zusätzlichem 
Bedarf an Eingliederungshilfelei-
stungen

2.2.0 Allgemeines

Um für die überwiegend pfl egebedürftigen 
behinderten Menschen altersunabhängig 
die vollen Leistungsbeträge nach SGB XI 
in Anspruch nehmen zu können, wurde 
nach Einführung der Pfl egeversicherung, 
vorrangig in den Jahren 1997/98, zwi-
schen Pfl egekassen, den Landeswohl-
fahrtsverbänden als damals überörtliche 
Sozialhilfeträger und vorwiegend großen 
Trägern der Eingliederungshilfe das so 
genannte Konstrukt der binnendifferen-
zierten Einrichtungsteile innerhalb der 
Komplexeinrichtungen der Behindertenhil-
fe geschaffen. Diese binnendifferenzierten 
Einrichtungsteile erfüllten die Vorgaben 
des SGB XI (selbstständig wirtschaftende 
Einrichtungen unter Führung einer verant-
wortlichen Pfl egefachkraft), erhielten von 
den Pfl egekassen einen Versorgungsver-
trag nach SGB XI und die Sozialhilfeträ-
ger konnten für die dort untergebrachten 
behinderten Menschen folglich die vollen 
Leistungsbeträge des SGB XI in Anspruch 
nehmen.

Die Pfl egekassen anerkannten insoweit in 
diesen binnendifferenzierten Einrichtungs-
teilen, dass bei dort untergebrachten be-
hinderten Menschen vorrangig Pfl egebe-
dürftigkeit bestand. Überwiegend handelt 
es sich um unter 60-jährige Personen.

Inzwischen gibt es diese Binnendiffe-
renzierung landesweit in verschiedenen 
Ausprägungen. Insgesamt wurde erreicht, 
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dass auf rund 3.000 Plätzen behinderte 
Menschen die vollen Leistungen der Pfl e-
geversicherung erhalten können und somit 
eine erhebliche Entlastung der Sozialhilfe-
aufwendungen eintrat.

Zunehmend hinterfragt werden inzwischen 
die binnendifferenzierten Einrichtungen 
von den Pfl egekassen, weil Zweifel an der 
überwiegenden Pfl egebedürftigkeit der 
dort untergebrachten behinderten Men-
schen bestehen.

2.2.1 Handlungsbedarf

Das System der Binnendifferenzierung ist 
in Baden-Württemberg fortzuführen und 
auszubauen, soweit sich hierüber mit den 
Pfl egekassen ein Einvernehmen erzielen 
lässt, denn in keinem anderen Bundesland 
gibt es in diesem Umfang binnendifferen-
zierte Plätze. Die Pfl egekassen anderer 
Bundesländer sehen die Lösung Binnen-
differenzierung als Gesetzesumgehung 
des § 43 a SGB XI an (vgl. Abschnitt 2.10). 
Vgl. zu weiteren Vorschlägen Abschnitt 
2.3.1. In Baden-Württemberg gilt es daher, 
kommunal geschlossen gegenüber den 
Pfl egekassen aufzutreten und das bisher 
Erreichte zu verteidigen und behutsam 
fortzuführen.

2.3 Versorgungsstruktur für alterspfl e-
gebedürftige behinderte Menschen 

2.3.0 Allgemeines

Der Altersaufbau von Gesamtbevölkerung 
und der Bevölkerungsgruppe der wesent-
lich behinderten Menschen – verursacht 
durch die „Euthanasie“ während des 
Nationalsozialismus – unterscheidet sich 
eklatant. Alterspfl ege war in der Eingliede-
rungshilfe bis in die jüngste Vergangenheit 
kein Thema. 

Inzwischen ist – bedingt durch die demo-
graphische Entwicklung und den medizi-
nischen Fortschritt – Handlungsbedarf für 
eine Ergänzung der Versorgungsstruktur 

gegeben. Eine zahlenmäßige Darstellung 
ist mangels einer amtlichen Statistik nur 
mangelhaft möglich. Nach den bisher be-
kannten Daten über einen altersmäßigen 
Aufbau in der Eingliederungshilfe variieren 
die Altersgruppenanteile von Kreis zu Kreis 
und von Einrichtung zu Einrichtung zum 
Teil erheblich.

Die starken Jahrgänge der 50- bis 60-
jährigen Leistungsberechtigten der Einglie-
derungshilfe rücken nach und damit wird 
der Anteil der Alterspfl egebedürftigen be-
reits in den nächsten 10 Jahren in Baden-
Württemberg eine progressive Zunahme 
erfahren.

Liegt das durchschnittliche Aufnahmealter 
von nicht behinderten Menschen erheblich 
jenseits des 80. Lebensjahres, kann bei 
behinderten Menschen durchschnittlich 
von einer früher (5 – 10 Jahre)  begin-
nenden Pfl egebedürftigkeit ausgegangen 
werden, die eine Heimunterbringung not-
wendig macht.

Die Versorgung dieses Personenkreises 
wird - wenn stationäre Pfl ege erforderlich 
ist – gegenwärtig auf unterschiedliche 
Art und Weise sichergestellt. Von der 
Unterbringung in eigens geschaffenen 
Pfl egeheimen für behinderte Menschen, 
unter dem Dach und auf dem Gelände von 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe oder 
räumlich entfernt bis hin zur Versorgung 
in Pfl egeheimen für nicht behinderte Men-
schen, sind vielerlei Angebote vorhanden, 
gleich wie Versorgung im Wege der Ein-
bindung ins Gemeinwesen erfolgt.
 
Pfl egeheime für alterspfl egebedürftige 
behinderte Menschen werden hinsichtlich 
notwendiger Investitionen bei baulichen 
Qualifi zierungsmaßnahmen nach dem 
Landespfl egegesetz wie Altenpfl egeein-
richtungen gefördert. 
Wegen der überwiegend überregionalen 
Belegung dieser Heime übernimmt der 
Kommunalverband für Jugend und Sozi-
ales Baden-Württemberg nach den ent-
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sprechenden Beschlüssen der Verbands-
gremien den im Landespfl egegesetz gefor-
derten kommunalen Mitfi nanzierungsanteil 
aus Haushaltsmitteln des Verbandes.

Aufgrund des zunehmenden Bedarfs an 
stationären Plätzen für alterspfl egebedürf-
tige behinderte Menschen in Pfl egeheimen 
für behinderte Menschen öffnen sich Ein-
richtungsträger konzeptionell zunehmend 
für diese Versorgungsform, in der der 
pfl egerische Aufwand eindeutig im Vorder-
grund steht.

Als eigenständige Einrichtung im Bereich 
SGB XI stellt das Pfl egeheim für behin-
derte Menschen eine sinnvolle Ergänzung 
der bis heute gewachsenen Versorgungs-
struktur für behinderte Menschen dar. In 
den nächsten 10 Jahren ist die Schaffung 
eines fl ächendeckenden, möglichst wohn-
ortnahen Angebots für die Alterspfl ege be-
hinderter Menschen geboten.

Dabei ist nicht nur oder sogar zum gerin-
geren Teil ein Neubau notwendig. Denkbar 
ist eine Umwidmung von Teilen oder eines 
gesamten Wohnheimes für behinderte 
Menschen in ein Pfl egeheim für behinderte 
Menschen oder die Abtrennung einer Pfl e-
geabteilung im Pfl egeheim vor Ort oder die 
konzeptionelle Einbeziehung einer Pfl ege-
abteilung bei Neuinvestitionen. Hierzu be-
darf es weiterer gemeinsamer konzeptio-
neller Überlegungen, die gezielt erarbeitet 
werden müssen.

2.3.1 Handlungsbedarf

• Das Land Baden-Württemberg sollte 
die Investitionsförderung von statio-
nären Pfl egeplätzen für mindestens 
alte behinderte Menschen über das 
Jahr 2010 hinaus fortführen, da sich 
wegen der demografi schen Entwick-
lung insoweit zweifelsfrei in den näch-
sten 10 Jahren ein Zusatzbedarf ergibt. 
Bewohner von Pfl egeheimen oder –ab-
teilungen für behinderte Menschen sind 

in aller Regel zu 100 % auf Sozialhilfe 
angewiesen. Eine Förderung garantiert 
einen gezielten Aufbau einer bedarfs-
gerechten Infrastruktur und gleichzeitig 
eine Entlastung der von der Sozialhilfe 
fi nanzierten Pfl egesätze.

• Im Landesheimgesetz bzw. der noch 
zu erlassenden Rechtsverordnung ist 
sicherzustellen, dass seitens der Heim-
aufsichtsbehörden in Pfl egeheimen für 
behinderte Menschen die Berufsgrup-
pe der Heilerziehungspfl eger/innen 
uneingeschränkt Anerkennung als Pfl e-
gefachkraft fi ndet, damit  den beson-
deren Anforderungen pfl egebedürftiger 
behinderter Menschen durch darauf 
spezialisiertes Fachpersonal Rechnung 
getragen werden kann. Hier fehlt es 
noch an einer eindeutigen gesetzlichen 
Klarstellung und die Pfl egekassen 
verweigern deshalb auch einen Versor-
gungsvertrag, wenn Heilerziehungs-
pfl eger eingesetzt werden. 

 Das Land hat signalisiert, dass es in 
der noch zu erlassenden Rechtsver-
ordnung die dargestellte Problematik 
berücksichtigen würde. 

• Vertragsrechtlich ist mit den Lei-
stungserbringern sicherzustellen, dass 
einerseits qualitativ vergleichbare 
Standards mit Einrichtungen nicht 
behinderter Menschen eingehalten 
werden, dennoch andererseits den be-
hinderungsbedingten Besonderheiten 
der alterspfl egebedürftigen behinderten 
Menschen Rechnung getragen wird. 
Zudem ist sicherzustellen, dass die 
Sozialhilfeträger uneingeschränkt die 
Möglichkeiten erlangen, die Leistungen 
des SGB XI zur Minderung ihrer Sozi-
alhilfeausgaben in Anspruch nehmen 
zu können.

2.3.2 Mögliche Vertragslösungen im Be-
reich der Sozialgesetzbücher XI (Pfl ege-
versicherung) und XII (Sozialhilfe)
Für eine Lösung sind drei Varianten denk-
bar:
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2.3.2.1 Gleiche Rahmenbedingungen, 
insbesondere gleiche Personalschlüs-
sel, für nicht behinderte und behinderte 
Menschen

Hierfür spricht, dass innerhalb des SGB XI 
sowohl nicht behinderte als auch behin-
derte Menschen hinsichtlich der Perso-
nalschlüssel gleich behandelt werden und 
bei der Vereinbarung der landesweiten 
Personalschlüssel § 75 Abs. 3 SGB XI in-
soweit berücksichtigt wurde, als in den ver-
einbarten Personalschlüsseln jeweils der 
besondere Pfl ege- und Betreuungsbedarf 
Pfl egebedürftiger mit geistigen Behinde-
rungen, psychischen Erkrankungen, de-
menzbedingten Fähigkeitsstörungen und 
anderen Leiden des Nervensystems mit zu 
berücksichtigen war.

Für den Sozialhilfeträger beinhaltet diese 
Lösung das höchste Einsparpotential, weil 
die Vergütungen des SGB XI die alleinige 
Berechnungsgrundlage bilden und die 
vollen Leistungsbeträge des SGB XI in An-
spruch genommen werden können.
Seitens der Einrichtungsträger besteht 
hierfür aber keine Akzeptanz, weil für be-
hinderte Menschen ein tatsächlicher zu-
sätzlicher Bedarf gesehen wird.

2.3.2.2 Gleiche Rahmenbedingungen, 
insbesondere Personalschlüssel, für 
nicht behinderte und behinderte Men-
schen und ergänzende Vereinbarung 
eines auf SGB XII gründenden zusätz-
lichen Personalschlüssels bzw. Vergü-
tungsbetrags, der dem zusätzlichen, 
noch zu bestimmenden Betreuungs- 
und Pfl egebedarf bei behinderten Men-
schen ausreichend Rechnung trägt

Dieser Weg ermöglicht auch, dass die 
vollen Leistungen des SGB XI in Anspruch 
genommen werden können.
Er setzt voraus, dass der behinderungs-
bedingt notwendige Zusatzbedarf ebenso 
defi niert ist wie der in Frage kommende 
Personenkreis. Andernfalls ist davon 
auszugehen, dass seitens der Leistungs-
erbringer Sonderbedarfe, die einen über 

die vereinbarte Pfl egevergütung hinaus 
gehenden Betrag rechtfertigen würden, 
geltend gemacht werden.

2.3.2.3 Anerkennung der behinderten 
Menschen als eine besondere Perso-
nengruppe innerhalb des Rahmenver-
trags zu § 75 SGB XI, die vertragsrecht-
lich mit einem eigenen (verbesserten) 
Personalschlüssel ausgestattet wird

Dieser Weg ermöglicht auch, dass die 
vollen Leistungsbeträge des SGB XI in 
Anspruch genommen werden können. 
Damit würden pfl egebedürftige behinderte 
Menschen generell als eine besondere 
Gruppe von Pfl egebedürftigen innerhalb 
der gesetzlichen Pfl egeversicherung 
(SGB XI) anerkannt. Insoweit entsteht eine 
Ungleichheit der Pfl egebedürftigkeit zwi-
schen nicht behinderten und behinderten 
Menschen.
Die fi nanziellen Auswirkungen sind ge-
genwärtig gleich wie in Vorschlag 2.3.2.2, 
weil die Leistungsbeträge des SGB XI 
gedeckelt sind und selbst eine Erhöhung 
zu keiner Entlastung der Sozialhilfe führen 
wird.

2.3.2.4 Fazit der Verwaltung

In der Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen gilt als Zielvorgabe die Nor-
malität, d.h. die übliche Teilhabe in allen 
Lebensbereichen. Dazu gehört auch die 
übliche Inanspruchnahme der jeweils re-
levanten vorrangigen Sozialleistungen. 
Wenn bei behinderten Menschen die 
Pfl egebedürftigkeit im Vordergrund steht, 
gebietet der Teilhabegrundsatz zwangsläu-
fi g, den Hilfefall als Pfl egefall und damit als 
umfassend berechtigt für Leistungen der 
gesetzlichen Pfl egeversicherung und bei 
Bedarf aufstockend im Rahmen der Hilfe 
zur Pfl ege in der Sozialhilfe zu behandeln. 
Für einen nicht behinderten Menschen gel-
ten die gleichen Prinzipien. Deshalb wird 
von der Verwaltung die zuletzt genannte 
Variante 2.3.2.3 befürwortet.1

1  Die Regelungen und Richtlinien nach § 87b Abs. 3 
SGB XI (Einsatz von zusätzlichen Betreuungskräften 
in stationären Pfl egeeinrichtungen) waren zum Be-
schlusszeitpunkt noch nicht bekannt.
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I. Alt werdende Menschen mit
geistigen Behinderungen
Beiträge der KVJS-Fachtagung
„Alter und Behinderung“,
Messe Pfl ege und Reha Stuttgart,
8. April 2008

Lebenswelten von Senioren mit Behinderung
Dr. Heidrun Metzler, Universität Tübingen

1. Wann ist man alt?

Über Lebenswelten älterer behinderter 
Menschen zu sprechen heißt zunächst zu 
defi nieren, von welchem Personenkreis 
genau die Rede sein soll. Ab wann ist man 
„alt“ oder „älter“, ab wann darf man als 
„Senior“ oder Seniorin“ bezeichnet wer-
den?

Die Antworten darauf sind vielfältig:
• Von Senioren spricht man zum Bei-

spiel, wenn das Rentenalter erreicht 
ist. Heute liegt dieses noch bei 65 
Jahren, in naher Zukunft werden es 67 
Jahre sein. Heißt das, dass man dann 
später alt bzw. zum Senior wird?

• Andererseits ist zu beobachten, dass 
auch in früheren Lebensjahren schon 
Renten bezo gen werden. Bedeutet die 
sozialrechtliche Defi nition des Alters, 
dass dann zum Beispiel auch 50jährige 
schon zu den Senioren gehören?

• Andere Argumente setzen auf die 
heutige durchschnittliche Lebenserwar-
tung, die insge samt bei 76 (Männer) 
bzw. 82 (Frauen) Jahren liegt. Ist man 
dann evtl. die letzten Jahre dieser Le-
benserwartung, das heißt, zum Beispiel 
ab 70 Jahren ein Senior?

• Oder kann man von „alt“ erst dann 
sprechen, wenn man zu den soge-

nannten Hochbetagten, das heißt den 
über 80jährigen gehört?

• Unter biologischen Gesichtspunkten 
wiederum wird diskutiert, dass man von 
„alt“ spre chen sollte, wenn spezifi sche 
biologische Abbauprozesse erkennbar 
sind, die nicht mehr kompensiert wer-
den können. Das Kriterium alt wäre 
dann individuell je nach körperlicher 
und/oder psychischer Verfassung an-
zulegen.

• Oder gilt letztendlich doch der altbe-
kannte Satz: „Man ist so alt, wie man 
sich fühlt“?

Diese verschiedenen Zugangsweisen 
zeigen, dass es keine allgemeingültige 
Defi nition des Al ters gibt. Je nach Kontext 
wird das Alter unterschiedlich defi niert. 
Eine Rolle spielen sozialrecht liche Aspekte 
– zum Beispiel die Festlegung des Ren-
tenalters –, medizinische Aspekte, soziale 
und indi viduelle Faktoren (vgl. HAVEMAN, 
STÖPPLER 2004, 15f)
Ungeachtet dessen wird seit etwa 10 bis 
15 Jahren diskutiert, dass sich die Alters-
struktur von Menschen mit Behinderungen 
zunehmend an die der Gesamtbevölke-
rung angleicht. Parallel zur „Alterung“ 
der Gesamtbevölkerung lässt sich eine 
Alterung der Menschen beobachten, die 
viel fach ihr Leben lang mit Behinderungs-
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erfahrungen konfrontiert sind. Die Hinter-
gründe dafür sind mit den allgemeinen 
Ursachen der aktuellen demografi schen 
Entwicklung vergleichbar:
• Der gestiegene Lebensstandard und 

medizinische Fortschritte tragen zu 
steigender Le benserwartung bei. Bei 
Menschen mit Behinderungen kann 
man ergänzen: Sie haben heute den 
gleichen Zugang zu medizinischen 
Dienstleistungen, was in früheren Jah-
ren oft nicht der Fall war.

• Die Geburtenraten sinken, so dass der 
proportionale Anteil älterer Menschen 
zunimmt. Prinzipiell gilt dies auch für 
Menschen mit Behinderungen: wenn 
Geburtenraten sinken, kommen auch 
anteilig weniger Kinder mit einer Behin-
derung zur Welt. Allerdings gibt es hier 
interessante Abweichungen: Die abso-
lute Zahl behinderter Kinder bleibt an-
nähernd unverändert. Erklärt wird dies 
damit, dass heute vermutlich differen-
ziertere diagnostische Kriterien wirken 
und zugleich mehr Kinder mit gravie-
renden Beeinträchtigungen überle ben 
(vgl. MAIR, ROTERS-MÖLLER 2007, 214).

2. Demografi sche Aspekte

Dass die allgemeinen demografi schen Ent-
wicklungen im Behindertenbereich erst seit 
ver gleichsweise kurzer Zeit beobachtet 
werden, hängt damit zusammen, dass die 
sog. Euthanasie aktionen im Dritten Reich 
ganze Generationen von behinderten  
Menschen vernichtet haben, so dass die 
nach dem zweiten Weltkrieg geborene Ge-
neration die erste ist, die nun ins Senioren-
alter gelangt. 
Eine Schwierigkeit grundsätzlicher Art 
– gewissermaßen hinter diesen allge-
meinen Aussagen einer zunehmenden 
demografi schen Angleichung – liegt darin, 
dass in Deutschland keine de taillierten 
Statistiken zu behinderten Menschen ge-
führt werden (auch dies eine Folge des 
Dritten Reiches). Einzige Ausnahme stellt 
die Schwerbehindertenstatistik dar; diese 
hilft aber nur be dingt weiter, da in dieser 

Statistik nur die Menschen aufgeführt wer-
den, die einen Schwerbehin dertenausweis 
besitzen. Und hier sind Menschen, die im 
erwerbsfähigen Alter durch Unfälle, chro-
nische Erkrankungen und anderes behin-
dert werden, sowie Menschen, die im Alter 
von über 65 Jahren gesundheitliche Ein-
schränkungen erfahren, in der Mehrzahl. 
Etwa die Hälfte aller schwer behinderten 
Personen ist älter als 65 Jahre – und dies 
sind in der Regel nicht die Menschen, die 
seit Geburt oder über lange Lebensspan-
nen hinweg von Behinderung betroffen 
sind.

Aussagen zur Altersstruktur behinderter 
Menschen lassen sich daher nur annä-
herungsweise gewinnen; eine wichtige 
Quelle dabei stellen die Statistiken der So-
zialhilfeträger dar.
In einem Beitrag zum Thema „Einglie-
derungshilfe“ stellte der Vorsitzende der 
Bundesarbeitsge meinschaft der überört-
lichen Sozialhilfeträger 2005 Erkenntnisse 
zur Alterstruktur der Menschen vor, die 
in Werkstätten beschäftigt sind, sowie 
der Menschen, die in stationären Einrich-
tungen betreut werden. (BAUR 2005, 4 ff). 
Danach besaß im Jahr 2000 die Alter-
gruppe der 30- bis 40jährigen den größten 
Anteil unter den Werkstattbeschäftigten 
beispielsweise in Westfalen-Lippe. Im Ver-
gleich zur entsprechenden Alters struktur 
der sog. Erwerbsbevölkerung zeigt sich, 
dass insbesondere noch die Altersgruppe 
der 50- bis 60jährigen im Werkstattbereich 
unterrepräsentiert ist. (vgl. Schaubild Seite 
19):

In den stationären Einrichtungen in West-
falen-Lippe besitzt die Gruppe der 30- bis 
50jährigen den größten Anteil. Men schen, 
die sich dem Rentenalter nähern bzw. 
bereits im Rentenalter sind, sind noch 
deutlicher als im Werkstattbereich gegenü-
ber der Allgemeinbevölkerung unterreprä-
sentiert; überträgt man diese regionalen 
Daten auf das Bundesgebiet, ist davon 
auszugehen, dass im Jahre 2000 bereits 
ca. 20 000 Menschen in Heimen älter als 
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60 Jahre waren. Hochrechnungen gehen 
davon aus, dass im Jahre 2012 bereits ein  

Ein aktuelleres Bild vermittelt eine Auswer-
tung des STATISTISCHEN BUNDESAMTES (2008), 
der die Daten zu den Empfänger/-innen 
von Leistungen der Eingliederungshilfe im 
Laufe des Jahres 2006 zugrunde liegen 
(vgl. Grafi k 3). Danach sind die Altersgrup-
pen „unter 18 Jahre“, „18 bis 40 Jahre“ 
und „40 bis 65 Jahre“ unter den Leistungs-
beziehern jeweils mit annähernd gleichen 

Drittel aller Heimbewohner zur Gruppe der 
Senioren zu rechnen sein werden.

Anteilen vertreten (zwischen 29 und 34 %). 
Menschen im Alter über 65 Jahre besitzen 
insgesamt einen Anteil von 5 %:

Differenziert man nach dem Ort des Lei-
stungsbezugs, zeigt sich, dass unter den 
Menschen, die in Wohneinrichtungen 
Leistungen erhalten, mit 46 % die Gruppe 
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der 30-50jährigen dominiert (siehe Gra-
fi k 4); gegenüber den Daten aus 2000 hat 
sich der Anteil der 50-60jährigen um 5 % 
erhöht, der Anteil der über 60-jährigen um 
1 %. Gegenüber den Schätzungen aus 
dem Jahre 2000, als in absoluten Zahlen 
ca. 20.000 Menschen mit Behinderung in 
Heimen älter als 60 Jahre waren, umfasst 
diese Gruppe im Jahre 2006 ca. 24.000 
Menschen.
Eine analoge Entwicklung zeigt sich in 
den Werkstätten für behinderte Menschen: 
Auch hier hat sich der Anteil der 50- bis 
60jährigen um ebenfalls 5 % erhöht; in 
absoluten Zahlen betrachtet sind ca. 7.200 
Werkstattbeschäftigte älter als 60 Jahre 
(gegenüber – geschätzten – 6.500 Men-
schen im Jahre 2000). 

Was bedeuten diese demografi schen Ent-
wicklungen?

Die Diskussion um die Situation älterer 
behinderter Menschen lässt verschiedene 
Schwerpunkte erkennen: Ihren Ausgang 
nahm die Diskussion aus einer eher ver-

sorgungsorientierten Per spektive 
heraus. Angesichts der erwähnten de-
mographischen Entwicklung stellte und 
stellt sich die Frage, wie das bestehende 
System der Behindertenhilfe mit seinen 
Einrichtungen und Diensten ergänzt wer-
den muss und kann. Historisch betrachtet 
entwickelte sich die Behinder tenhilfe in 
Zusammenhang mit dem Heranwachsen 
der Generation behinderter Menschen, 
die nach dem Zweiten Weltkrieg geboren 
wurden. Ergänzend, zum Teil auch konträr 
zu den An stalten, die ihre Arbeit wieder 
aufnahmen, bestand zunächst ein Bedarf 
nach vorschulischer und schulischer Be-
treuung und Bildung; im Verlauf der 70er 
Jahre ergab sich insbesondere die Not-
wendigkeit, Arbeitsmöglichkeiten für Schul-
entlassene zu schaffen. Wenige Jahre 
später folgte der Ausbau des Wohnstätten-
netzes, da behinderte Menschen im fortge-
schrittenen Erwachse nenalter zunehmend 
weniger von ihren Familien bzw. Eltern 
betreut werden können. Entspre chend die-
ser Entwicklung scheinen nun Hilfen und 
Angebote erforderlich, die ein Leben im 

  Grafik 3 
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Ru hestand begleiten können. Tagesstruk-
turierende Angebote außerhalb einer Ar-
beitstätigkeit, Be gegnungsmöglichkeiten, 
aber auch Pfl egeleistungen, die in die 
bestehenden Angebote integriert wer-
den können, zählen beispielsweise zu 
den Diskussionspunkten. Dass diese 
Versorgungs bausteine überhaupt zu dis-
kutieren waren (und sind), hängt vor allem 
mit der Gestaltung der Leistungsentgelte 
zusammen. Leistungsentgelte (Pfl egesätze 
oder aktuell: Maßnahmepauschalen) be-
ziehen sich auch heute noch überwiegend 
auf die tradierten Einrich tungen der Werk- 
und Wohnstätten; sie basieren zudem auf 
einem für Erwachsene im Erwerbs alter 
typischen Zeitbudget, das die außerhäus-
liche Beschäftigung werktags impliziert. 
„Zwi schenlösungen“ zwischen diesen Ein-
richtungen, Übergänge bzw. Formen der 
Beschäftigung und Tagesstrukturierung au-
ßerhalb des Arbeitsbereiches lassen sich 
auch heute noch nur müh sam fi nanzieren 
(vgl. MAIR, ROTERS-MÖLLER 2007, 229 ff,)

Weiter erschwerend wirken die nachhal-
tigen sozialrechtlichen Konfl ikte zwischen 
Teilhabe- und Pfl egeleistungen, insbeson-
dere zwischen Eingliederungshilfe und 
Pfl egeversicherung.

3. Konzeptionelle Entwicklungen

Die eher versorgungsorientierten Sicht-
weisen werden heute zunehmend von 
fachlich-kon zeptionellen Sichtweisen 
abgelöst, die die Situation älter werdender 
Menschen mit Behinde rung einbetten in 
grundsätzliche Diskussionen des Ver-
ständnisses von Behinderung und einer 
Neuformulierung des Teilhabegedankens. 
Dabei werden vor allem drei unterschied-
liche Diskussionsstränge aufgegriffen:
• die Reformulierung des Behinderungs-

begriffes
• die Forderungen der Bürgerrechtsbe-

wegung des „Independent Living“
• die Erkenntnisse der modernen Geron-

tologie
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Die Reformulierung des Behinderungs-
begriffes

In den letzten Jahren kann beobachtet 
werden, dass sich die mit Behinderung 
befassten Fach disziplinen hinwenden 
zu einem zunehmend multifaktoriellen 
bzw. interdisziplinären Verständnis von 
Behinderung. Am konsequentesten wird 
dies in der Neukonzeption der ICIDH der 
WHO aufgegriffen und umgesetzt. Unter 
dem Titel „ICF“ wird Behinderung endgül-
tig nicht mehr als persönliches Merkmal 
im Sinne einer individuellen physischen, 
psychischen oder kognitiven Einschrän-
kung betrachtet; vielmehr gilt Behinderung 
als Ausdruck eines komplexen Zusam-
menwirkens personaler, sozialer und 
umfeldbezogener Aspekte; auf diesen 
neuen Behinde rungsbegriff nimmt das 
SGB IX explizit Bezug. Behinderung wird 
im Grunde als „soziales Ver hältnis“ be-
trachtet; von einer Behinderung ist dann 
auszugehen, wenn gesundheitliche Beein-
trächtigungen zusammen mit individuellen 
und gesellschaftlichen Kontextfaktoren die 
Funkti onsfähigkeit und die gesellschaft-
liche Teilhabe eines Menschen tangieren. 
Entscheidend in die ser Neuformulierung 
ist, dass damit auch das enge Verständnis 
von Rehabilitation im Sinne einer individu-
ellen (Wieder-)Befähigung verlassen wird; 
es geht gleichberechtigt auch darum, auf 
Umweltbedingungen Einfl uss zu nehmen, 
um Hindernisse zu beseitigen. Ebenso 
kann Teil habe bzw. Partizipation nicht 
mehr allein auf den Arbeitsmarkt bezogen 
verstanden werden. Partizipation erstreckt 
sich vielmehr auf alle in einer Gesell-
schaft üblichen Aktivitätsbereiche, von der 
Selbstsorge im physischen Bereich über 
Aufgaben im Haushalts- und familiären 
Bereich bis hin zu staatsbürgerlichem und 
bürgerschaftlichem Engagement. Solche 
Teilhabe ist über die Stärkung individueller 
Kompetenzen hinaus auch zu ermöglichen 
durch Stärkung sozialer und ökologischer 
Ressourcen.
Nach diesem Verständnis gilt für die Si-
tuation älter werdender Menschen mit 

Behinderung das Gleiche wie für alle an-
deren Mitglieder einer Gesellschaft: die 
bestmögliche Teilhabe unabhän gig von 
Alter, Behinderung oder Geschlecht zu 
unterstützen. Diese Sichtweise beendet 
im Grunde die heute noch – zumindest 
teilweise – geführten Diskussionen um 
die Grenzen von Rehabilitation und Ein-
gliederung. Das Argument, Aufgaben der 
Rehabilitation und Teilhabe seien mit dem 
Ausscheiden aus dem Arbeitsleben been-
det – wie es zum Beispiel teilweise in der 
Einglie derungshilfe formuliert wurde – be-
sitzt in diesem neuen Verständnis keine 
Grundlage mehr.
Dieses Leitbild legt eine differentielle Be-
trachtung des Älterwerdens von Menschen 
mit Behinde rung nahe: Es geht nicht mehr 
nur um bloße Versorgung, um zum Bei-
spiel altersbedingte Einschränkun gen zu 
kompensieren oder frei werdende Zeit zu 
füllen. Vielmehr müssen für die Lebens-
phase des Alterns insbesondere individu-
elle Wege zu sinnvollen Aufgaben und Be-
tätigungen gefunden werden, um Teilhabe 
zu sichern. Als Erschwernis zeigt sich hier, 
dass viele Menschen mit Be hinderungen 
Zeit ihres Lebens benachteiligt sind in 
der Gestaltung ihrer Lebenssituation, die 
auch das Älterwerden als ein Kontinuum 
im Lebensverlauf mit einschließen könnte. 
Geringere soziale Kontakte und kleinere 
soziale Netzwerke – mit der Möglichkeit, 
Hilfe zu empfangen, aber auch zu geben 
– und prekäre materielle Verhältnisse mit 
der Einschränkung, dass im Alter kaum 
persönliche Vorlieben gepfl egt werden 
können, die bislang dem engen Zeitbud-
get zum Opfer fi elen, drohen Teilhabe zu 
beschränken auf die Aufgaben der reinen 
Selbstsorge. Teilhabe für älter werdende 
Menschen zu ermöglichen heißt daher 
vor allem auch, die Ressourcen, über die 
diese Menschen verfügen, in den Blick zu 
nehmen. Individuelle Unterstützung wird 
daher er gänzt werden müssen um eine so-
ziale Arbeit, die Beziehungen knüpfen hilft, 
und um eine mate rielle Ausstattung, die 
mehr als das Existenzminimum garantiert.
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„Independent Living“

Weitere Akzente setzt die kritische Diskus-
sion, die von der Selbstbestimmt-Leben-
Bewegung initiiert wurde. Diese Diskus-
sion soll hier nicht ausführlich behandelt 
werden. In Zusammenhang mit dem 
Thema „Lebenswelten älter werdender 
Menschen mit Behinderung“ scheinen vor 
allem zwei Akzente interessant: Zum einen 
ist der zentrale Begriff der Selbstbestim-
mung zu erwäh nen. Selbstbestimmung 
wird vor allem in Bezug auf bürgerrecht-
liche Ansprüche thematisiert und richtet 
sich entsprechend insbesondere auf die 
Garantie der Grundrechte wie Freizügig-
keit, freie Entfaltung der Persönlichkeit 
etc. Der Begriff der Selbstbestimmung be-
inhaltet gewissermaßen als Pendant den 
Begriff der Eigenverantwortung. Bezogen 
auf Rehabilitation und Teilhabe be hinderter 
Menschen impliziert die Anwendung die-
ser Begriffe den Verzicht auf Sonder ein-
rich tungen und die Gestaltung individuell 
passender und persönlich ver antworteter 
Assistenz an selbst gewählten Wohnorten. 
Dies bringt mit sich die Integration von As-
sistenzdiensten in das „nor male“ Unterstüt-
zungsnetz der Gemeinden, d.h. Integration 
in die übliche Daseinsvorsorge, die poli-
tische Einheiten für ihre Mitbürger gestal-
ten. Für älter wer dende Menschen mit Be-
hin de rung hieße dies, den Brückenschlag 
zu Diensten der Altenhilfe zu suchen, in 
Verbindung mit Eigen verantwortung aber 
auch zu bürgerschaftlichem und Selbsthil-
feengagement.

Gerontologische Aspekte

Die Diskussion um Rehabilitation und Teil-
habe älter werdender Menschen ist deut-
lich auch von ge rontologischen Akzenten 
geprägt. „Altern“ und „Alter“ – so hebt die 
Gerontologie heute hervor – ist nicht al-
lein mit dem Erreichen eines bestimmten 
Lebensalters bestimmbar; vielmehr ist der 
Alternsprozess beeinfl usst von der Bio-
graphie sowie von sozialen, ökologischen 
und ökonomi schen Rahmenbedingungen. 
Aufgrund der Beobachtung, dass bei 

Menschen gerade mit zu nehmendem 
Lebensalter eine wachsende Variabilität 
ihrer physischen, psychischen und sozia-
len Situation festzustellen ist, wird die sog. 
Defi zitsicht des Alterns verworfen, nach 
der ein höhe res Lebensalter zwangsläu-
fi g mit einem Stillstand der Entwicklung 
bzw. mit einem kontinuierli chen Abbau 
körperlicher Funktionen und der für eine 
selbständige Lebensführung relevanten 
Fähigkeiten verbunden ist. Diesem Ver-
ständnis wird entgegen gestellt der Begriff 
der Kompetenz, der defi niert wird als die 
„Fähigkeit zur Aufrechterhaltung oder Wie-
dererlangung eines selbständigen, aufga-
benbezogenen und sinnerfüllten Lebens 
in einer anregenden, unter stützenden, die 
selbstverantwortliche Auseinandersetzung 
mit Aufgaben und Belastungen för dernden 
Umwelt“. Die Kongruenzen mit dem vor-
hin erläuterten neuen Verständnis von 
Behinde rung sind augenfällig. In beiden 
Bereichen gilt es wahrzunehmen, dass ein 
quasi übergeordne tes Merkmal wie „Alter“ 
oder „Behinderung“ nur wenig über die Le-
benssituationen und ihre eventuellen Un-
terstützungsbedarfe aussagen kann. Hier 
wie dort werden stattdessen differen zierte 
Betrachtungsweisen eingefordert; von der 
Gerontologie besonders hervorgehoben 
wird zudem der Aspekt der lebenslangen 
Entwicklungsfähigkeit, die mit einem be-
stimmten Lebens alter nicht beendet ist. 
Dies gilt auch für Menschen mit Behin-
derung. Auch wenn hier teilweise mit zu-
nehmendem Lebensalter gesundheitliche 
Belastungen beobachtet werden können, 
die zum Teil auf basale Schädigungen, 
zum Teil auf die Folgen eines Lebens mit 
einer spezifi schen körperlichen oder psy-
chischen Beeinträchtigung zurückgeführt 
werden können, müssen zur Re habilitation 
und Teilhabe Angebote der Bildung, der 
Anregung und Förderung zur Verfügung 
stehen, die solche Entwicklungsprozesse 
initiieren und stützen können.
Zusammenfassend ist die heutige Diskus-
sion um Teilhabe älter werdender Men-
schen mit Be hinderung dadurch charakte-
risiert, dass sich differentielle Sichtweisen 
des Alterns durchzuset zen beginnen, 



24

Alter und Behinderung

d. h. es wird den Konzeptentwicklungen 
zugrunde gelegt, dass biographische 
Erfahrungen, Art und Ausprägung persön-
licher, sozialer und materieller Ressourcen 
entschei dend zur individuellen Erfahrung 
des Alterns beitragen. Obsolet wird damit 
eine rein versor gungsorientierte Sicht-
weise. Das Bemühen richtet sich heute 
vielmehr darauf, individuelle, d. h. nicht 
nur auf Bedarf, sondern vor allem auf Be-
dürfnisse abgestimmte Unterstützungslei-
stungen anzubieten. 

4. Was brauchen älter werdende 
Menschen mit Behinderung?

Um diese Frage  beantworten zu können, 
ist zweierlei erforderlich:
Zum einen ist zu betrachten, wie sich die 
Lebenslagen älter werdender Menschen 
mit Behinde rung von der der Allgemeinbe-
völkerung unterscheiden.
Zum anderen ist zu differenzieren zwi-
schen individuellen Bedürfnissen und insti-
tutionellen Erfor dernissen.

4.1 Lebenslagen älter werdender Men-
schen mit Behinderung

Auch wenn nur wenige Studien vorliegen, 
die sich der Lebenslage von Menschen mit 
Behinde rung nicht nur, aber auch im Alter 
widmen, wird verschiedenes deutlich:
Der gravierendste Unterschied zu nicht 
lebenslang behinderten Menschen liegt 
vermutlich darin, dass Menschen mit Be-
hinderungen über sehr begrenzte soziale 
Netzwerke verfügen. Ihre we sentlichen 
Bezugspersonen bilden die Mitglieder der 
Herkunftsfamilie; fällt diese aus, beschrän-
ken sich soziale Beziehungen vielfach 
auf Arbeitskollegen, die Mitbewohner in 
Wohneinrichtun gen und Mitarbeiter/innen. 
Wenn man bedenkt, dass ca. zwei Drit-
tel der alten Menschen, die Leistungen 
der Pfl egeversicherung beziehen, ihre 
Unterstüt zung in der eigenen Wohnung 
sicherstellen, wird die Bedeutung sozialer 
Netzwerke evident. Wenn Menschen mit 
Behinderung Niemanden haben außer 
gleich Betroffenen oder professio nellen 

Unterstützungspersonen, läuft ein Lebens-
plan, der auf ein Leben in der eigenen 
Woh nung auch im Alter abzielt, ins Leere.
Chancen und Grenzen eines erfüllten Le-
bens im Alter, vor allem nach der Berufs-
tätigkeit, hän gen neben den sozialen Res-
sourcen entscheidend von den materiellen 
Ressourcen ab. Die Höhe der Rente trägt 
erheblich dazu bei, ob sich die individu-
ellen Vorstellungen eines gelunge nen Al-
ters erfüllen lassen oder nicht. Menschen 
mit Behinderung erwerben zwar heute, 
auch oder gerade wenn sie in Werkstätten 
tätig sind, zum Teil erhebliche Renten-
ansprüche; wenn aber ihre Versorgung 
durch eine Wohneinrichtung sichergestellt 
werden muss, tragen diese Renten zur 
Finanzierung dieser Versorgung bei; ihre 
persönlichen Ansprüche reduzieren sich 
auf das sog. Taschengeld (Barbetrag), mit 
dem persönliche Wünsche und Bedürf-
nisse nur schwer erfüllt werden können,
Darüber hinaus ist die Situation behinder-
ter Menschen dadurch gekennzeichnet, 
dass sich al terstypische Einschränkungen 
oft früher zeigen als bei nicht lebenslang 
behinderten Menschen. Besonders evi-
dent scheint dies bei Menschen mit Down 
Syndrom, die bereits im Alter zwischen 40 
und 50 Jahren an Demenz erkranken kön-
nen. Aber auch bei Menschen mit anderen 
Behin derungen zeigen sich – vor allem im 
Alter ab 70 Jahren – häufi ger gravierende 
gesundheitliche Einschränkungen als dies 
bei ihren Altersgenossen, die nicht zeitle-
bens mit Behinderung leben, der Fall ist. 
„50% der Menschen mit Behinderung über 
65 Jahren sind häufi ger krank, sie haben 
damit dreimal häufi ger als andere in ihrer 
Altersgruppe gesundheitliche Beschwer-
den. Bei den älteren Menschen mit Behin-
derung über 75 Jahre ist sogar die Hälfte 
wiederholt krank und dau erhaft auf Hilfe im 
täglichen Leben angewiesen. Die entschei-
dende Schwelle scheint bei ihnen im Alter 
zwischen dem 60. und dem 70. Lebensjahr 
zu liegen. In diesem Zeitraum verdoppeln 
sich bei ihnen der Umfang und der Grad 
ihrer Hilfl osigkeit.“ (MAIR, ROTERS-MÖLLER 
2007, 215f)
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Jenseits dieser objektiven Aspekte lassen 
sich individuelle Bedürfnisse identifi zieren, 
die sich zum einen kaum von übergreifend 
formulierten Bedürfnissen unterscheiden; 
zum Beispiel soll Freizeit – eine wesent-
liche Folge des Ausscheidens aus dem 
Arbeitsleben – in erster Linie der Erholung, 
der Entspannung, der Zerstreuung und 
dem Vergnügen dienen. 
Zum anderen sind diese Bedürfnisse 
biografi sch geprägt – und damit ist der 
Lebensweltbezug angesprochen, der bei 
der Frage nach dem, was älter werdende 
Menschen mit Behinderung brauchen, be-
rücksichtigt werden sollte.
Die biografi schen Aspekte sind evident, 
wenn man sich die unterschiedlichen histo-
rischen Kontexte anschaut, in denen die 
jeweiligen Generationen von Menschen 
mit Behinderung he rangewachsen sind 
(vgl. WACKER 2001, 79ff.):
Die heute 70jährigen und älteren – 1938 
und früher geborenen – sind geprägt durch 
die Erfah rungen des Dritten Reiches. Viel-
fach traumatisiert durch das Erleben der 
„grauen Busse“ ist ihr Leben geprägt durch 
kontinuierliche Arbeit in den verschiedenen 
Arbeitsbereichen der damali gen Anstalten, 
eine Arbeit, die wichtig war, aber keine 
Rentenansprüche begründete. Zugänge 
zur Bildung blieben ihnen verwehrt; sie 
sind im Grunde Zeitzeugen der Entwick-
lung der Behin dertenhilfe von den Konzep-
tionen der Behindertenhilfe des 19. Jahr-
hunderts bis heute. Sie ha ben ihre Heimat 
in den Einrichtungen gefunden, in denen 
sie seit Jahrzehnten leben und sie sind 
dankbar für die Fortschritte, die sie miter-
leben durften. Ihr Wunsch für das Alter ist, 
dass alles so bleibt, dass diese Heimat ih-
nen bis an ihr Lebensende erhalten bleibt.
Die nachfolgende Generation der heute 
60 jährigen – 1948 geboren – weist viele 
Parallelen des Mangels auf. Allerdings hat-
ten sie teil – zumindest teilweise – an der 
Erfahrung der beschützten Beschäftigung; 
Werkstätten standen ab den 60er Jahren 
des letzten Jahrhundertes zur Verfü gung. 
Auch ihnen ist die Erfahrung der Behei-

matung in Einrichtungen präsent; auch sie 
setzen darauf, dort altern zu können, wo 
sie die letzten ein oder zwei Jahrzehnte 
ihres Lebens ver brachten.
Machen wir einen Sprung zu den heute 
30jährigen: 1978 geboren sind sie die 
ersten, die zu verlässig auf Angebote der 
Frühförderung und der schulischen Bil-
dung vertrauen durften. Sie erfuhren haut-
nah die Wirkungen  des sogenannten Nor-
malisierungsprinzips; ihre Lebenskonzepte 
sind geprägt von einer zunehmenden 
Vielfalt und den Bemühungen um Einglie-
derung in normale Lebenskontexte. Sie 
haben auch als erste das Konzept des am-
bulant betreuten Woh nens erfahren – sei 
es persönlich oder durch die Erfahrungen 
von Kollegen in der Werkstatt. 
Die im Jahre 2008 geborenen werden 
geprägt sein durch ein höheres Maß inte-
grativer Beschu lung, durch differenziertere 
Möglichkeiten der Arbeit und Beschäfti-
gung, sie werden weniger das beschüt-
zende Element der klassischen Behin-
dertenhilfe als das fordernde Element der 
Rehabi litation erleben. 

4.2 Konsequenzen für die Angebots-
struktur

Die biographischen Prägungen sind 
zu berücksichtigen in den institutio-
nellen Lösungen, die angesichts der 
demografi schen Entwicklung gefunden 
werden müssen. Benötigt wird keine be-
hindertenspezifi sche Altenhilfe, sondern 
eine Angebotsstruktur, die fl exibel auf die 
unter schied lichen Bedürfnisse älterer oder 
älter werdender Menschen mit Behinde-
rung ein zugehen vermag.
Widerstände gegen die Umsetzung sol-
cher differentieller Konzepte resultieren 
vor allem aus den sozialrechtlichen Be-
dingungen, die dem Hilfesystem für Men-
schen mit Behinderung zugrunde liegen. 
Die Diskussionen um das Verhältnis von 
Eingliederungshilfe zur Pfl egeversiche-
rung, von Behindertenhilfe zur Altenhilfe 
zeigen, dass im gegliederten System der 
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sozialen Sicherheit in Deutschland die 
Hürden für individuelle, systemübergreifen-
de Hilfen hoch liegen. Ein an indivi duellen 
Lebenssituationen orientiertes Unterstüt-
zungsmanagement scheitert vielfach an 
der Unmöglichkeit, integrierte, d.h. von 
verschiedenen Sozialleistungsträgern ge-
meinsam erbrachte Leistungen zu gestal-
ten.

Die künftige Entwicklung wird vermutlich 
durch die heute bereits beobachtbare 
Differenzierung der Lebenslagen von Men-
schen mit Behinderung geprägt werden. 
Gilt es heute vornehmlich, älter wer dende 
Menschen in Heimen und Wohnstätten 
zu unterstützen, werden in naher Zukunft 
Men schen auf Angebote und Leistungen 
angewiesen sein, die alleine, mit eigenen 
Familien oder in Wohngemeinschaften 
leben – sei es unterstützt durch das be-
kannte Angebot des Betreuten Wohnens, 
sei es durch neue Dienstleistungskonstel-
lationen, die sich durch ein Persönliches 
Budget ermöglichen lassen. Individuelles 
Wohnen in der Gemeinde, eingebettet in 
soziale Netzwerke, abseits der gängigen 
Versorgungsstrukturen – dies als Trend, 
der sich heute bereits in einigen Regionen 
Deutschlands beobachten lässt – wird 
auch die Lebensphase „Alter“ neu kontu-
rieren; es zeichnet sich ab ein Trend zu 
einem Bedarf nach gemeinwesen- oder 
sozial raumorientierter Daseinsfürsorge, 
der die heute gängigen Unterscheidungen 
nach Anlass des Unterstützungsbedarfs 
überwindet. Nicht das Verhältnis zwischen 
Alten- und Behindertenhilfe wird in Zu-
kunft zu klären sein; vielmehr wird es um 
die Frage gehen, kleinräumig Strukturen 
aufzubauen und sozialrechtlich abzusi-
chern, die eine individuelle Lebensführung 
durch die verschie denen Lebensphasen 
hindurch zu unterstützen vermögen. Dies 
alles wird einerseits ein Über denken der 
rechtlichen Rahmenbedingungen und eine 
andere Steuerung der heute an be stimmte 
Leistungssegmente gebundenen materiel-

len Ressourcen erfordern; darüber hinaus 
werden Konzepte des Care-Managements 
zu entwickeln oder weiter zu entwickeln 
sein, die nicht nur eine Koordination 
verschiedener Leistungen übernehmen, 
sondern auch eine Brücke zu Eigenver-
antwortung und Selbsthilfe schlagen. 
Die künftige Versorgung älter werdender 
Men schen mit Behinderung wird damit 
entscheidend abhängen von dem Weg, 
den die Behinderten hilfe in Zukunft ein-
schlagen wird. Wenn es normal sein soll, 
verschieden zu sein, wird es auch normal 
sein müssen, in unterschiedlichen Lebens-
phasen zu sein. Die heutige Diskussion 
um Abgrenzungen zwischen Behinderten-
hilfe und Altenhilfe sollte überfl üssig wer-
den. Warum sollte ein behinderter Mensch, 
der ambulant betreut in einer eigenen 
Wohnung lebt, sich nicht dafür entschei-
den dürfen, im Alter bei entsprechendem 
Bedarf das kleine Pfl egeheim seiner Ge-
meinde in Anspruch zu nehmen. Aber 
gleichzeitig ist die heutige Anforderung zu 
beachten, den in Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe alt gewordenen Menschen ihr 
Heimatrecht zu sichern. Wenn ihre sozi-
alen Netzwerke nur aus Mitbewohnern und 
Mitarbeitern bestehen, kann ein Über gang 
in fremde Umgebungen zu einer höchst 
kritischen Lebenserfahrung werden. Die 
Behin dertenhilfe, aber auch die sozial-
rechtlichen Bestimmungen werden sich 
verabschieden müssen von Lösungen, 
die für alle passen. Heute und in Zukunft 
noch mehr werden Lösungen gefragt sein, 
die individuelle Lebenssituationen stärker 
berücksichtigen. Dies wird zugleich der 
Fort schritt der Behindertenhilfe sein: nicht 
mehr zuständig zu sein für eine Gruppe 
von Menschen, die eine gemeinsame Dia-
gnose verbindet, sondern sich einzubetten 
in ein System gemeindena her Versorgung 
von Menschen mit unterschiedlichen Be-
dürfnissen und Unterstützungserforder-
nissen.
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Der Träger des Wohnverbundes

Die BruderhausDiakonie, Stiftung Gustav 
Werner und Haus am Berg ist Träger von 
Einrichtungen und Diensten der Jugend-
hilfe, Altenhilfe, Behindertenhilfe und So-
zialpsychiatrie in Baden-Württemberg. Sie 
ging im Jahr 2004 hervor aus einem Zu-
sammenschluss der beiden Träger Gustav 
Werner zum Bruderhaus, Reutlingen und 
der Haus am Berg gGmbH, Bad Urach. 
Die Bruderhaus Diakonie ist Mitglied der 
Diakonischen Werke Baden und Württem-
berg.

Der Wohnverbund Fischerhof

Der Wohnverbund Fischerhof ist eine 
Einrichtung der Eingliederungshilfe im 
Schwarzwald-Baar-Kreis. Seit 1965 bie-
tet das ehemalige „Gasthaus Fischer“ 
geschützte Wohn- und Arbeitsplätze für 
Menschen mit erschwerten Lebensbedin-
gungen. Der Fischerhof liegt in ländlicher 
Umgebung zwischen den Städten Donau-
eschingen und Vöhrenbach.
Heute bietet der Fischerhof neben statio-
närem Wohnen auch betreutes Wohnen in 
Familien und ambulant betreutes Wohnen 
für Einzelpersonen sowie in Wohngruppen 
an verschiedenen Standorten im Umfeld 
an. Im Wohnverbund Fischerhof erhalten 
zurzeit 110 Menschen differenzierte Wohn- 
und Betreuungsangebote.

Tagestrukturierende Angebote (TSA)

Zum Bereich TSA des Wohnverbunds Fi-
scherhof gehören:

• Eine anerkannte Werkstatt für behin-

derte Menschen auf dem Gelände des 
Wohnverbundes Fischerhof und eine 
ausgelagerte Arbeitsgruppe in Do-
naueschingen mit insgesamt 60 aner-
kannten Arbeitsplätzen.

• Zur Werkstatt für behinderte Menschen 
gehört außerdem der Förder- und Be-
treuungsbereich mit 15  Plätzen .Hier 
erhalten Menschen, die noch nicht 
bzw. noch nicht wieder in der Werkstatt 
für behinderte Menschen beschäftigt 
werden können, differenzierte, ihren 
Fähigkeiten entsprechende Förder-, 
Beschäftigungs- und Betreuungsange-
bote.

• Am Standort Fischerhof gibt es eine 
Reitanlage mit Reithalle, Reitplatz und 
Weideland, sowie Stallungen für sieben 
eigene und zwei eingestellte Pferde. 
Angeboten werden hier die drei Be-
reiche des therapeutischen Reitens, 
Hippotherapie, Reiten als Sport für be-
hinderte Menschen, Heilpädagogisches 
Reiten sowie  Kutschfahrten.

• Außerdem werden auf dem Gelände 
Schafe, Ziegen, Hasen und Hühner 
in einem Streichelzoo gehalten. Bei 
Interesse werden die Klienten in die 
Tier- und Landschaftspfl ege, sowohl im 
Rahmen ihres Arbeitsverhältnisses in 
der WfbM, als auch in ihrer Freizeit und 
im Rahmen von Förder- und Betreu-
ungsangeboten einbezogen.

• Ein weiterer Bestandteil der Tagsstruk-
turierenden Angebote ist die Senioren-
betreuung, auf die gesondert einge-
gangen wird.

Praxisberichte

Angebote der Tagesstruktur und Alltagsbegleitung 
für geistig behinderte Senioren
Jürgen Beißinger, Katerina Olbrich, Wohnverbund Fischerhof, Vöhringen
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Entstehungsgeschichte des Angebots 
für Senioren

1965 wurden die Häuser Weiherberg und 
Forbental, die sich auf dem Gelände des 
Fischerhofs befi nden, erstmalig belegt. Ins 
Haus Weiherberg, das so genannte „Jun-
genhaus“, zogen Menschen mit Behinde-
rung ein, die damals zwischen 15 und 17 
Jahre alt waren. Ins Haus Forbental, das 
„Männerhaus“ zogen Menschen ein, die 
über 20 Jahre alt waren. Die meisten die-
ser Klienten leben noch heute im Wohn-
verbund. Sie sind hier beheimatet. Ein 
Teil der Menschen, die im Haus Forbental 
leben, sind inzwischen bereits im Rente-
nalter, in den kommenden fünf Jahren wir 
der Anteil der Ruheständler im gesamten 
Wohnverbund Fischerhof stetig steigen. 
Das Leitbild des Wohnverbundes ver-
spricht den Menschen, die hier leben, ein 
bleibendes Zuhause, unabhängig von ih-
rem Alter und ihrem Gesundheitszustand.
Um dieses Versprechen einhalten zu 
können, bedarf es einer entsprechenden 
Struktur, sowohl im Bereich Wohnen, als 
auch im Bereich TSA für ältere Menschen. 
Für viele Bewohner ist das Wissen, dass 
sie im Idealfall bis zu ihrem Tod in der 
Einrichtung bzw. in ihrem gewohnten 
Umfeld bleiben können, ganz zentral. Im 

Unterschied zu nicht behinderten Senioren 
haben die meisten der hier wohnenden 
Senioren keine Familienangehörigen, die 
Einrichtung ist ihr Zuhause, hier bestehen 
soziale Kontakte und Freundschaften. Die 
Verlegung in ein Pfl egeheim wäre ein gra-
vierender Einschnitt in ihr Leben und nur 
schwer verkraftbar.

Aus den genannten Gründen wurde im 
Jahr 2006 das Haus Forbental pfl egege-
recht umgebaut. Hier entstand ein binnen-
differenziertes Wohnangebot für 27 behin-
derte Menschen mit Pfl egebedarf. Dau-
erpfl ege fi ndet im Haus momentan noch 
nicht statt, ist aber aufgrund der baulichen 
Gegebenheiten kein Problem.
Alle Wohngruppen im Wohnverbund sind 
hinsichtlich Geschlecht, Grad der Be-
hinderung und Altersstruktur gemischt 
zusammengesetzt. Das Ausscheiden aus 
dem Arbeitsleben ist kein Grund, in den 
binnendifferenzierten Bereich umziehen zu 
müssen. Die älteren Bewohner sind gut in 
ihren Wohngruppen integriert, es bestehen 
vielfältige soziale Kontakte mit anderen 
Bewohnern und Mitarbeitern.
Für die Betreuung im Seniorenalter stellt 
dieses integrative Konzept allerdings lang-
fristig eine große Herausforderung für alle 
Beteiligten dar. 

Grafik 1: Struktur des Bereichs tagesstrukturierende Angebote (TSA) 

TSA

WfbM HP Reiten Seniorenbetreuung

BBB 55+Reitanlage

FuB Streichelzoo L.T.4.6.

TSA

WfbM HP Reiten Seniorenbetreuung

BBB 55+Reitanlage

FuB Streichelzoo L.T.4.6.
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Die Angebote im Einzelnen

Die Angebote des Wohnverbundes Fi-
scherhof für Senioren umfassen die Se-
niorenbetreuung nach Leistungstyp I.4.6 
(„Seniorenbetreuung und sonstige tages-
strukturierende Angebote“) und die „Grup-
pe 55+“.

1. Seniorenbetreuung gemäß LT I.4.6

Der Gesetzgeber beschreibt die Zielgrup-
pe der Tagesbetreuung (für Senioren) fol-
gendermaßen:
Erwachsene, in der Regel Senioren, mit 
wesentlichen seelischen oder geistigen 
Behinderungen im Sinne von Paragraph 
53 SGB XII und der Eingliederungshil-
feverordnung, die aus alters -und /oder 
gesundheitlichen Gründen das Regelange-
bot der WfbM oder eines tagesstrukturie-
renden Angebots nach Leistungstyp I.4.5a 
bzw. I.4.5b (Förder- und Betreuungsgrup-
pen) nicht mehr in Anspruch nehmen kön-
nen. Das bedeutet:

• Behinderte Menschen, die das 65. Le-
bensjahr erreicht haben und somit aus 
der WfbM aus Altersgründen ausschei-
den.

• EU-Rentenbezieher, die aus gesund-
heitlichen Gründen vor Erreichen der 
Altersgrenze aus der WfbM ausschei-
den. Daraus ergibt sich, dass ein Teil 
der behinderten Menschen, die An-
spruch auf tagesstrukturierende Maß-
nahmen im Sinne von Seniorenbetreu-
ung haben, jünger als 65 Jahre ist.

Das Angebot der Seniorenbetreuung rich-
tet sich an alle Klienten, die ein Wohnan-
gebot im Wohnverbund erhalten und nicht 
mehr oder nur teilweise die WfbM besu-
chen (unabhängig von der Wohnform).

Allgemeine Ziele der Seniorenbetreuung:
• Anknüpfungspunkt sind die Bedürf-

nisse und Wünsche der Klienten
• wesentlicher Aspekt ist der Erhalt bzw. 

die Verhinderung des Abbaus von Fä-
higkeiten.

• Erhalt und Förderung von Fähigkeiten, 
Neigungen und Interessen im persön-
lichen und lebenspraktischen Bereich

• Pfl ege und Erhalt der Gemeinschafts-
fähigkeit, Erhalt und Ausbau von Um-
weltkontakten

• Unterstützung bei der Bewältigung al-
ters -und krankheitsbedingter Problem-
stellungen in Kombination mit behin-
derungsbedingten Beeinträchtigungen, 
insbesondere im Umgang mit den The-
men Krankheit, Sterben und Tod

• Sicherstellung der notwendigen pfl ege-
rischen Versorgung

• Anstreben weitestgehender Mitwirkung 
und Autonomie der Klienten

• Einbeziehung der Angehörigen und al-
ler Ressourcen im nichtfachlichen und 
privaten Umfeld

Derzeit nehmen 14 Klienten an der Seni-
orenbetreuung teil. Der Altersdurchschnitt 
im Wohnverbund Fischerhof liegt mo-
mentan bei 50 Jahren (s. Grafi k 2). In den 
kommenden fünf Jahren scheiden voraus-
sichtlich 20 Klienten aus der WfbM aus 
und gehen in den Ruhestand). Daher ist zu 
erwarten, dass sich die Anzahl der an der 
Seniorenbetreuung Teilnehmenden in den 
nächsten Jahren deutlich erhöhen wird.

Angebotskatalog des Wohnverbunds Fi-
scherhof für Senioren:
• Bildung

Kognitives Training, Erhalt von Kul-
turtechniken, Auseinandersetzung mit 
Tagespresse, Besuch von kulturellen 
Veranstaltungen und Bildungsangebo-
ten, Erleben von Umwelt und Umfeld, 
Auseinandersetzung mit der eigenen 
Lebensgeschichte, Auseinanderset-
zung mit Sterben und Tod

• Bewegungsförderung
Gymnastik, Rhythmik, Bewegungs-
übungen, Bewegungsspiele, Spazier-
gänge (Motivation und Begleitung), Mu-
sik und Tanz, Teilnahme an öffentlichen 
Angeboten (Seniorensportgruppen)

• Beschäftigung
Angebote im kreativ-handwerklichen 
Bereich (malen, töpfern, basteln, 
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weben, fl echten u. A.), Angebote im 
musisch-künstlerischen Bereich, Vor-
bereitung, Gestaltung und Durchfüh-
rung von Festen und Veranstaltungen, 
Tierhaltung

• Entspannung
Musik hören, Lesen und Vorlesen, 
Rückzugsmöglichkeiten in Ruheräu-
men, Ermöglichen von individuellem 
Rückzug, Kutschfahrten

• Besuch von Gottesdiensten und An-
geboten der Kirchengemeinde
Teilnahme an kirchlichen Veranstal-
tungen im Fischerhof und in der ört-
lichen evangelischen und katholischen 
Kirchengemeinde

• Assistenz im Bereich Körperpfl ege, 
Wahrnehmung und Ernährung
Unterstützung und Beratung bei Kör-
perpfl ege und Bekleidung, Unterstüt-
zung zur ausreichenden Aufnahme 
von Flüssigkeit, Assistenz bei der 
Nahrungsaufnahme, Unterstützung 
beim Mittagessen (das Mittagessen 
kann auf Wunsch auf der Wohngruppe, 
in separaten Räumlichkeiten der Se-
niorenbetreuung oder in der Cafeteria 
zusammen mit den Beschäftigten der 
WfbM eingenommen werden), Beglei-
tung zum Toilettengang, Unterstützung 
bei behandlungspfl egerischen Maß-
nahmen.

• Hauswirtschaftliche Tätigkeiten
Eine große Rolle bei der Tagesstruktu-
rierung von Senioren, die die Angebote 
der Seniorenbetreuung außerhalb 
der Wohngruppe nur punktuell wahr-
nehmen, spielen hauswirtschaftliche 
Tätigkeiten. Ziel hauswirtschaftlichen 
Handelns ist es, die Senioren darin zu 
unterstützen, ihren Haushalt, eigen-
ständig und selbst bestimmt führen zu 
können. Die Angebote und Dienstlei-
stungen der Hauswirtschaft sind auf 
den Bedarf des einzelnen und seine 
konkrete Wohnform abgestimmt. Es 
besteht die Möglichkeit, einmal wö-
chentlich an einer Kochgruppe teilzu-
nehmen.

2. „Gruppe 55+“ (Vorbereitung auf den 
Ruhestand)

Während sich die Seniorenbetreuung an 
Menschen richtet, die bereits im Ruhe-
stand sind, bekommen geistig behinderte 
Menschen ab 55 Jahren in der so genann-
ten Gruppe 55+ Angebote zur Vorbereitung 
auf den Ruhestand.

Der Eintritt in den Ruhestand stellt für 
den geistig behinderten Menschen wie für 
den nicht behinderten  Menschen ein ein-
schneidendes Erlebnis dar. Er bedeutet für 

Grafik 2: Altersdurchschnitt aller Klienten des Wohnverbunds Fischerhof 

45% unter 55

30% ab 55

14% ab 60

  8% ab 65

  3% ab 70
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den Menschen mit geistiger Behinderung 
nicht nur den Verlust des Arbeitsplatzes, 
sondern gleichzeitig den Verlust der we-
sentlichen sozialen Beziehungen, den 
Verlust  von Möglichkeiten der Teilhabe 
sowie den Verlust von Tagesstruktur. Die 
Tätigkeit in der WfbM hat für den geistig 
behinderten Menschen meist eine  beson-
dere Bedeutung. Die WfbM ist ein Ort der 
Selbstbestätigung, der Anerkennung der 
Fähigkeiten, ein Brennpunkt sozialer Be-
ziehungen. In der Regel haben Menschen 
mit geistiger Behinderung  wenig Möglich-
keiten sich mit dem Thema Ausscheiden 
aus dem Arbeitsleben auseinander zu 
setzen, für sich neue sinnvolle Beschäf-
tigungsmöglichkeiten zu fi nden und ihren 
Tagesablauf insgesamt neu zu strukturie-
ren.

Aus den genannten Gründen wurde vor 
etwa zwei Jahren, die „Gruppe 55+“ ge-
gründet. Am Beginn standen folgende Fra-
gestellungen:
• Welche Bedürfnisse und Erwartungen 

haben die zukünftigen Ruheständler?
• Wie können Übergänge vom Arbeitsle-

ben in den Ruhestand fl exibel gestaltet 
werden?

• Wer erbringt bereits Angebote zur Vor-
bereitung auf den Ruhestand und wie 
sehen diese Angebote aus?

• In wie weit ist eine Vernetzung der 
Angebote aus den Bereichen Tages-
struktur und Wohnen sinnvoll und wün-
schenswert?

Ziele der „Gruppe 55+“:An der „Gruppe 
55+“ können geistig behinderte Menschen 
aller Wohnbereiche und Wohnformen 
ab 55 Jahren teilnehmen. Die Angebote 
werden von einem Mitarbeiter aus dem 
Wohnbereich in Zusammenarbeit mit Mit-
arbeitern der Tagesstruktur erbracht. Es 
geht darum, Kompetenzen zu erhalten und 
wenn möglich zu erweitern, den Klienten 
eine zweite bzw. neue Lebenswelt zu 
eröffnen, sowie allgemein den Übergang 
aus dem Arbeitsleben in den Ruhestand 
zu erleichtern und möglichst fl ießend zu 
gestalten.

Konkrete Angebote:
Die Angebote werden mit den Klienten er-
arbeitet und basieren auf deren Wünschen 
und Erwartungen. Es geht zum einem 
darum, die Klienten in Gesprächen zu 
motivieren, sich mit dem Ausscheiden aus 
der WfbM aktiv auseinander zu setzen, ge-
meinsam zu überlegen, was kommt nach 
der WfbM und auf diesem Weg Begleitung 
anzubieten. Dies geschieht zum Beispiel 
über Biografi earbeit, in die auch Angehöri-
ge einbezogen werden. Als Ergebnis wer-
den gemeinsam „Schatztruhen“ gebaut, in 
denen für die Klienten Wichtiges aus ihrem 
Leben gesammelt wird. Zum anderen geht 
es darum, Hobbys zu fi nden bzw. wieder 
zu beleben, Kontakte nach außen zu er-
schließen und die Kreativität zu fördern.

Beispiele:
• Vierzehntägig stattfi ndende Malgruppe
• festes Wochenangebot nach Plan au-

ßerhalb der Einrichtung in der Gruppe 
oder einzeln (Ausfl üge, Museums-, Kir-
chenbesuche, Spaziergänge)

• geplantes Wochenangebot innerhalb 
der Einrichtung (gemeinsam kochen, 
backen, basteln ,spielen)

• Bildungsangebote (Filme, Vorlesen, 
Üben von Kulturtechniken)

• Vernetzung mit Angeboten für Senioren 
in der Umgebung, Besuche von Seni-
orennachmittagen der Kirchengemein-
de, Teilnahme an sonstigen Veranstal-
tungen für Senioren in der Umgebung.

Die Angebote fi nden in Absprache mit den 
Mitarbeitern der WfbM zum Teil während 
der Werkstattzeiten (fl ießende Übergänge) 
und zum Teil während der Werkstattferien 
statt.
Alle Klienten ab 55 Jahren werden schrift-
lich wöchentlich über die Angebote in-
formiert und persönlich eingeladen. Die 
Teilnahme ist freiwillig. Zwischenzeitlich 
hat sich das Angebot der „Gruppe 55+“ 
etabliert und ist für viele zu einem festen 
Bestandteil ihres Lebens geworden. 
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Die gemeinsam von der Seniorenbe-
treuung und der „Gruppe 55+“ genutzten 
Räumlichkeiten sind so gestaltet, dass 
sie sowohl Stätten der Begegnung und 
Beschäftigung, als auch der Ruhe und Ent-
spannung sind. So gibt es zum Beispiel in 
verschiedenen Räumen ein Klangbett, ein 
Wasserbett und Sofas zur Entspannung. 
Angrenzend gibt es in den Räumlichkeiten 
kleine Küchen, in denen Zwischenmahl-
zeiten zubereitet werden und das wöchent-
liche Koch- oder Backangebot stattfi ndet. 
Die Sanitärräume sind rollstuhlgerecht und 
mit Duschen versehen, so dass hier auch 
Pfl ege möglich ist.

Flankierend zu den beschriebenen An-
geboten erfolgen in den Werkstattferien 
aufsuchende Angebote der Mitarbeiter der 
Tagesstruktur auf den Wohngruppen. 

Anforderungen an die Mitarbeiter:
Die Mitarbeiter der Wohnbereiche, sowie 
der TSA müssen in der Lage sein, auf 
Veränderungen in der Bedürfnislage und 
Befi ndlichkeit der Senioren schnell und 
sensibel zu reagieren. Arbeit in der Seni-
orenbetreuung bedeutet, ganzheitlich als 
Mensch und als professioneller Mitarbeiter 
mit den Senioren mit Behinderung im Kon-
takt zu sein. Da die Anforderungen indivi-
duell geprägt sind, ist auch der Mitarbeiter 
gefordert, stets individuell zu reagieren 
und als Zuhörer, Begleiter und Motivator 
zur Verfügung zu stehen. Es gibt keine 
festen Rituale, die jeden Tag gleich ablau-
fen, sondern der Mitarbeiter muss in der 
Lage sein, einerseits einen festen Rahmen 
zu bieten und gleichzeitig stets fl exibel und 
individuell zu agieren und zu reagieren.
In den Wohnbereichen und dem Bereich 
TSA arbeiten multiprofessionelle Teams. 
So werden zum Beispiel Heilerziehungs-
pfl eger, Altenpfl eger, Heilpädagogen, 
Sozialpädagogen, Kunst- und Musikthe-
rapeuten in Voll- und Teilzeit beschäftigt. 
Unterstützt werden diese durch Pfl ege-
hilfskräfte, hauswirtschaftliche Fachkräfte 
und ehrenamtliche Mitarbeiter. Eine enge 

Zusammenarbeit der Teams, gegenseitige 
Unterstützung und regelmäßiger Aus-
tausch sind dabei unerlässlich. 
Alle Mitarbeiter müssen in der Lage sein, 
Pfl egeleistungen zu erbringen. Aus diesem 
Grund erhalten sie eine pfl egerische Zu-
satzqualifi kation.

Ausblick

Der Anteil der Senioren wird im Wohn-
verbund Fischerhof in den kommenden 
fünf Jahren deutlich ansteigen. Auch im 
Hinblick auf weitere Dezentralisierung und 
Ambulantisierung bedeutet dies sowohl 
im Bereich Wohnen als auch im Bereich 
Tagesstrukturierende Angebote neue He-
rausforderungen. 
Davon ausgehend, dass die Senioren in 
ihren bisherigen Wohngruppen verbleiben 
und somit an verschiedenen Standorten 
in unterschiedlichen Wohnformen leben, 
müssen die Angebote entsprechend ange-
passt und wohnortnah ausgebaut werden. 
Es werden an verschiedenen Standorten 
Räumlichkeiten und Angebote zur Tages-
strukturierung benötigt. 
Die Präsenzzeiten der Mitarbeiter der 
Wohngruppen sowie deren Arbeitsauftrag 
werden sich ändern (die Angebote der 
„Gruppe 55+“ konzentrieren sich beispiels-
weise auf den Freizeitbereich). Dies stellt 
hohe Ansprüche sowohl an die Arbeitsor-
ganisation als auch an die Flexibilität jedes 
einzelnen Mitarbeiters.
Die Angebote müssen für Personen mit 
einem erhöhten Pfl egebedarf weiterentwi-
ckelt und auf deren besondere Bedürfnisse 
abgestimmt werden. 
Bei ambulanten Angeboten ist das Ge-
meinwesen mit einzubeziehen (Nachbar-
schaft, ambulante Dienste, Einbindung in 
die Kirchengemeinde und in die Wohnge-
meinde).
Der Ausbau der Vernetzung mit bereits 
bestehenden Angeboten für Senioren im 
Umfeld und deren Öffnung für den Perso-
nenkreis der älteren Menschen mit Behin-
derungen ist anzustreben.
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Vorstellung des Trägers Zieglersche An-
stalten Behindertenhilfe gGmbH 

Die Zieglersche Anstalten Behindertenhilfe 
gGmbH ist ein diakonisches Unternehmen 
der Eingliederungshilfe im oberschwä-
bischen Wilhelmsdorf, etwa 15 km von 
Ravensburg entfernt. Wir beschäftigen ca. 
600 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Bei uns leben, arbeiten und lernen et-
wa 600 Menschen mit größtenteils Hör-/ 
Sprachbehinderung und geistiger Behinde-
rung. Deren Alter liegt zwischen 5 und 88 
Jahren.

Unsere Angebote sind:

• Eine Heimsonderschule mit Schulkin-
dergarten, Sonderschule (mit Werkstu-
fe) und Internatsbereich

• Stationäres Wohnen inkl. intensivpäda-
gogische Wohngruppen

• Ambulant betreutes Wohnen, betreutes 
Wohnen in Familien

• Ambulante Dienste, familienentlasten-
de Dienste, Kurzzeitunterbringung, 
Urlaubs- und Freizeitangebote für Men-
schen mit Behinderungen

• Werkstatt für behinderte Menschen mit 
Berufsbildungs- und Arbeitsbereich, 
Förder- und Beschäftigungsbereich 
und Seniorenbeschäftigungsbereich

• Geistliche, therapeutische, sport- und 
erlebnispädagogische Angebote

Außergewöhnlich ist die Einbindung von 
Menschen mit Behinderung in den Ort 
Wilhelmsdorf. Wilhelmsdorf entstand als 
christliche Lebensgemeinschaft im 19. 
Jahrhundert durch Besiedelung einer 
Moorlandschaft, die König Wilhelm der 
Gründergeneration überlassen hatte. Bald 
entstanden hier sog. „Rettungshäuser“ für 
verwahrloste Kinder, Taubstumme usw. 
Heute leben hier Menschen mit und ohne 
Behinderung Tür an Tür, Haus an Haus 
in überschaubaren Wohneinheiten und 
Gebäuden mit 1 bis max. 4 Wohngruppen. 
In der Haupteinkaufsstrasse von Wilhelms-
dorf fi nden Sie eine Bank, eine Apotheke, 
eine Kneipe, einen Bäcker, 4 Einzelhan-
delsgeschäfte, mehrere private Wohnhäu-
ser und dazwischen 8 Gebäude, in denen 
Menschen mit Behinderungen leben. Wir 
bieten regelmäßig Kurse in Gebärden-
sprache an, die von Einzelhändlern in der 
Gemeinde gern angenommen werden, 
man will ja schwätzen können mit seiner 
Kundschaft.

Derzeit leben bei uns 66 Senioren mit 
Behinderung, die aus dem Arbeitsleben 
in der WfbM ausgeschieden sind; übri-
gens nicht immer ganz freiwillig, weil sich 
auch viele unserer behinderten Menschen 
über den Wert ihrer Arbeit defi nieren. Ihr 
Durchschnittsalter beträgt 70 Jahre. Ihr 
Lebensmittelpunkt, ihre Heimat ist die 
Wohngruppe – eine Wohn- und Lebensge-

Senioren mit Behinderungen und Pfl egebedarf
– Erfahrungen mit teilstationären und vollstatio-
nären Angeboten
Wilhelm Hiesinger, Zieglersche Anstalten Behindertenhilfe gGmbH, Wilhelmsdorf
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meinschaft von ca. 10 Menschen. Den ge-
setzlichen Teilhabeanspruch von Senioren 
mit Behinderung setzen wir um, indem alle 
Senioren eine Tagesstruktur erhalten, die 
i.d.R. räumlich vom Wohnbereich getrennt 
ist oder bei immobilen Menschen in der 
Wohngruppe angeboten wird. Wir vermei-
den so lange es geht die Konzentration 
der Senioren  in „Pfl egegruppen“. Die 
Senioren leben verteilt auf 17 Wohngrup-
pen mit einer Altersspanne von 17 bis 88 
Jahren.

Seit 1999 weisen wir 42 Plätze als binnen-
differenzierten Pfl egebereich unter dem 
Dach der Eingliederungshilfe-Einrichtung 
aus. Im binnendifferenzierten Teil unterlie-
gen wir den Qualitätsanforderungen der 
Pfl egekassen in baulicher, personeller und 
organisatorischer Hinsicht, zum Beispiel 
Pfl egeplanung und –dokumentation etc. 
Die Fachleute aus der Altenhilfe können 
ein Lied davon  singen. Im binnendifferen-
zierten Bereich zu leben heißt für unsere 
Senioren, dass sie weiterhin am Leben in 
der Wohngruppe, der Tagesstruktur und 
soweit möglich in der Gemeinde Wilhelms-
dorf teilhaben können, und dass für gute 
Pfl ege gesorgt ist.

Spezielle Bedürfnisse von Senioren mit 
Behinderungen im Unterschied zu Be-
wohnern im Pfl egeheim

Vielfach wird behauptet, dass es keine Un-
terschiede gebe zwischen alten Menschen 
mit einer geistigen Behinderung und „nor-
malen“ dementen alten Menschen. Ihre 
Erscheinungsweise und ihre Bedürfnisse 
würden sich nicht bzw. nicht wesentlich 
unterscheiden. Frau Dr. Metzler hat in ih-
rem Beitrag bereits die Lebenswelten von 
Senioren mit Behinderungen beleuchtet. 

Im folgenden möchte ich aus unseren 
Erfahrungen über die spezifi schen Bedürf-
nisse von Senioren mit Behinderungen im 
Unterschied zu Bewohnern im Pfl egeheim 
berichten.

Uns fällt auf, dass geistig behinderte Men-
schen einen anderen Zeitbegriff haben. 
Sie sind viel mehr im Hier und Jetzt oder 
auch „for ever young“.
Das bringt mit sich, dass lebenslanges 
Lernen eine viel größere Rolle spielt. Wir 
werden bei kaum einem Angebot, das at-
traktiv dargebracht wird, zu hören bekom-
men, dafür „bin ich zu alt“ oder das „lohnt 
sich nicht mehr“.

Wilhelm Hiesinger10

Die Zieglersche Anstalten Behindertenhilfe gGmbH

66 Senioren mit Behinderung leben bei uns
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Senioren mit Behinderungen sind viel 
stärker gruppenorientiert, bleiben länger 
neugierig auf Neues und können ganz 
unbefangen und unbeschwert von Erfolgs-
erwartungen neue Hobbys anfangen (z. B. 
sich für ein Instrument interessieren).

Die Lebensumstände der bei uns lebenden 
Senioren bringen es auch mit sich, dass 
sehr wenig „Zukunftssorgen“ geäußert 
werden. Meist haben geistig behinderte 
Menschen auch selbst keine Kinder, um 
die sie sich sorgen müssten. Die Angehö-
rigen, die an ihrem Leben teilnehmen sind 
eher Nichten und Neffen, für die andere 
die Verantwortung haben. Sind sie länger 
im Heim, so haben sie auch die Erfahrung 
gemacht, dass gut für sie gesorgt wird.

Der andere Aspekt hierzu ist, dass bei den 
üblichen Altenpfl egeheimbewohnern oft 
die Kinder, Verwandten, Nachbarn für die 
Betroffenen wichtige Aufgaben wie spa-
zieren gehen, schriftliche Dinge erledigen, 
Besuche machen etc. übernehmen und 
somit die Einrichtung nicht damit konfron-
tiert ist. Bei Menschen mit Behinderungen 
kommen diese Aufgaben i.d.R. auf die Ein-
richtung zu und verursachen damit einen 
Aufwand, der so in der Altenpfl ege nicht 
vorhanden ist.

Geistig behinderte Menschen haben meist 
nur begrenzte Kompetenzen, sich selbst 
zu strukturieren. Sie profi tieren deshalb 
sehr von vorgegebenen Angeboten, bei 
denen sich Wiederholendes mit neuen 
Elementen mischt. Sie fi nden dann für sich 
eine Aufgabe im Leben, was sich sehr po-
sitiv auf ihre Stimmung auswirkt. 

Das Heim der Eingliederungshilfe stellt 
für unsere Senioren ihre Heimat dar. In 
Wilhelmsdorf sind Abläufe vertraut und 
Bezugspersonen sind hier (seien es Mitbe-
wohner/innen oder langjährige Mitarbeiter/
innen). Teilhabe im Sinne der Eingliede-
rungshilfe heißt für unsere Klientel, solan-
ge als möglich in der vertrauten Umge-
bung bleiben zu können.

Die Bedeutung der Tagestruktur für die 
Lebensqualität von Senioren

Neben der Beheimatung in der Wohngrup-
pe ist die Tagesstruktur für die Lebensqua-
lität von Senioren mit Behinderungen und 
Pfl egebedarf von großer Bedeutung.

Geistig behinderte Menschen benötigen 
meist deutlich mehr Zeit und Wiederho-
lungen für Veränderungsprozesse. Die 
Möglichkeit, schon in den letzten Jahren 
des „Berufslebens“ die Seniorenbereiche 
zu besuchen, um sich ein Bild zu machen 
und sich zu orientieren, die Möglichkeit ein 
„Praktikum“ zu machen, die Möglichkeit 
zum Beispiel den Anpassungsprozess an 
den Ruhestand durch halbe Tage im  Seni-
orenbereich anzustossen, kommen diesen 
Erfordernissen sehr entgegen und bauen 
Ängste ab. Das Ergebnis sind zufriedene, 
zuversichtliche  Bewohner, die sich auf 
den nächsten Tag freuen, einen ausgegli-
chenen Tag-Nacht-Rhythmus haben und 
weniger Medikamente benötigen. Auch 
sehr gebrechliche Bewohner können stun-
denweise an den Angeboten teilnehmen.

Gewicht bekommt die Tagesstruktur auch 
unter dem Gesichtspunkt, dass kaum ein 
geistig behinderter Mensch sich das Le-
ben in einer vollstationären Einrichtung 
aussucht. In den Wohngruppen fi ndet man 
keine Gruppe, die sich gemeinsam für 
eine Gemeinschaft auf Zeit entschieden 
hat, es ist eher eine Zwangsgemeinschaft, 
die man nicht verlassen kann. Das Prin-
zip der „zwei Lebenswelten“, das mit den 
Angeboten der Tagesstruktur umgesetzt 
wird, ermöglicht es, mehr und andere 
Beziehungen einzugehen, eine andere 
„Rolle“ einzunehmen, andere Fähigkeiten 
zu zeigen und andere Wertschätzung zu 
erfahren. 

Bei geistig behinderten Menschen werden 
oft vorzeitige Alterungsprozesse schon ab 
dem 45.Lebensjahr beobachtet. Anders 
als in Pfl egeheimen treffen daher in den 
Seniorenbereichen zwei zu betreuende 
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Generationen, d. h. Menschen mit großen 
Altersunterschieden zusammen.

Durch die tagesstrukturierenden Angebote, 
die nicht im „Kurssystem“ sondern von 
immer denselben Mitarbeitern angeboten 
werden, die man kennt, die einen auch 
mit eigenwilligen Dialekten verstehen und 
die auch die Tagesabläufe des Wohnens 
kennen, haben wir ein deutlich geringeres 
Aufkommen von Altersdepression und 
niedrigere Dosierungen von sedierenden 
Medikamenten.

Unsere Senioren profi tieren nicht nur 
von den aktivierenden Angeboten in der 
Tagesstruktur, sondern auch von hetero-
genen, altersgemischten Wohngruppen. 
Wir nehmen vereinzelt Menschen aus 
klassischen Pfl egeheimen auf, bei denen 
z.B. eine lebenslange Lernbeeinträchti-
gung oder Behinderung bestanden hat, die 
eventuell mit ihren Eltern ins Altersheim 
gezogen sind und dort nach dem Tod der 
Eltern nicht mehr zurecht kommen. Die 
gesetzlichen Betreuer haben besorgt beo-
bachtet, wie bei solchen Menschen rapide 
Rückzugstendenzen und Abbauprozesse 
ablaufen. Viele dieser Senioren blühen bei 
uns wieder auf und gewinnen ihre verloren 
geglaubten Alltagskompetenzen zurück.

Wie wichtig unseren Senioren die Teilhabe 
am Leben außerhalb der Wohngruppe ist, 
zeigen folgende Zahlen:

Von unseren Senioren
bleiben immer in der
Wohngruppe 10 %
besuchen regelmäßig,
i. d. R. halbtags die
Tagesstruktur 25 %
besuchen ganztags die
Tagesstruktur 65 %

Die Zahlen lassen die These zu: Getrennte 
Lebenswelten in vertrauter und aktivie-
render Umgebung halten jung und fi t bis 
ins hohe Alter.

Senioren mit Behinderungen brauchen 
interdisziplinäre Fachlichkeit

Die Planung und Steuerung der betreue-
rischen Leistungen erfolgt über das Quali-
tätsmanagement-System GBM (Verfahren 
zur EDV-gestützten Gestaltung der Be-
treuung für Menschen mit Behinderungen 
des Bundesverbandes Evangelische Be-
hindertenhilfe). Wesentliches Kennzeichen 
dieses QM-Sytems ist die individuelle 
Erhebung des Assistenzbedarfs in allen 
Lebensbereichen des behinderten Men-
schen. Daraus resultiert die systematische 
und abgestimmte Planung und Organi-
sation der Assistenz- und Betreuungslei-
stungen, und zwar an den vorhandenen 
Ressourcen und den individuellen Bedürf-
nissen orientiert. Dabei beziehen wir die 
betroffenen Personen, deren Angehörige 
und gesetzliche Betreuer mit ein. Zustän-
dig dafür sind unsere Heilerziehungspfl e-
ger.

Die Feststellung des Hilfebedarfs im Sinne 
der Eingliederungshilfe und einer entspre-
chenden Hilfebedarfsgruppe nach dem 
HMB-W-Verfahren nach Metzler erfolgt 
durch den Medizinisch-Pädagogischen 
Dienst des KVJS. 
Der Pfl egebedarf wird vom Medizinischen 
Dienst der Krankenkasse (MDK) ermittelt. 
Unsere Mitarbeiter sind durch interne Fort-
bildungen befähigt, qualifi ziert zu pfl egen 
oder haben eine Zusatzqualifi kation in 
einem anerkannten Pfl egeberuf.

Bei einer Tagung der Deutschen Gesell-
schaft für seelische Gesundheit für Men-
schen mit Behinderung referierte Frau 
Christa Ding-Gmeiner über eine verglei-
chende Studie zwischen klassischen Pfl e-
gekräften und Heilerziehungspfl egern im 
Rehabilitationsprozess. Ein Ergebnis war, 
dass Heilerziehungspfl eger stärker den 
Zukunftsaspekt in ihrer Arbeit gewichten 
und damit leichter Eigeninitiative im Pro-
zess der Gesundung anstoßen, während 
Pfl egekräfte stärker auf die zu behandeln-
den Symptome und damit auf den Gegen-
wartsaspekt konzentriert sind.
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Beispiel: Es macht einen Unterschied, ob 
ein Mensch seine Hose nicht richtig herum 
anziehen kann, weil er nicht weiß, wo vor-
ne und hinten ist, oder ob er Hilfe benötigt, 
weil er körperlich beeinträchtigt ist. Der 
Zeitaufwand mag der gleiche sein, der Hil-
feansatz ist ein anderer.

Unser Angebot entspricht der Gesetzesla-
ge nach § 55 SGB XII, wonach
• die in stationären Einrichtungen der 

Behindertenhilfe erbrachten Leistungen 
der Eingliederungshilfe auch die not-
wendigen Leistungen der Pfl ege um-
fassen, und

• die Verlegung eines pfl egebedürftigen 
Menschen mit Behinderung unter 
Beachtung seiner angemessenen 
Wünsche überhaupt nur dann in Frage 
kommen kann, wenn der Träger der 
Einrichtung feststellt, dass die Pfl ege 
des einzelnen behinderten Menschen 
in dieser Einrichtung nicht mehr sicher-
gestellt werden kann.

Die Frage, ob bei einem behinderten Men-
schen „die Pfl ege im Vordergrund stünde“ 
und wir als Eingliederungshilfeeinrichtung 
nicht mehr der richtige Ort der Betreuung 
sein könnten, stellt sich für uns nicht! 
Auch kennt weder das SGB XI noch das 
SGB XII eine solche Formulierung (in § 13 
Abs. 3  SGB XI heißt es vielmehr: „…Die 
Leistungen der Eingliederungshilfe für be-
hinderte Menschen  … bleiben unberührt, 
sie sind im Verhältnis zur Pfl egeversiche-
rung nicht nachrangig; die notwendige Hil-
fe in den Einrichtungen nach § 71 Abs. 4 
ist einschließlich der Pfl egeleistungen zu 
gewähren.“).

Fazit: Für die Inanspruchnahme von 
Leistungen der Eingliederungshilfe gibt es 
keine Altersgrenze und auch prinzipiell kei-
ne „Pfl egebedarfsgrenze“.

Während die durchschnittliche Verweildau-
er im Pfl egeheim zwischen einem halben 
und einem Jahr beträgt, bleiben unsere 
Senioren in der Regel bis zu ihrem Tod bei 
uns, nachdem sie zuvor meist schon Jahr-
zehnte bei uns gelebt haben.

Grenzen der Eingliederungshilfe-Ein-
richtung bei Senioren mit Pfl egebedarf

Individuelle Wünsche wie „heute will 
ich noch ein Stündchen länger im Bett 
bleiben“ oder spontane Ideen wie „heu-
te kaufe ich eine neue Mütze und gehe 
anschließend in die Seniorenbetreuung“, 
bereiten dem streng geplanten Dienstplan 
auf den Wohngruppen große Probleme. 
Der Pfl egesatz gibt es nicht her, parallel 
Personal in der Wohngruppe und in der 
Tagesstruktur vorzuhalten. Durch eine 
gute Kooperation der Betreuungsbereiche 
Wohnen und Tagesstruktur ist es aber in 
der Regel möglich, solchen individuellen 
Wünschen Rechnung zu tragen und den-
noch ressourcen-orientiert die Dienstpläne 
zu organisieren.

Trotz unseres Anspruchs der getrennten 
Lebenswelten kommen auch wir bei fort-
schreitendem Pfl egebedarf nicht umhin, 
Menschen in eine Wohngruppe umziehen 
zu lassen, wo entsprechende bauliche Be-
dingungen (z.B. ein Aufzug und ein Pfl ege-
bad) vorhanden sind. 

Prinzipiell möchten wir unsere Bewohner 
bis zu ihrem Tod begleiten. Um uns auf die 
Bedürfnisse von Menschen mit Behinde-
rungen und zunehmendem Pfl egebedarf 
einzustellen, müssen wir uns anpassen in 
folgenden Bereichen:

Baulich:
Für unsere 42 binnendifferenzierten Plätze 
haben wir einen Versorgungsvertrag mit 
den Pfl egekassen abgeschlossen. Um den 
Qualitätsanforderungen der Pfl egekassen, 
der Heimaufsicht und natürlich auch un-
seren eigenen Qualitätsstandards zu ent-
sprechen, sollen diese 42 Plätze in einem 
Neubau qualifi ziert werden. Im derzeitigen 
Gebäude bestehen erhebliche Mängel, die 
nur durch Umbau auf nicht wirtschaftliche 
Art gelöst werden könnten. Die Bedarfsbe-
stätigung des Landkreises und die Förde-
rempfehlungen durch den KVJS und den 
Ständigen Ausschusses liegen vor, der 
Förderbescheid steht noch aus.
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Personell:
Neben dem Heilerziehungspfl eger als 
klassischem Beruf in der Betreuung von 
Menschen mit Behinderungen beschäfti-
gen wir zunehmend auch Pfl egekräfte, die 
von unserer medizinischen Ambulanz und 
dem konsiliarisch tätigen Heimarzt fachlich 
unterstützt werden. Heilerziehungspfl eger 
nehmen an obligatorischen Fortbildungen 
mit geriatrischen Inhalten teil. Schließlich 
haben wir derzeit 18 Heilerziehungspfl eger 
für eine weiterqualifi zierende Vollzeitaus-
bildung zum Altenpfl eger freigestellt.

Dennoch kann es vorkommen, dass eine 
schwere Erkrankung des Bewohners auch 
intensive medizinische Betreuung und 
Versorgung erforderlich macht, die nicht 
von uns erbracht werden kann. Schwerste 
Erkrankungen und lebensbedrohliche Zu-
stände im hohen Alter zwingen auch uns 
dazu, Menschen ins Krankenhaus abzuge-
ben. Erfahrungsgemäß ist das Pfl egeper-
sonal in den Krankenhäusern oft schnell 
an seinen Grenzen mit unserer Klientel. 

Zusammenfassung:

• Aus unserer jahrzehntelangen Erfah-
rung wissen wir, dass unsere Senioren 

in ihrem gewohnten Umfeld leben und 
sterben wollen, ein Wunsch, der nie-
mandem von uns fremd sein dürfte.

• Durch bauliche, personelle und orga-
nisatorische Maßnahmen schaffen wir 
die Voraussetzungen , dass diesem 
Wunsch so lange und so weitgehend 
als möglich Rechnung getragen wird.

• Getrennte Lebenswelten und eine ak-
tivierende Tagesstruktur in vertrauter 
Umgebung sind Voraussetzungen für 
ein langes und erfülltes Leben und ent-
sprechen dem Teilhabeanspruch nach 
dem Sozialgesetzbuch.

• Sondereinrichtungen wie Fachpfl e-
geheime führen zu Separierung und 
Konzentration homogener Gruppen, in 
denen das Lernen von Vorbildern weit-
gehend entfällt. Homogene Systeme 
fördern eher „Verwahrlosungen“, da 
Anreize und Anforderungen von außen 
fehlen. Sondereinrichtungen entspre-
chen somit nicht dem Teilhabe- und 
Integrationsgedanken. Außerdem wird 
in diesen Einrichtungen den Menschen 
mit Behinderung ihr Recht auf Einglie-
derungshilfe vorenthalten.

• Noch keiner unserer Bewohner ist im 
Pfl egeheim gestorben.

Wilhelm Hiesinger28

Vielen Dank fürs Zuhören! 
Auf Wiedersehen
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II. Pfl egebedürftige ältere Menschen 
mit geistigen Behinderungen
Beiträge des KVJS-Fachtags
„Der alterspfl egebedürftige geistig 
behinderte Mensch“, 
Gültstein, 5. Juli 2007
Einführung in die Thematik „Der alterspfl egebe-
dürftige geistig behinderte Mensch“
Roland Klinger, Kommunalverband für Jugend und Soziales, Baden-Württemberg

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

ich begrüße Sie sehr herzlich im KVJS-Ta-
gungszentrum Gültstein und danke Ihnen 
für Ihr großes Interesse an dem Thema, 
das sich auch daran zeigt, dass wir die 
Teilnehmerzahl glatt hätten verdoppeln 
können. 
Lassen Sie mich vorab kurz einführen, was 
wir mit diesem Fachtag bewirken wollen 
oder anders gesagt: 

1. Um was geht es heute?

„Versorgungsformen für alterspfl egebe-
dürftige wesentlich geistig und mehrfach 
behinderte Menschen“ ist die Thematik 
dieses Fachtags. Da stellt sich postwen-
dend und spontan die Frage: Warum ist 
das überhaupt ein Thema und zwar in ei-
ner Zeit, in der in Baden-Württemberg die 
öffentliche Landesförderung für die Qua-
lifi zierung und für den Bau von Altenpfl e-
geheimplätzen 2010 aufgegeben werden 
soll? Gleichzeitig aber soll die Altersversor-
gung für wesentlich behinderte Menschen 
im Lande konzeptionell ganz am Anfang 
stehen – ist das wirklich so?

Einige Antworten auf diese Frage meine 
ich geben zu können:
1. Pfl egeplätze für alterspfl egebedürftige 
geistig und mehrfach behinderte Men-

schen sind deshalb ein aktuelles Thema, 
weil an den Personenkreis wesentlich 
behinderter Menschen im Zusammenhang 
mit der Alterspfl ege bisher politisch und so-
zialplanerisch nicht oder nicht hinreichend 
gedacht wurde, d. h. die Grundversorgung 
für sie wurde bislang weitgehend ausges-
part.

2. Pfl egeplätze für alterspfl egebedürftige 
geistig und mehrfach behinderte Men-
schen sind weiterhin ein aktuelles The-
ma, weil durch das Ziel der Teilhabe und 
Integration behinderter Menschen in ihre 
Wohnortgemeinden eine große gesell-
schaftliche Bewegung zur Verwirklichung 
von Lebensnormalität in Gang gekommen 
ist, die traditionelle Versorgungsformen 
durchaus nachdrücklich hinterfragt. 

3. Fachpfl egeplätze sind zudem ein aktu-
elles Thema, weil die Bevölkerungsgruppe 
der wesentlich behinderten Menschen jetzt 
allmählich erst in ein höheres bzw. ein 
hohes Alter hinein wächst (Stichwort: „Eu-
thanasie“), und damit die demographische 
Entwicklung auch insoweit signifi kant ver-
stärkt ins Bewusstsein rückt. 
Und weil dies so ist, ist gerade für Pfl ege-
plätze für geistig und mehrfach behinder-
te Menschen sozialpolitisch darüber zu 
diskutieren und abzuwägen, ob über das 
Jahr 2010 hinaus das Land Baden-Württ-
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emberg eine weitere Investitionsförderung 
gewährleisten sollte. Sie kann notwendig 
sein, wenn eine in Quantität und in Qualität 
bedarfsgerechte und in den Folgekosten 
für die Sozialhilfeträger tragbare Pfl egein-
frastruktur für diesen Personenkreis ent-
stehen soll. 

4. Pfl egeplätze für alterspfl egebedürftige 
geistig und mehrfach behinderte Men-
schen sind auch deshalb ein aktuelles 
Thema, weil dieser Personenkreis die 
größte Gruppe wesentlich behinderter 
Menschen ist, die durch einen erfolg-
reichen Alterungsprozess in der nahen 
Zukunft stetig zunehmen wird und deshalb 
möglicherweise auch im Alter einen be-
sonderen Pfl ege- und Betreuungsrahmen 
benötigt. 

2. Die demographische
Entwicklung signalisiert
Handlungsbedarf

Ihnen ist natürlich bekannt, dass die so ge-
nannten Lebensbäume der Gesamtbevöl-
kerung der BRD eindeutig und nachdrück-
lich darauf hinweisen, dass wir in eine 
Altersgesellschaft hineinwachsen. Mit allen 
Konsequenzen für unsere Sozialleistun-
gssysteme. Dieses wird tagesaktuell und 
umstritten politisch diskutiert. Einbezogen 
in diese Entwicklung sind auch die wesent-
lich behinderten Menschen, obwohl wir 
es derzeit noch mit einer vergleichsweise 
jungen „Mann-/ Frauschaft“ zu tun haben 
(siehe dazu auch Kapitel III). 

Leider existieren hierüber keine kon-
kreten Bundesstatistiken. Unsere Daten 
in Baden-Württemberg und die beidersei-
tigen Kenntnisse und Erfahrungen von 
Leistungsträgern und Leistungserbringern 
sind jedoch aussagefähig genug, Trends 
darzustellen, die zum Handeln Anlass ge-
ben.

Nach den dem KVJS bekannten Daten 
über den Altersaufbau in der Eingliede-

rungshilfe variieren die Altergruppenanteile 
von Kreis zu Kreis und von Einrichtung zu 
Einrichtung zum Teil erheblich. So hat zum 
Beispiel der Landkreis Ravensburg heute 
einen Anteil der über 60-Jährigen in der 
Eingliederungshilfe in Höhe von 18%, der 
Rems-Murr-Kreis in Höhe von gut 15%. 
In den Einrichtungen der LWV-Eingliede-
rungshilfe GmbH mit insgesamt ca. 1000 
Heimplätzen haben dagegen rund 28% 
das 60. Lebensjahr bereits überschritten.

Trend ist im ganzen Land, dass bei den 
Leistungsberechtigten der Eingliederungs-
hilfe starke Jahrgänge der 50- bis 60jäh-
rigen nachrücken und damit der Anteil 
der Alterpfl egebedürftigkeit bereits in den 
nächsten 10 Jahren erheblich ansteigen 
wird. So zeigt eine Auswertung der Einglie-
derungshilfe aus dem Jahr 2004, die die 
Hälfte der Kreise im Lande erfasst, dass 
damals erst 4,2 % aller Hilfeempfänger 
über 65 Jahre alt waren, aber ein zusätz-
licher Anteil von 45,4 % in diese Alters-
gruppe bis zum Jahr 2020 hineinwachsen 
wird 1.
Aktuelle kreisbezogene Daten sind erst-
mals in der Regel in den in den letzten 2 
bis 3 Jahren verabschiedeten Teilhabeplä-
nen der Stadt- und Landkreise enthalten.

Aus allen bekannten Daten lässt sich je-
denfalls ein dringender Handlungsbedarf 
ableiten. Zuerst aber ergeben sich mehr 
Fragen wie Antworten. 

3. Sieben Fragen bzw. Aspekte 
zur Zielerreichung 

1. Brauchen wir eine besondere Pfl ege-
landschaft für den geistig und mehrfach 
behinderten Menschen, d. h. wenn er aus 
Altersgründen gebrechlich wird, so dass 

1  Geistig behinderte erwachsene Menschen in den 
Stadt- und Landkreisen – Angebotsentwicklung 
und Bedarfsvorausschätzung für Tagesstruktur und 
Wohnen, Landeswohlfahrtsverband Württemberg-
Hohenzollern, Stuttgart Mai 2004; 
siehe auch die Ergebnisse einer aktuellen Umfrage 
des KVJS bei den Stadt- und Landkreisen zum Stich-
tag 31.12.2007 in Kapitel III dieser Broschüre
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in der Betreuungsleistung die Pfl ege über-
wiegt
oder:
Entwickeln wir Formen der Integration und 
Inklusion, also auch hier: Normalisierung 
contra Sonderformen im Sinne des Para-
digmenwechsels in der Behindertenhilfe?

An diese Grundsatzfrage schließen unab-
hängig hiervon weitere Detailfragen an, die 
wichtig sind. Zum Beispiel: 

2. Ab welchem Alter ist der Übergabezeit-
punkt von der Eingliederungshilfe auf die 
Hilfe zur Pfl ege gekommen? Weicht der 
Alterungsprozess von wesentlich behinder-
ten Menschen von der Normalität des nicht 
behinderten Menschen ab?

In der Vergangenheit wurde die Frage 
nach der Pfl egebedürftigkeit immer wieder 
verdrängt (Stichwort: „Förderung bis zu-
letzt“). Dies war auch von Ängsten unserer 
unrühmlichen Vergangenheit geprägt. 
Deshalb ist diese Fragestellung zur Alters-
pfl egebedürftigkeit unter dem Dach des 
Normalisierungsprinzips neu zu fokussie-
ren. Der durch die Alterspfl egebedürftigkeit 
ausgelöste Schnittpunkt von der Einglie-
derungshilfe zur Hilfe zur Pfl ege ist breit 
zu diskutieren. Stichworte sind starre oder 
fl exible Altersgrenze. 

3. Normalisierung ist aber nicht gleichzu-
setzen mit Normierung. Es ist eine dritte 
Frage, welche Bedarfe der geistig und 
mehrfach behinderte Mensch hat, wenn er 
schwer alterspfl egebedürftig geworden ist. 

Es ist die Frage des individuellen Bedarfs 
und nicht die der fi nanziellen Besitzstands-
wahrung für die heutigen Versorgungs-
strukturen und ihre Träger in den Mittel-
punkt der Diskussion zu stellen; allein der 
individuelle Bedarf sollte das Maß aller 
Dinge sein.

4. Eine vierte Frage könnte sich nach 
dem Zeitpunkt des Wechsels von der am-
bulanten zur stationären Pfl ege richten. 

Dabei sei an den Gesetzgeber die Frage 
erlaubt: Warum wird das stationäre Wohn-
heim nicht als Wohnung von wesentlich 
behinderten Menschen akzeptiert, in der 
die SGB XI – Leistungen umfassend von 
den Pfl egekassen anerkannt werden kön-
nen. Außer fi nanziellen sind wohl keine 
diskutierbaren Gründe sachlich und fach-
lich zu fi nden. Es könnten dann auch am-
bulante Fachpfl egedienste zur Versorgung 
dieses alterspfl egedürftigen Personen-
kreises aufgebaut werden.

5. Wenn sich beim Bundesgesetzgeber die 
Normalisierung durchsetzen würde, würde 
sich auch im ambulanten Bereich die Fra-
ge stellen, die sich jetzt und heute ganz 
aktuell für den stationären Bereich stellt. 
Hat der geistig und mehrfach behinderte 
Mensch in der Alterspfl ege andere Bedarfe 
als die Menschen, die an schwerer Alters-
demenz bis hin zur völligen Verwirrtheit 
leiden? Wie sieht das außerstationäre Un-
terstützungspotential aus? Weicht dieses 
von der Normalität ab?

Und wenn dies so wäre, ist ein anderer 
(höherer) Personalschlüssel und/oder eine 
andere Qualität der Pfl ege und Betreuung, 
eine besondere Qualifi kation des Pfl ege-
personals notwendig und belegbar? 

Gleichgültig wie die Entscheidung ausfällt, 
wird eine Ergänzung der Rahmenverträge 
gem. § 75 Abs. 1 SGB XI für das Land 
Baden-Württemberg notwendig werden.

6. Sechster Fragenkomplex: Welche 
Standortvoraussetzungen brauchen diese 
Fachpfl egeplätze? 

Können es sogenannte eingestreute Plät-
ze in einem örtlichen Altenpfl egeheim sein, 
ganz im Sinne einer konsequent wohn-
ortnahen Gesamtversorgung? Können 
dort die notwendigen Pfl ege- und Betreu-
ungsleistungen bedarfsgerecht und wirt-
schaftlich erbracht werden? Und wird eine 
derartige Totalintegration auch von allen 
Bewohnern und ihren Angehörigen und der 
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Öffentlichkeit akzeptiert? Das hieße ganz 
im Sinne einer konsequenten Inklusion 
auch die Teilhabe (wesentlich) behinderter 
Menschen, zum Beispiel an und in Alten-
begegnungsstätten vor Ort, in der Tages-
pfl ege oder in der Kurzzeitpfl ege.
Ist das nach allen Seiten hin denkbar, ist 
es wünschbar, ist es umsetzbar? Ist der 
integrative Ansatz eine Zumutung für den 
einen oder andern Personenkreis? 
Wenn Gesamtversorgung, dann wäre die 
Alterspfl ege für geistig behinderte Men-
schen auch ein Teil der örtlichen Altenhilfe-
planung.

Es wird notwendig sein, diese Fragen of-
fen und mutig zu diskutieren.

7. Schließlich die siebte und letzte Frage. 
Wenn Sonderrahmenbedingungen für 
Pfl ege und Betreuung notwendig sind, wie 
muss die Ausgestaltung aussehen? 

Ein besonderer (höherer) Personalschlüs-
sel? Oder reicht die bisherige Bandbreite 
des Rahmenvertrags aus?

Ist eine besondere Qualifi kation des Pfl e-
gepersonals bzw. der bisherigen Betreu-
ungs- und Förderfachkräfte notwendig, 
etwa eine Zusatzqualifi kation für beide 
Seiten: die Anerkennung oder Aufwertung 
der Heilerziehung in der Pfl ege und der 
Alten- und Krankenpfl ege in der Heilerzie-
hung? Der bisherige Streit um den Einsatz 
der Heilerziehungspfl eger(innen) würde 
sich dann erübrigen.

Beide Fragen sind in die Pfl egesatzkom-
mission nach SGB XI einzubringen, mit 
dem klaren Ziel einer notwendigen, zu-
kunftsbezogenen Ergänzung des Rahmen-
vertrages.

Das ist eine ganze Reihe grundlegender 
Fragestellungen. Der heutige Fachtag 
wird wohl zeigen, dass dies gar keine 
abschließende Aufzählung war. Sie alle 
dürfen gespannt sein, ob Ihre Fachlich-
keit heute zu Ergebnissen führt, die den 
Grundstein für eine gemeinsame Lösung 
für Baden-Württemberg legen und in den 
zuständigen Gremien weiterverfolgt wer-
den können. 



44

Alter und Behinderung

1. Älterwerden und Altern von 
Menschen mit Behinderungen

Das Thema Älterwerden von Menschen 
mit Behinderungen wird in der deutschen 
Fachöffentlichkeit mindestens seit Mitte 
der 80er Jahre diskutiert. Die überörtlichen 
Sozialhilfeträger in Nordrhein-Westfalen 
(NRW) haben sich seit Beginn der neun-
ziger Jahre mit Problemen und Fragen des 
Älterwerdens, des Alterns und im Verlaufe 
dieser Auseinandersetzung auch mit der 
Pfl egebedürftigkeit von Menschen mit Be-
hinderungen beschäftigt. Standen am An-
fang Fragen des lebenslangen Wohnens 
im Prozess des Älterwerdens und Alterns 
im Vordergrund, so rückte zunehmend 
auch der Aspekt der Pfl egebedürftigkeit 
behinderter Menschen in den Fokus der 
Aufmerksamkeit.

Die in NRW diskutierten Probleme lassen 
sich in den allgemeinen Diskussionszu-
sammenhang der Behindertenhilfe über 
diese Themen einordnen. Sie umfassen: 

1. Die Folgen des vorzeitigen Ausschei-
dens aus der WfbM bzw. der (in den mei-
sten Fällen noch bevorstehenden) Beren-
tung der WerkstattmitarbeiterInnen.
2. Die Alltagsgestaltung (Tagesstrukturie-
rung) in den Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe (konzeptioneller Aspekt).
3. Die behinderten- bzw. altersgerechte 
Ausstattung der Einrichtungen (räumlich-
struktureller Aspekt).
4. Die Qualifi kation des Betreuungsperso-
nals bezüglich der Bedürfnisse der älter 
werdenden Menschen in den Einrich-
tungen, auch unter dem Aspekt zuneh-
mender Pfl egebedürftigkeit (personeller 
Aspekt). 

Parallel dazu entwickelte sich eine inten-
sivere Beschäftigung auch mit weiteren, 
integrativen und planerischen Problem-
stellungen, die den engeren Bereich der 
Behindertenhilfe überschritten.
5. Den Beginn einer Diskussion über die 
Probleme älter werdender und alter Men-
schen mit Behinderungen im Rahmen der 
Gerontologie, der Altenhilfe und der Pfl e-
ge. Es geht dabei um Beratung, häusliche 
und ambulante Pfl ege, teilstationäre und 
stationäre Versorgung (Integration von 
Versorgungsaspekten).
6. Den (punktuellen) Beginn einer (punktu-
ellen) Kooperation von (Einrichtungen der) 
Behinderten- und Altenhilfe und -pfl ege 
in theoretischer und praktischer Hinsicht 
(Netzwerkverknüpfung).
7. Die Aufnahme von Aspekten der Versor-
gung älter werdender und alt gewordener 
Menschen mit Behinderungen in die kom-
munale Alten- und Pfl egeplanung.

Diese Aufzählung spiegelt trotz der er-
kennbaren Ausweitung der Fragestel-
lungen und Beteiligung unterschiedlicher 
Akteure keine zeitliche Abfolge abzuarbei-
tender bzw. abgearbeiteter Probleme. Sie 
werden derzeit immer noch in einer Viel-
zahl von Varianten lokal, regional und nati-
onal, je nach auftauchender Problemlage, 
mehr  oder weniger spezialisiert und/oder 
auch isoliert voneinander thematisiert. 
Ich werde im Folgenden insbesondere 
auf die Aspekte der Pfl egebedürftigkeit 
der älter werdenden und alt gewordenen 
Menschen mit einer geistigen Behinderung 
eingehen. Dass dabei viele Aspekte auch 
für andere Gruppen von Menschen mit 
Behinderungen Gültigkeit haben, nehme 
ich gerne in Kauf. Andererseits gilt es je-
doch, die Besonderheiten der hier in Rede 

Pfl egebedürftigkeit von älter werdenden und
alten Menschen mit einer geistigen Behinderung 
– Formen und Versorgungsmöglichkeiten
Dr. Werner Korte, Landschaftsverband Rheinland
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stehenden Menschen mit einer geistigen 
Behinderung zu beachten.

In der Fachdiskussion sind, nicht zuletzt 
auch angestoßen durch Initiativen auf Ein-
richtungsebene, in den vergangenen Jah-
ren eine Reihe von Vorschlägen für die Be-
handlung des Problems des Älterwerdens 
von Menschen mit Behinderungen entwi-
ckelt und Lösungen diskutiert bzw. auch 
praktiziert worden (z. B. Modellprojekt  
„Unterstützter Ruhestand von Menschen 
mit Behinderungen“ des Landesverbandes 
NRW für Körper- und Mehrfachbehinder-
te - Abschlussbericht 2004; Haveman/ 
Stöppler; 2004, Kap.11, BAGüS, 2007). 
Dabei muss man von dem für Deutsch-
land neuen Faktum ausgehen, dass nach 
der Vernichtung behinderter Menschen 
während der Zeit des Nationalsozialismus 
jetzt sukzessive nach dem 2. Weltkrieg 
geborene Generationen von Menschen mit 
Behinderungen ein höheres Lebensalter 
erreichen. Was die Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe zunehmend feststellen und 
was ihnen entsprechende Sorgen bereitet, 
stellt sich nach den verfügbaren Zahlen 
und Hochrechnungen quantitativ etwa 
folgendermaßen dar. Dabei ergeben sich 
Schwierigkeiten. So führen Haveman und 
Stöppler (2004) aus:
„Um gesicherte Aussagen über die Anzahl 
älterer Menschen mit geistiger Behinde-
rung in der BRD machen zu können, ist es 
bedeutsam, über zuverlässige Angaben 
zur Gesamtzahl der Menschen mit gei-
stiger Behinderung zu verfügen, um auf 
die Anzahl älterer Menschen schließen 
zu können. Diese Angaben fehlen jedoch“ 
(21).

Nach Schätzung dieser Autoren leben in 
Deutschland über 353.000 Menschen al-
lein mit einer geistigen Behinderung. Nach 
Zahlen der con_sens in Hamburg im Auf-
trag des BMAS aus dem Jahr 2003 sind 
bereits 5.000 ehemalige WfbM-Mitarbeiter/
innen berentet, bis zum Jahre 2013 wer-
den es 16.500 sein (Baur, 2005). Elisabeth 
Wacker (2003, 1) geht auf Grund bun-
desweiter Zahlen aus Wohneinrichtungen 
davon aus, dass im Jahr 2010 mindestens 

30% der Männer und 35% der Frauen 
über 65 Jahre alt sein werden. Inzwischen 
werden diese bundesweiten Zahlen aller-
dings nach unten korrigiert. Studien auf 
regionaler oder Einrichtungsebene weisen 
erwartungsgemäß abweichende Größen 
aus (z. B. laut Skillandat, 2003, 145, ca. 
20% über 65jährige).

Die genannten Zahlen beziehen sich nur 
auf Teilpopulationen behinderter Men-
schen. Ihre Genauigkeit mag bezweifelt 
werden. Aber wie immer die Zahlen aus-
sehen mögen: Ich stimme Herrn Müller-
Fehling vom Bundesverband der Körper- 
und Mehrfachbehinderten zu, wenn er in 
seinen Vorträgen immer wieder feststellt:
„Aber selbst wenn es „nur“ 20 bis 25% der 
rund 220.000 Menschen in stationären 
Wohneinrichtungen sind, bleiben die abso-
luten Zahlen beeindruckend und erfordern 
ein systematisches Einstellen auf diese 
neue Herausforderung“ (S. 1 unveröff. 
Manuskript, 2004)

Was die Beschäftigung mit den absolu-
ten Zahlen neben der fragmentarischen 
und unsicheren Datenbasis zusätzlich 
erschwert, ist die Tatsache, dass wir aus 
dem genannten historischen Grund auch 
noch nicht über gesichertes Wissen der 
Lebenserwartung von Menschen mit Be-
hinderungen verfügen. Vorläufi g stellen 
Haveman und Stöppler fest:
„Die Lebenserwartung von Menschen mit 
geistiger Behinderung ist u. a. durch bes-
sere Gesundheitsversorgung (Präventions- 
und Behandlungsprogramme) gestiegen. 
Die Sterbeziffern nähern sich denen der 
Gesamtbevölkerung mit Ausnahme von 
Personen mit Down-Syndrom und Per-
sonen mit schweren körperlichen Erkran-
kungen“ (21).

Abgeleitet von Untersuchungen über die 
Mortalität von Menschen mit geistiger Be-
hinderung schlussfolgern sie: „dass die 
Lebenserwartung für Menschen mit einer 
leichten und mäßigen geistigen Behinde-
rung sich kaum von der in der allgemeinen 
Bevölkerung unterscheidet“ (22).
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Ich habe diese fragmentarischen Zahlen 
einmal etwas ausführlicher zitiert, weil sich 
selbst aus ihnen einige Konsequenzen 
ableiten lassen, die nicht nur in Zukunft 
stärker beachtet werden müssen.

1. Man muss zwischen den verschiedenen 
Gruppen von Menschen mit Behinde-
rungen, und dann noch einmal innerhalb 
dieser Gruppen genügend scharf diffe-
renzieren, um unzulässige Verallgemei-
nerungen, aber auch ungerechtfertigte 
Schlussfolgerungen für einzelne Gruppen 
zu vermeiden  
2. Es ist in Zukunft damit zu rechnen, dass 
mehr Menschen mit einer geistigen (und 
natürlich auch mit einer psychischen oder 
seelischen) Behinderung nicht nur das 
Rentenalter erreichen, sondern nach der 
Arbeitsphase in einer WfbM noch eine län-
gere Lebenserwartung haben.
3. Weiterhin ist damit zu rechnen, dass 
man bei den alten Menschen mit Behin-
derungen, dem allgemeinen demogra-
phischen Trend und den davon abgelei-
teten Vermutungen folgend, mit erhöhten 
Raten von Pfl egebedürftigkeit rechnen 
muss.

2. Pfl egebedürftigkeit alt
werdender und alt gewordener 
Menschen mit geistiger
Behinderung

Ich möchte mich im Folgenden aber nicht 
allgemein mit dem Älterwerden von Men-
schen mit Behinderungen beschäftigen, 
sondern mich auf den Aspekt der Pfl ege-
bedürftigkeit konzentrieren. Die unabweis-
bare Tatsache, dass behinderte Menschen 
in den stationären Einrichtungen älter wer-
den und ihre Anzahl kontinuierlich wächst, 
stellt die Behindertenhilfe vor eine Fülle 
von zusätzlichen Aufgaben. Diese werden, 
das ist nicht nur meine Beobachtung der 
einschlägigen Literatur, sondern auch die 
meiner berufl ichen Erfahrungen, immer 
noch und wesentlich auf die Probleme 
bezogen, die mit dem altersbedingten 
Ruhestand (spätestens mit 65 Jahren) 
und mit dem vorzeitigen Ausscheiden aus 

der Werkstatt (aus anderen als altersbe-
dingten Gründen) zu tun haben. Die Fra-
gen der mit dem Älterwerden unabweisbar 
verbundenen zunehmenden Pfl egebe-
dürftigkeit, ihrer Erscheinungsformen und 
ihres veränderten Ausmaßes geraten erst 
langsam ins Zentrum der Diskussion. Des-
wegen möchte ich mich hier den Proble-
men zuwenden, die mit der Pfl egebedürf-
tigkeit der älteren und alten behinderten 
Menschen verbunden sind. 

Schon seit den 80er Jahren gibt es ernst 
zu nehmende Versuche, für die Beschrei-
bung und Analyse des Älterwerdens 
von Menschen mit Behinderungen Er-
kenntnisse und Einsichten der sozialen 
Gerontologie, der Lebenslauf- und Biogra-
phieforschung, der Geriatrie und der Ge-
rontopsychiatrie fruchtbar zu machen (vgl. 
z. T. Thomae, 1988; Tews 1999, 2001; 
Haveman/ Stöppler 2004). Die folgenden 
Aussagen basieren auf solchen, mit oft in-
terdisziplinären Ansätzen und Konzepten 
gewonnenen Ergebnissen.
Altwerden und Pfl egebedürftigkeit behin-
derter Menschen sind, wie bei der nicht 
behinderten Normalbevölkerung, nicht 
identisch. Jeder behinderte Mensch altert 
individuell. Altern behinderter Menschen 
erfährt seine individuelle Ausprägung wie 
bei nicht behinderten Menschen in Ab-
hängigkeit und im Zusammenwirken von 
physischen, psychischen, sozialen, mate-
riellen und Umweltfaktoren. Allerdings be-
ginnt der Alternsprozess behinderter Men-
schen lebensgeschichtlich im Vergleich 
zu nicht behinderten Menschen derzeit 
zu einem früheren Zeitpunkt. Die durch-
schnittliche Lebenserwartung behinderter 
Menschen liegt noch niedriger als die nicht 
behinderter Menschen. Unbekannt sind 
weithin die Auswirkungen – im Vergleich 
– ungünstigerer Lebensbedingungen und 
erschwerter Lebensführung auf den Be-
ginn eines sichtbaren Abbauprozesses, 
auf Gesundheit und Wohlbefi nden im Al-
ternsprozess, die dadurch beeinfl ussten 
Lebenschancen im Alter und schließlich 
die Auswirkungen dieses multifaktoriellen 
und ggf. im Verlauf sich verstärkenden 
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Geschehens auf die Pfl egebedürftigkeit 
bei jeweils vorhandener angeborener oder 
früher oder später erworbener Grund- oder 
Mehrfachbehinderung.
Man wird damit rechnen müssen, dass das 
Risiko behinderter Menschen, intensiver 
pfl egebedürftig zu werden, mit zuneh-
mendem Alter steigt, zumal ein Teil der be-
hinderten Menschen auch in jüngeren Le-
bensjahren schon pfl egerische Leistungen 
benötigt. 

Menschen mit geistiger Behinderung im 
Rheinland: einige Daten

Ich kann mit Zahlen aus dem Rheinland 
(2005) für Menschen mit einer geistigen 
Behinderung folgende Aussagen machen 
(ausführliche Tabellen samt kritischen 
Bemerkungen sind in einem früheren Vor-
tragstext enthalten (zugänglich im Internet 
unter www.lvr.de/soziales/service/veran-
staltungen/veranstaltungsreihe/duisburg1.
doc). Ob sie repräsentativ für Deutschland 
sind,  muss ich offen lassen. Als Kriteri-
um für Pfl egebedürftigkeit habe ich die 
Leistungen nach § 43a SGB XI (Pfl ege in 
vollstationären Einrichtungen für behin-
derte Menschen) gewählt. Über die Be-
grenztheit der Aussagekraft dieses Krite-
riums muss ich Ihnen nichts erzählen. Die 
folgenden Zahlen sind also in mehrfacher 
Hinsicht nicht exakt und können deswegen 
nur vorsichtige Trendaussagen begründen.
Die Gruppe der Menschen mit geistiger 
Behinderung ist mit knapp 60 % die größte 
Behindertengruppe. In ihr sind 87,5% unter 
60 Jahre und 12,5 % über 60 Jahre alt. 
46 % beziehen Leistungen nach § 43 a, 
90 % von ihnen sind unter und 10 % 
über 60 Jahre alt. Eine leichte Tendenz 
zu höherer Pfl egebedürftigkeit im Sinne 
des SGB XI ist also bei den unter 60jäh-
rigen zu erkennen. Diese Tendenz wird 
bestätigt, wenn man sich die Zahlen der 
Leistungsempfänger nach Altersgruppen 
anschaut. Sie nehmen mit zunehmendem 
Alter ab. Das scheint zunächst die oben 
geäußerte Beobachtung (Pfl egebedürftig-
keit im Zusammenhang mit der Behinde-
rung) zu stützen. Andererseits könnten die 

Zahlen aber auch bedeuten, dass die älter 
werdenden geistig behinderten Menschen 
aus dem Leistungsbezug nach § 43a he-
rausfallen, sei es durch Versterben oder 
Versorgung in einer Pfl egeeinrichtung. 
Oder anders ausgedrückt: Nur die nicht 
oder weniger pfl egebedürftigen Menschen 
mit einer geistigen Behinderung verbleiben 
jenseits des 60. Lebensjahrs in einer Ein-
richtung der Eingliederungshilfe.
Einen Hinweis könnten die allerdings 
keineswegs repräsentativen Zahlen für 
die Prävalenz von Alzheimer-Demenz bei 
Menschen mit Down-Syndrom geben. 
Haveman und Stöppler (2004) schließen 
aus einigen kleineren Studien, „dass Men-
schen mit Down-Syndrom nicht nur er-
heblich häufi ger, sondern durchschnittlich 
auch 20-30 Jahre früher von einer Demenz 
betroffen sind als die Allgemeinbevölke-
rung“ (116). Demnach „(beträgt) die durch-
schnittliche Überlebensdauer bei Men-
schen mit Down-Syndrom, bei denen die 
Krankheit häufi g vor dem 50. Lebensjahr 
ausbricht, nur etwa fünf Jahre...Das durch-
schnittliche Alter, in dem dieser Personen-
kreis erkrankt, beträgt 54 Jahre“ (117).

Man kann davon ausgehen, dass mit 
Auftreten der Demenz auch pfl egerische 
Leistungen nötig werden (ggf. schon vor-
her geleistete Pfl ege intensiviert werden 
muss). In Verbindung mit der Beobachtung 
(vgl. z. B. Kranich, o. J.), dass der Alterns-
prozess bei Menschen mit einer geistigen 
Behinderung schneller verläuft als bei 
nicht behinderten Menschen, könnten die-
se Befunde für die Vermutung des relativ 
frühzeitigen Versterbens sprechen. Für die 
weitere Vermutung (Aufnahme in ein Pfl e-
geheim) sprechen derzeit nur Einzelbeo-
bachtungen in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe und Altenpfl ege.

3. Umgang mit der Pfl egebe-
dürftigkeit von Menschen mit 
geistiger Behinderung 

Das Wissen um die Besonderheiten des 
Alterns behinderter Menschen, die Zusam-
menhänge zwischen ggf. lebenslanger 
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Behinderung, begleitenden Krankheiten 
oder im Alter auftretender Krankheiten und 
deren Interaktionen, Risiken von Alterser-
krankungen und denkbare Spätfolgen 
ihrer spezifi schen Lebensbedingungen 
sowie die besonderen Ausprägungen von 
Pfl egebedürftigkeit behinderter Menschen 
ist in Deutschland noch relativ gering. Da 
aus den bekannten historischen Grün-
den bisher kaum Erfahrungen gewonnen 
werden konnten, beginnt erst jetzt die 
intensive Produktion von Wissen über die 
körperlichen, seelischen, sozialen und ma-
teriellen Zusammenhänge und ihre Auswir-
kungen auf den Alternsprozess behinderter 
Menschen. 
Determinanten der Lebenslagen behinder-
ter Menschen sind nicht allein die materi-
ellen Bedingungen, die sich mit dem Aus-
scheiden aus der Werkstatt verschlech-
tern. Die Wohn- und Lebensbedingungen 
waren häufi g jahrzehntelang und sind noch 
für die meisten behinderten Menschen 
durch die organisierte Form eines Heims 
eingeschränkt (vgl. z. B. Haveman/ Stöpp-
ler, 2004, 158ff.). Ob und was die derzeit 
forciert geförderte Form des ambulant 
betreuten Wohnens in Zukunft an Verän-
derungen für die Menschen mit geistiger 
Behinderung bewirken wird, kann für die 
derzeitigen Überlegungen außer Acht 
bleiben. Für die Gegenwart ist von einer 
weiteren Einschränkung  - im Vergleich 
schon begrenzter -  sozialer Kontakte und 
damit auch psychischer Unterstützung gei-
stig behinderter Menschen auszugehen, 
wenn sie älter werden (vgl. auch Wacker 
2004, 10). „Die sozialen Netzwerke in 
Wohnheimen lebender älterer Menschen 
mit geistiger Behinderung sind durch eine 
Vielzahl hemmender Faktoren, wie z.B. Er-
krankungen im Alter, die Wohnform Heim, 
den Berufsausstieg etc. in allen Teilen 
stark eingeschränkt. Sie weisen nur einen 
geringen Umfang und eine geringe Dichte 
auf (strukturelle Merkmale). Die überwie-
gende Anzahl von Beziehungen ist von 
kurzer Dauer und nicht intensiv (z. B. zu 
den Mitarbeitern und Mitbewohnern) und 
die Kontaktfrequenz (z. B. zu den Angehö-
rigen) ist gering (interaktionale Merkmale) 

…Es besteht die Gefahr der unverschul-
deten und ungewollten Isolation und Ein-
samkeit“ (Haveman/ Stöppler, 2004, 95).

Mein persönlicher Eindruck ist, dass die 
Lebenslage behinderter Menschen im 
Alter umfassende Hilfe-, Betreuungs- und 
Pfl egeleistungen erfordert, wenn sie im 
gleichen Maße Selbstbestimmung und 
Autonomie der Lebensführung erhalten 
ggf. neu gewinnen sowie Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben realisieren sollen, 
wie sie sich die nicht behinderte älter wer-
dende Bevölkerung gerade mühsam erar-
beitet. Dabei müssen alle formellen und in-
formellen Ressourcen daraufhin überprüft 
werden, welchen Beitrag sie zur Ausge-
staltung der Situation leisten können. Das 
Spektrum der Möglichkeiten scheint mir 
weiter gespannt als die kaum vermittelbare 
Alternative „lebenslanges Wohnen in der 
Behinderteneinrichtung“ versus „Pfl ege-
heim“. Die neueren Entwicklungen in der 
Behindertenhilfe (die stärkere Betonung 
des ambulant betreuten Wohnens) und der 
Altenhilfe und –pfl ege (neue Wohnformen) 
müssen intensiver auf die Geeignetheit für 
die Pfl ege von alt gewordenen Menschen 
mit Behinderungen geprüft werden. Hierbei 
ist auch die Kooperation der Behinderten-
hilfe mit der Altenpfl ege von Bedeutung, 
nicht allein die Bereitschaft der Behinder-
tenhilfe, sich mit den Fragen des Älterwer-
dens und der Pfl egebedürftigkeit auseinan-
derzusetzen.

Sozialrechtliche Rahmenbedingungen

Entsprechend dem unzureichenden 
Wissensstand sind Planungen über die 
zukünftige Versorgung alt gewordener, 
pfl egebedürftiger Menschen mit Behinde-
rungen schwierig. Die Frage, ob sich eine 
Einrichtung weiterhin in der Lage sieht, 
die erforderlichen Pfl egeleistungen zu er-
bringen, löst einen innerorganisatorischen 
Diskussionsprozess aus. Nach meinen 
Beobachtungen lassen sich dessen Ergeb-
nisse in zwei Kategorien fassen, die sich 
jedoch gegenseitig durchdringen, minde-
stens an den Rändern überlappen. Aus-
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schlaggebend für die jeweiligen Entschei-
dungen der Einrichtungen ist, welchen 
Kausalitäten die beobachteten Erschei-
nungen des Alterns zugeordnet werden: 
Die eine Möglichkeit ist, dass zunächst 
Anpassungen wegen altersbedingter Ver-
änderungen (z. B. Ausscheiden aus der 
Werkstatt) und dadurch veränderter Tage-
sabläufe im Alltag vorgenommen werden. 
Die andere Möglichkeit ist, dass man das 
Nachlassen der körperlichen, geistigen 
und seelischen Kräfte, die Verschlechte-
rung der gesundheitlichen Verfassung, sei 
es vorübergehend auftretenden Krank-
heiten, sei es einem unaufhaltsamen, auch 
durch Krankheiten bedingten, voranschrei-
tenden Abbau zurechnet. Dabei mag wei-
terhin eine Rolle spielen, ob der Sozialhil-
feträger wegen des höheren Lebensalters 
oder auffallender Ereignisse die Frage 
nach der Pfl egebedürftigkeit aufwirft. 
Entsprechend der jeweiligen Problemfest-
stellung (und die ist wegen der vielfältig 
interagierenden Faktoren im Rahmen von 
Behinderung, Altern und Krankheitsge-
schehen schwierig) können die erreichten 
Bewertungen unterschiedliche individuelle 
oder institutionelle Konsequenzen nach 
sich ziehen. Es ist ein Spektrum von Maß-
nahmen erkennbar, die zum Beispiel auf 
interne räumliche, personelle und konzep-
tionelle Anpassungen der Einrichtungen 
zielen, individuelle Lösungen anstreben 
(Wechsel in eine Pfl egeeinrichtung nach 
dem SGB XI) oder institutionelle Verände-
rungen für ganze Gruppen von pfl egebe-
dürftigen behinderten Menschen ins Auge 
fassen (z. B. eine Einrichtung nach dem 
SGB XI in eigener Regie zu errichten). Die 
jeweilige Zielrichtung wird natürlich we-
sentlich beeinfl usst durch die sozialrecht-
liche Gestaltung unseres Hilfesystems, wie 
dieses seinerseits die jeweiligen Anpas-
sungsmaßnahmen beeinfl usst. Auf jeden 
Fall aber berührt diese Diskussion im Kern 
die Maxime des lebenslangen Wohnens, 
wobei in der Regel das Wohnen in einer 
stationären Behinderteneinrichtung ge-
meint ist. 

Nach dem SGB XII geht die Initiative zur 
Lösung der Probleme, die mit zuneh-
mender Pfl egebedürftigkeit im Zusammen-
hang mit dem Älterwerden der behinderten 
Menschen in den stationären Einrich-
tungen der Behindertenhilfe auftreten, 
von den Einrichtungen bzw. ihren Trägern 
selbst aus.

§ 55 SGB XII gibt hier die rechtliche 
Grundlage. Ich zitiere:
„Stellt der Träger der Einrichtung fest, dass 
der behinderte Mensch so pfl egebedürftig 
ist, dass die Pfl ege in der Einrichtung nicht 
sichergestellt werden kann, vereinbaren 
der Träger der Sozialhilfe und die zustän-
dige Pfl egekasse mit dem Einrichtungs-
träger, dass die Leistung in einer anderen 
Einrichtung erbracht wird; dabei ist an-
gemessenen Wünschen des behinderten 
Menschen Rechnung zu tragen“.

Nach anfänglichen Kontroversen über den 
Vorrang der Pfl egeversicherung und die 
Subsidiarität der Sozialhilfe ist inzwischen 
unbestritten, dass in den Einrichtungen 
der Behindertenhilfe Pfl egeleistungen er-
bracht werden (vgl. dazu z.B. LWL, 2000). 
Diese werden von den Pfl egekassen nach 
bekanntem Muster (§ 43a SGB XI) gegen-
über den Sozialhilfeträgern abgegolten. 
Ich interpretiere § 55 SGB XII dahinge-
hend, dass er den Einrichtungsträgern 
eine Handlungsmöglichkeit eröffnet, auf 
die Feststellung einer zunehmenden Kluft 
zwischen steigendem Bedarf an Pfl ege 
und entsprechend notwendig werdenden 
Leistungen zu reagieren unter Wahrung 
der Wünsche der behinderten Menschen. 
Er ist eine Verfahrensvorschrift zur Lösung 
eines Überforderungsproblems. Er sagt 
nichts über das Ausmaß der Pfl egebedürf-
tigkeit, das als Grund für eine Verlegung 
vorliegen soll oder muss, auch nichts da-
rüber, ob durch die Pfl egebedürftigkeit die 
Ziele der Eingliederungshilfe noch erreicht 
werden können (oder nicht mehr) und sie 
sagt auch nichts über das Alter, jenseits 
dessen (nur noch) Hilfe zur Pfl ege gewährt 
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werden kann. Es obliegt dem Träger der 
Einrichtung, mit den Kostenträgern über 
eine Hilfeerbringung in einer anderen Ein-
richtung eine Vereinbarung zu treffen. Der 
Sozialhilfekommentar (Hauck/ Noftz) stellt 
eindeutig fest:
„Eine ausschließliche Entscheidungsbe-
fugnis des Sozialhilfeträgers besteht nicht, 
wenn der Einrichtungsträger der Auffas-
sung ist, er könne die Pfl ege weiterhin si-
cherstellen“ (Kommentar zu § 55 SGB XII, 
Randziffer 7)

Die Initiative zur Veränderung der Lei-
stungsgewährung für pfl egebedürftige 
Menschen in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe geht eindeutig von deren Trägern 
aus. Sie bezieht sich auf die Sicherstellung 
der notwendigen Pfl ege, also auf den As-
pekt der Beziehung zwischen Pfl egebedarf 
in Relation auf die Einrichtungsumwelt, 
nicht auf die Feststellung des Pfl egebe-
darfs in Relation zur Art der Hilfe, über 
deren Gewährung der Sozialhilfeträger zu 
befi nden hat. Für Letzteren spielt im Ge-
gensatz zu den Verfahrensvorschriften des 
SGB XII bei der Leistungsgewährung nicht 
nur die Leistungsfähigkeit der Behinderten-
einrichtung eine Rolle, sondern auch die 
Notwendigkeit, eine Entscheidung darüber 
treffen zu müssen, ob die Ziele der Einglie-
derungshilfe noch erreicht werden können 
oder ob Hilfe zur Pfl ege die angemessene 
Hilfeart ist (vgl. dazu auch Kruse, 2003).

In der Praxis bereitet die Abgrenzung aller-
dings große Probleme. Das Dilemma grün-
det in der Existenz zweiter gesetzlicher 
Regelungen, deren Verhältnis zueinander 
nicht eindeutig ist (§ 13 SGB XI) und deren 
Leistungsverpfl ichtungen sich deswegen 
überschneiden, weil SGB XI und SGB XII 
an den gleichen Grundtatbestand anknüp-
fen. Ich zitiere hier den Vorsitzenden der 
BAGüS, Dr. Baur, der während einer Anhö-
rung des Bundestagsausschusses für Ar-
beit und Soziales 1998 zum Verhältnis von 
Behinderung und Pfl ege ausgeführt hat:
„Eine widerspruchsfreie Abgrenzung der 
Behindertenhilfe von den pfl egerischen 
Leistungen ist begriffl ich nicht möglich. Der 

Grund fi ndet sich in der Anknüpfung der 
Pfl egebedürftigkeit an entweder Krankheit 
oder Behinderung…Eine Behinderung 
(ist) in aller Regel die Voraussetzung für 
die Gewährung pfl egerischer Leistungen 
nach dem SGB XI. Genau dieselbe Tatbe-
standsvoraussetzung formuliert nun aber 
§ 39 BSHG (heute: § 53 SGB XII, WK), 
wenn er sagt, dass Personen, die nicht nur 
vorübergehend wesentlich behindert sind, 
Eingliederungshilfe zu gewähren ist. Allein 
aus dieser grundlegenden Systematik er-
gibt sich zwangsläufi g, dass eine Abgren-
zung der beiden Hilfen widerspruchsfrei in 
der derzeit gegebenen Gesetzeslage nicht 
möglich ist (Baur 1998, 9, Hervorhebungen 
im Text).

Zwar sind die Zielrichtungen von SGB XI 
und SGB XII einigermaßen klar zu unter-
scheiden. Das SGB XII stellt auf Teilhabe 
an der Gesellschaft und Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderungen ab – will 
also Position und Status der behinderten 
Menschen inklusive seiner personalen 
Integrität innerhalb der Gesellschaft verän-
dern. Das SGB XI soll dazu beitragen, die 
physische Existenz der pfl egebedürftigen 
Menschen zu sichern und seine persön-
liche Würde zu wahren – will also seine 
subjektive Lage verbessern.1

Die Abgrenzungskriterien zwischen Ein-
gliederungshilfe und Hilfe zur Pfl ege sind 
also nicht eindeutig, eine Abgrenzung 
zwischen beiden Hilfearten ist nicht wi-
derspruchsfrei möglich. Dieses Dilemma 
hat schon vor 10 Jahren zu Auseinander-
setzungen zwischen Sozialhilfeträgern 
und Pfl egekassen bei der Würdigung von 
Pfl egebedürftigkeit bei Menschen mit 
Schwerstmehrfachbehinderungen geführt. 
Sie sind in den Bundesländern unter-

1  Inwieweit der jetzt in Gang gekommene Revisions-
prozess des Pfl egebedürftigkeitsbegriffs des SGB XI 
unter den Aspekten von gesellschaftlicher Teilhabe 
und Selbstbestimmung und ein darauf ausgerichtetes 
Begutachtungsverfahren zur Feststellung eines um-
fassenden Hilfs-, Unterstützungs- und Pfl egebedarfs 
eine neue Debatte um die Abgrenzung von Einglie-
derungshilfe und Hilfe zur Pfl ege nach sich ziehen 
wird, ist zum jetzigen Zeitpunkt (Juli 2007) noch nicht 
absehbar.
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schiedlich angegangen worden und haben 
zu einer Reihe von Vertrags- und Verein-
barungslösungen zwischen Leistungser-
bringern und Kostenträgern geführt, die 
bis heute umstritten sind. In veränderter 
Gestalt und mit etwas verschobenen Argu-
menten der beteiligten Akteure begegnet 
uns diese Diskussion jetzt im Zusammen-
hang des Themas von Älterwerden und 
Pfl egebedürftigkeit der Menschen mit einer 
geistigen Behinderung wieder.

 Eine angemessene Entscheidung für die 
richtige Hilfeart zu fi nden, erfordert oft die 
Abwägung von einander überlappenden 
Merkmalen, die nicht dichotom operationa-
lisiert und zweifelsfrei der einen oder an-
deren Hilfeart zugeordnet werden können. 
Weder das kalendarische Alter noch die 
Berentung noch eine Pfl egestufe noch das 
vorzeitige Ausscheiden aus der Werkstatt 
sind Ereignisse, die für sich allein genom-
men eine Entscheidung für oder gegen 
die Hilfe zur Pfl ege rechtfertigen. Gleich-
wohl sind der Finalitätscharakter und der 
Aufgabenzweck der Eingliederungshilfe 
zu beachten (§ 53 SGB XII). Unter den 
Aspekten von Selbstbestimmung und Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben müssen 
für eine angemessene Entscheidung eine 
Reihe von Merkmalen gewürdigt und auch 
gegeneinander abgewogen werden, wobei 
ein Ermessensspielraum bleibt und ausge-
schöpft werden kann und muss. Ich kann 
hier diesen Aspekt nicht weiter vertiefen, 
zumal er auch für die folgenden Überle-
gungen nicht relevant ist. An dieser Stelle 
reicht die Feststellung, dass mindestens 
zukünftig eine genügend hohe Anzahl von 
Menschen in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe leben wird, für die Hilfe zur Pfl ege 
die richtige Hilfeart ist.

Sollte sich ein Träger auf den § 55 SGB XII 
beziehen, ist zu unterscheiden, ob er eine 
individuelle Lösung für den betroffenen 
behinderten Menschen im Rahmen der be-
stehenden (ambulanten oder stationären) 
Pfl egeversorgung ins Auge fasst oder eine 
institutionelle Lösung im Sinne einer pfl e-

gerischen (ambulanten oder stationären) 
Versorgung für die jeweilige(n) Gruppe(n) 
von behinderten Menschen sucht. Die 
Hilfegewährung in einer Pfl egeeinrichtung 
zieht auf jeden Fall die Änderung der Hil-
feart – von der Eingliederungshilfe zur Hil-
fe zur Pfl ege - nach sich oder sie geht mit 
ihr einher, mit allen sozialhilferechtlichen 
Konsequenzen für die behinderten Men-
schen. Allerdings ist an dieser Stelle auch 
mit den Tücken einer Diskussion zu rech-
nen, die sich um die Pole von Fachlichkeit 
und Wirtschaftlichkeit dreht, je nach Inte-
ressenlage der beteiligten Akteure. Ich will 
auch auf diesen Aspekt hier nicht weiter 
eingehen. Die heftigen Kontroversen der 
Vergangenheit, die durch die Entgegen-
setzungen von „Abschieben in die Pfl ege“ 
versus „lebenslanges Wohnrecht in den 
Einrichtungen der Behindertenhilfe“ oder 
„Kostenersparnis zu Lasten der Pfl ege-
kassen“ versus „Nachrangigkeit der So-
zialhilfe“ oder auch „Standardabsenkung 
angesichts knapper Gemeindefi nanzen“ 
oder anderer vergleichbarer Interessenge-
gensätze gekennzeichnet waren, scheinen 
mir bei weitgehend übereinstimmender 
Problembeschreibung der betroffenen 
Menschen mit Behinderungen obsolet oder 
zumindest zweitrangig. 

4. Individuelle und institutionelle 
Lösungsmöglichkeiten

Ich sehe folgende Ansätze, auf die zuneh-
mende Pfl egebedürftigkeit der Bewohner 
und Bewohnerinnen in Einrichtungen 
der Behindertenhilfe zu reagieren. Der 
Landschaftsverband Rheinland hat in den 
vergangenen Jahren eine Reihe von Be-
ratungsgesprächen über die Themenkom-
plexe Altern und Pfl egebedürftigkeit mit 
verschiedenen Trägern und Einrichtungen 
der Behindertenhilfe, Lebenshilfe und 
freien Wohlfahrtspfl ege geführt, Probleme 
und Lösungsmöglichkeiten hauptsächlich 
für Menschen mit einer geistigen Behin-
derung oder einer chronisch psychischen 
Erkrankung erörtert. Dabei hat sich ge-
zeigt, dass die Möglichkeiten pfl egerischer 
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Versorgung inzwischen vielfältiger sind als 
die verkürzte, fast polemisch zu nennende, 
aber gelegentlich immer noch offen geäu-
ßerte Sequenz: „Im Alter bzw. bei Pfl ege 
aus der Behindertenhilfe ins Altenpfl ege-
heim“ vermuten lässt. 

4.1 Einrichtungsinterne Anpassungen 
(räumlich-strukturell, konzeptionell, 
personell)

Diese Notwendigkeiten standen im Zen-
trum der Diskussion der letzten anderthalb 
oder zwei Jahrzehnte. Unterscheiden 
muss man vielleicht zwischen den Pro-
blemen, die Behinderteneinrichtungen 
aller Art haben, eine alten- und behin-
dertengerechte räumliche Ausstattung 
durch Umbau oder interne Anpassungen 
zu erreichen. Das stellt eine Reihe von 
Einrichtungen aus den verschiedensten 
Gründen vor große, manchmal unlösbare 
Anforderungen. Kleinere Anpassungen, 
im Sinne der Erleichterung des täglichen 
Lebens, sind jedoch oft einfacher zu ver-
wirklichen. Neuere Einrichtungen, die 
schon bei der Planung einen erwartbaren 
alters- und pfl egebedingten Hilfebedarf 
antizipierten, haben es in jeder Hinsicht 
leichter. Entsprechend der Anpassung der 
betreuungsbezogenen und pfl egerischen 
Konzeptionen verändert sich das Kompe-
tenz- und Qualifi kationsprofi l der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Diese Themen 
werden auch in Zukunft die einzelnen 
Einrichtungen stark beschäftigen (vgl. z.B. 
BAGüS, 2007). 
Von einigen Einrichtungen wird bei Pfl ege-
bedürftigkeit ein ambulanter Pfl egedienst 
(für Grund- und Behandlungspfl ege) hin-
zugezogen. Ambulante Pfl egeleistungen in 
vollstationären Einrichtungen werden von 
den Kostenträgern nicht refi nanziert. Die 
Gründe liegen in den Bestimmungen des 
§ 43a SGB XI und in der durch die bishe-
rige Rechtssprechung bestätigten Auffas-
sung, wonach eine Behinderteneinrichtung 
einer individuellen Wohnung nicht gleich-
zusetzen sei. Ob sich in der Folge des 
GKV-WSG (GKV-Wettbewerbsstärkungs-

gesetz) daran etwas ändern wird, wage 
ich zu bezweifeln. Die von den Sozialhil-
feträgern seit langem geforderte Gleich-
stellung der Behinderteneinrichtungen mit 
den Pfl egeeinrichtungen, was die Höhe 
der Leistungspauschalen betrifft, würde 
die Situation der Behinderteneinrichtungen 
vermutlich nicht wesentlich verändern.    

4.2 Individuelle Aufnahme pfl egebedürf-
tiger behinderter Menschen in Alten-
pfl egeeinrichtungen

Aus den verschiedensten Gründen ent-
schließen sich Einrichtungen, für Bewoh-
nerinnen und Bewohner nach Plätzen in 
Pfl egeeinrichtungen nach dem SGB XI zu 
suchen (zeitlich begrenzte Krankheitsepi-
soden mit außergewöhnlichem Pfl egebe-
darf zählen nicht dazu). Bemerkenswert ist 
in diesem Zusammenhang, dass dies oft 
trotz der öffentlich geäußerten generellen 
Kritik an der Ungeeignetheit der Altenpfl e-
geeinrichtungen für diesen Personenkreis 
geschieht.
Träger, zu deren Angebot sowohl Behin-
derten- als auch Pfl egeheime gehören, 
könnten sich hier auf enge Kooperations-
beziehungen verlassen. Allerdings ist, so 
zeigt die Erfahrung, das Zusammenspiel 
selbst unter einem Trägerdach nicht immer 
selbstverständlich und unproblematisch.

4.3 Lösungsmöglichkeiten im Rahmen 
des SGB XI und der Landesgesetze

Institutionelle Lösungen für die individu-
ellen Pfl egebedürfnisse sind vielfältig. Es 
lohnt sich, einen Blick auf die inzwischen 
differenzierten Ansätze institutioneller 
Versorgungsformen in der Altenpfl ege zu 
werfen. Bezugsgrößen für die Schaffung 
von stationären Pfl egeeinrichtungen für 
pfl egebedürftige behinderte Menschen, de-
ren Pfl ege nicht mehr in den Einrichtungen 
der Behindertenhilfe sichergestellt werden 
kann, sind ohne Abstriche und mit allen 
Konsequenzen das Pfl egeversicherungs-
gesetz (SGB XI) für den Abschluss von 
Versorgungsverträgen und Vergütungsver-
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einbarungen und in Nordrhein-Westfalen 
das Landespfl egegesetz (PfG NW) für die 
räumliche Ausstattung, die Finanzierung 
und Refi nanzierung von Investitionskosten. 
Die weiteren Ausführungen beziehen sich 
auf die Verhältnisse in Nordrhein-Westfa-
len; ob sie sich ohne Abstriche auf Baden-
Württemberg übertragen lassen, kann ich 
nicht ohne weiteres beantworten.

4.3.1 Umwandlung einer Einrichtung 
der Behindertenhilfe in eine Pfl egeein-
richtung

Diese Möglichkeit besteht, es gibt aber 
mehr Gründe, die dagegen als dafür 
sprechen. Die Unmöglichkeit liegt in der 
Mehrzahl diskutierter Fälle darin, dass die 
vorhandenen Gebäude nicht den Ansprü-
chen des Landespfl egegesetzes genügen 
oder aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
entsprechend kostengünstig umgebaut 
werden können.
Bei neueren Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe sähe ich zumindest die 
Möglichkeit, eine Umwandlung in eine 
Pfl egeeinrichtung in Betracht zu ziehen, 
erfüllen diese neuen Häuser doch viele 
Anforderungsmerkmale des PfG NW. Be-
vor man jedoch solche Lösungen ernsthaft 
ins Auge fasst, müssten im Einzelfall noch 
andere Bedingungen (die altersheterogene 
Zusammensetzung gegenwärtiger Bewoh-
nerinnen und Bewohner, die Herkunft ei-
ner alters- und pfl egehomogenen Gruppe 
usw.) abgeklärt werden. Zur Realisierung 
bedürfte es vermutlich auch intensiver trä-
gerübergreifender Zusammenarbeit inner-
halb einer Region.

4.3.2 Einrichtung von Stationen/ Abtei-
lungen für pfl egebedürftige Behinderte 
in bestehenden Behinderteneinrich-
tungen

Diese Lösung scheitert in der Regel an der 
Größe der Behinderteneinrichtungen und 
an der zu erwartenden Größe des „Pfl ege-
bereiches“, auch an den Schwierigkeiten 
der Investitionskostenförderung. Ledig-

lich großen Einrichtungen mit komplexen 
Bewohner-Strukturen kann die Einrichtung 
eines gemeinsamen Pfl egebereiches 
(durch Umbau oder Neubau) gelingen. In 
diese Gruppe gehört auch die Einrichtung 
eines Pfl egebereichs innerhalb von Kom-
plexeinrichtungen. 

4.3.3 Neueinrichtung (ggf. Neubau) von 
Pfl egeeinrichtungen für pfl egebedürf-
tige behinderte Menschen.

Dies scheint derzeit der bevorzugte Weg 
von Trägern und Einrichtungen zu sein.
Auf diese Weise entsteht, was man einen 
eigenen „Pfl egebereich“ innerhalb der 
Strukturen der Behindertenhilfe nennen 
könnte. Solche Einrichtungen weisen viele 
Berührungspunkte und Überlappungen mit 
der Altenpfl ege auf. Eine Konzeption die-
ser Art könnte auch für die regionale Ver-
sorgung (derzeit noch) zu Hause lebender 
behinderten Menschen im Fall eintretender 
Pfl egebedürftigkeit geeignet sein, perspek-
tivisch auch für behinderte Menschen aus 
dem ambulant betreuten Wohnen. Pro-
bleme ergeben sich – nach den wirtschaft-
lichen  Anforderungen des SGB XI - aus 
der Diskrepanz jeweils gewünschter bzw. 
für notwendig erachteter Platzzahlen in der 
Pfl ege. 

Eine besondere Variante besteht darin, 
Pfl egeeinheiten für behinderte Menschen 
in größeren Alten- und Pfl egeheimen ein-
zurichten. Die von der Behindertenhilfe 
gesehenen Nachteile stationärer Pfl ege-
einrichtungen nach dem PfG NW liegen 
in den großen Gesamtplatzzahlen (bis 80 
Plätze oder sogar mehr). Vorteile ergeben 
sich aus der Möglichkeit, Wohngruppen 
in der Tradition der Behindertenhilfe und 
neuerdings auch nach dem Konzept der 
Hausgemeinschaften mit eigens ausge-
handelten Versorgungsverträgen und Ver-
gütungen in diesen Pfl egeeinrichtungen zu 
verwirklichen. Kooperation mit den Trägern 
der Altenpfl ege ist unumgänglich (wenn 
nicht Träger der Behindertenhilfe und Al-
tenpfl ege identisch sind).
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4.4 Importe aus der Altenpfl ege – Wohn-
gruppen, Hausgemeinschaften

Die folgenden Modelle stellen weitere 
Varianten besonderer Konzepte von Ein-
richtungen der Altenpfl ege nach dem SGB 
XI dar. Sie scheinen aber auch für die sta-
tionäre Pfl ege behinderter Menschen ge-
eignet zu sein, obwohl für ein ausgereiftes 
Urteil noch wenig empirische Erfahrungen 
vorliegen. Immerhin könnte man – im 
Sinne einer genealogischen Herkunft – di-
ese Entwicklung verstehen als Rückkehr 
des Wohngruppenprinzips der Behinder-
tenhilfe über den Hausgemeinschafts-
ansatz der Altenhilfe und –pfl ege in die 
pfl egerische Versorgung alt gewordener 
Menschen mit Behinderungen. 

Das Konzept der Hausgemeinschaften 
lässt sich etwa folgendermaßen charakte-
risieren:
„In den vergangenen Jahren sind eine 
Reihe von neuen Wohn- und Betreuungs-
formen entstanden, die sich als Alternative 
zu den traditionellen Wohnformen im Alter 
verstehen…Hierbei handelt es sich vor 
allem um wohngruppenorientierte Betreu-
ungskonzepte (Hervorhebung im Text). 
Bei solchen Wohnprojekten leben etwa 
6-12 Hilfe- und Pfl egebedürftige in einem 
gemeinsamen Haushalt zusammen und 
werden von Betreuungskräften unterstützt. 
Jede Wohngemeinschaft wird von einer 
Präsenzkraft betreut, die tagsüber und 
bei Bedarf auch in der Nacht von anderen 
Mitarbeitern unterstützt wird. Dies Betreu-
ungspersonal ist für die Organisation des 
Haushaltes und des Gruppenlebens zu-
ständig“ (Kremer-Preiß/ Narten 2004: 6/7).

Wichtig ist, dass die wohngruppenorien-
tierte Betreuung, deren Finanzierung und 
Refi nanzierung nach dem Landespfl ege-
gesetz gestaltet und deren Vergütungen 
nach dem SGB XI vereinbart werden, da 
„Hausgemeinschaften“ vollstationäre Pfl e-
geeinrichtungen im Sinne des SGB XI und 
des Heimgesetzes sind.

Auch in diesen Fällen sind Varianten 
zwischen solitären Hausgemeinschaften 
(allerdings mit großen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten, je isolierter und kleiner 
sie sind) und einer Addition von Hausge-
meinschaften (z.B. 10 autonome Gemein-
schaften mit je 8 Bewohnerinnen bzw. 
Bewohnern) denkbar. Sollte eine solche 
Einrichtung im Rahmen der Altenpfl ege 
entstehen, ließe sich leicht eine jeweils 
nachgefragte Anzahl solcher Gruppen für 
die pfl egebedürftigen behinderten Men-
schen reservieren (vgl. dazu Punkt 4.3.3).

4.5 Ambulanter Bereich

4.5.1 Wohnangebote im häuslich-ambu-
lanten Bereich

Was ich hier für den stationären Bereich 
ausgeführt habe, gilt prinzipiell auch für 
den ambulanten Bereich. Die für die Haus-
gemeinschaften gewählte Charakterisie-
rung (siehe oben) trifft für eine Vielzahl 
von zusammenlebenden Gruppen alter, 
auch pfl egebedürftiger Menschen zu. Im 
Gegensatz zu den eben angedeuteten 
Hausgemeinschaften im Sinne einer voll-
stationären Pfl egeeinrichtungen nach dem 
SGB XI organisieren sie gemeinsam ihre 
Betreuung und die benötigte Pfl ege über 
das Angebot ambulanter Pfl egedienste 
(vgl. Kremer-Preiß/ Narten 2004; 6/7). Viel-
leicht können solche Hausgemeinschaften/ 
Wohngruppen von den gerade eben durch 
die Bundesregierungen beschlossenen 
Verbesserungen im Rahmen des SGB XI 
profi tieren.

Was hier für eine Vielzahl von hilfs- und 
pfl egebedürftigen (möglichst homogen 
zusammengesetzten) Gruppen von alten 
Menschen beschriebenen wird, sollte auch 
für pfl egebedürftige behinderte Menschen 
zumindest überdacht, ggf. experimentell    
überprüft werden. Ansatzpunkte könnten 
die Außenwohngruppen stationärer Ein-
richtungen der Behindertenhilfe oder auch 
die neu gegründeten Wohngemeinschaften 
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im Rahmen des ambulant betreuten Woh-
nens sein. Allerdings, das will ich nicht 
verschweigen, ist die Realisierung solcher 
„wohngruppenorientierter Betreuungskon-
zepte“ im ambulanten Bereich schwieriger 
als im stationären Pfl egebereich, denen 
die Hausgemeinschaften (oder Wohngrup-
pen) im ambulanten Bereich konzeptionell 
sehr ähnlich sind (vgl. dazu z. B. Pawletko, 
2003). 

4.5.2 Budgetlösungen (Persönliches 
Budget, Pfl egebudget, Integriertes
Budget)

Sowohl in der Behindertenhilfe als auch 
der Altenpfl ege werden derzeit Modelle 
des persönlichen Budgets (nach § 17 SGB 
IX in der Behindertenhilfe) und des Pfl e-
gebudgets (nach § 8 SGB XI in der Pfl e-
ge) und neuerdings auch als integriertes 
Budget (als Zusammenführung der beiden 
Formen) erprobt. Diese Modelle beziehen 
sich auf behinderte und/oder pfl egebe-
dürftige Menschen, die in eigener Häus-
lichkeit leben und deren Selbstständigkeit, 
Selbstverantwortung und Autonomie der 
Lebensführung durch die Verfügung über 
beanspruchbare Versicherungs- und Sozi-
alhilfeleistungen zur Beschaffung notwen-
diger Hilfen erhalten, ggf. gestärkt werden 
sollen. Ohne hier auf diese Modelle im De-
tail eingehen zu können, möchte ich doch 
dafür plädieren, auch sie auf ihre Eignung 
für alt gewordene pfl egebedürftige behin-
derte Menschen hin zu untersuchen.

4.6 Erfahrungen im Rheinland

Ich kann hier nicht die verwickelte Ge-
schichte der Lösung von Problemen der 
Pfl egebedürftigkeit von Menschen mit 
geistiger Behinderung rekonstruieren. Die 
bisherige Praxis steckt in mehr oder weni-
ger großem Ausmaß in einigen der von mir 
systematisierten Lösungen. Aber einige 
Hinweise auf Entwicklungen nach dem Be-
ginn der Gespräche nach Inkrafttreten der 
2. Stufe des SGB XI (1.7.1996) kann ich 
doch geben.

Bisher ist eine Einrichtung mit 36 Plätzen 
für pfl egebedürftige ältere Menschen mit 
einer geistigen Behinderung entstanden; 
weitere Projekte nach dem Vorbild der 
Hausgemeinschaften mit insgesamt gerin-
gerer Platzzahl sind in Planung. Es zeich-
net sich ab, dass sie in enger Bindung zu 
anderen Einrichtungen, auch ggf. der Al-
tenpfl ege, des gleichen Trägers (aus dem 
Bereich der freien Wohlfahrtspfl ege) ste-
hen werden. Trägerübergreifende Initiati-
ven sind mir derzeit ebenso wenig bekannt 
wie Projekte der Lebenshilfe. Auch die 
individuelle Wahrnehmung des schon vor-
handenen Angebots durch lokal benach-
barte Träger lässt zu wünschen übrig.2

Die Besonderheit all der hier erwähnten 
Pfl egeeinrichtungen ist, dass mit den Pfl e-
gekassen ein Versorgungsvertrag mit spe-
zifi zierter LQV und eine auf die besondere 
Pfl ege- und Betreuungskonzeption der 
jeweiligen Einrichtung abgestellte Vergü-
tungsvereinbarung abgeschlossen wurden.

5. Schlussbemerkung

Ich will es bei diesem kursorischen Über-
blick über die denkbaren Versorgungs-
formen für alt gewordene pfl egebedürftige 
Menschen mit Behinderung belassen. 
Mein dringendes Plädoyer an die Träger 
der Behindertenhilfe ist, eine einseitige Fi-
xierung auf das Prinzip des lebenslangen 
Wohnens zu vermeiden. Sie laufen sonst 
Gefahr, den Anschluss an die Diskussion 
um Versorgungsformen und Hilfemöglich-
keiten für pfl egebedürftige Menschen, wie 
sie derzeit in der Altenhilfe und –pfl ege 
geführt werden, zu verpassen. Zu über-
winden sind die perspektivisch einseitige 
Betrachtung der hier angesprochenen 
Zukunftsaufgaben – das gilt allerdings 
für alle Beteiligten –, die Betonung von 
Differenz gegenüber der Altenpfl ege bis 

2  Die Situation ist ähnlich der für pfl egebedürftige
alt gewordenen Menschen mit einer chronischen 
psychischen Erkrankung. Für sie ist das Platzange-
bot zwar etwas reichlicher, aber auch hier lässt die 
Kooperation zu wünschen übrig.
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hin zur Abschottung gegenüber deren Er-
fahrungen und fundamentale Konkurrenz, 
die, jedenfalls zum jetzigen Zeitpunkt, die 
Situation der Menschen mit einer geistigen 
Behinderung nicht verbessert. Was ich 
mir wünsche, ist die Bereitschaft der Be-
hindertenhilfe, sich unter dem Aspekt der 

Bedürfnisse pfl egebedürftiger behinderter 
Menschen kritisch mit den vorgestellten 
Versorgungsmöglichkeiten zu befassen, 
geeignete Modelle zu übernehmen oder 
abzuwandeln oder auch im Sinne der be-
hinderten Menschen weiter zu entwickeln. 
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Wir alle werden – so hoffen wir  – einmal 
alt. Waren 70 Jahre früher ein biblisches 
Alter, so ist es heute schon lange nicht 
mehr ungewöhnlich, 
• dass wir bei unseren Bergtouren in 

den Alpenvereinshütten auf 80- oder 
manchmal sogar auf 90-jährige Berg-
steiger treffen,

• dass in den Vereinen unsere älteren 
Mitbürger jenseits der Pensionsgrenze 
ein für uns alle wichtiges ehrenamt-
liches Engagement einbringen und

• dass im Kulturbetrieb ältere Menschen 
hohe Leistungen für uns alle erbringen 
(ich denke dabei an den Autor und Re-
gisseur George Tabori, der bis zu sei-
nem Tod sehr kreativ gearbeitet hat). 

Wir alle wünschen uns, dass im Alter un-
sere Würde geachtet wird. Dies wünschen  
sich selblbstverständlich auch Menschen 
mit einer geistigen Behinderung.
Wenn wir nun heute vielleicht alle noch 
etwas unsicher sind, was es im Detail be-
deutet, die Würde alter Menschen mit gei-
stiger Behinderung zu achten, ihnen die ih-
nen zustehende Teilhabe zu ermöglichen, 
dann dürfen wir uns zugute halten, dass 
wir es mit einem relativ neuen Phänomen 
zu tun haben – die Gründe, nämlich die 
Morde der Nazis an behinderten Men-
schen, sind ja hinlänglich bekannt. Und 
deswegen ist es gut, wenn wir uns heute 
und in Zukunft – gemeinsam! – Gedanken 
dazu machen. Ganz kurz zur Themenstel-
lung unserer Tagung:
Ich gebe zu, dass mir die Zusammenstel-
lung der beiden Begriffe „alterspfl egebe-
dürftig“ und „Menschen mit Behinderung“ 
recht fremd vorkam, als ich mit dem 
Schreiben des Vortrags begann. Ist es 
denn nicht so, dass die Menschen mit Be-
hinderung das Recht haben, ein Leben wie 
wir alle zu führen, ob mit oder ohne beson-

ders hohen Hilfebedarf? Warum also eine 
solch „getrennte“ Betrachtungsweise? 
Dennoch weiß ich, dass das Thema „pfl e-
gebedürftige Menschen mit Behinderung“ 
ein Thema ist, das uns schon lange beglei-
tet und zwar nicht nur im Kontext mit dem 
Älterwerden. Die Position der Lebenshilfe 
und der meisten anderen Verbände ist ja 
hier bekannt: 
Die Teilhabe muss im Vordergrund bleiben.
So sollen sich meine folgenden Ausfüh-
rungen mit den Fragen beschäftigen, 
• was in der 3. Lebensphase eines Men-

schen mit Behinderung wichtig zur Teil-
habe ist und 

• wie das Schicksal, das viele von uns 
betrifft, nämlich gegen Lebensende 
„klassisch“ durch Krankheit pfl egebe-
dürftig zu werden, für die Menschen 
mit Behinderung, entsprechend ihren 
Besonderheiten, von den Angeboten 
her gestaltet werden muss.

A. Die Teilhabe ist unteilbar und 
die Würde des Menschen ist un-
abhängig von Alter und Behinde-
rung unantastbar – 2 Thesen mit 
Folgerungen

Meine erste, eigentlich selbstverständliche 
These ist, dass die Begleitung alter Men-
schen mit Behinderung das zentrale Ziel 
der gesellschaftlichen Teilhabe verfolgen 
muss. Die Aufgabe, die älteren Menschen 
dabei zu begleiten, wird in den nächsten 
Jahren alleine von ihrer quantitativen Di-
mension immer bedeutsamer werden. 
Wichtig ist, dass über Form und Gewich-
tung der verschiedenen Teilhabeformen  
nicht die Sozialplaner oder die Instituti-
onen, sondern die Menschen mit Behinde-
rung selber zu entscheiden haben. Dieses 
ethische Prinzip der Selbstbestimmung gilt 
immer,  vor und genauso nach der Renten-

Die Teilhabe muss auch im Alter das wichtigste Ziel 
der Behindertenhilfe bleiben
Prof. Dr. Ulrich Bauder ,Landesverband Lebenshilfe Baden-Württemberg
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grenze. Planen und entscheiden wir also 
nicht über sie hinweg, sondern fragen wir 
sie und beziehen wir sie partizipativ in un-
sere Planungen ein, immer auf Grundlage 
ihrer eigenen Lebensentwürfe.
Orientierungspunkt für alle Angebote und 
für alle Unterstützung sind die Grund-
rechte, wie diese im Grundgesetz defi niert 
sind und wie sie für alle Bürger gelten!

Meine zweite These lautet, dass es für 
uns selbstverständlich sein muss, bei den 
Überlegungen zu einem Altern in Würde 
der Menschen mit Behinderungen den 
gleichen Maßstab anzulegen, den wir auch 
bei uns selbst – und ich meine das ganz 
individuell und persönlich – anlegen wür-
den. Letztendlich ist dies der Maßstab, den 
uns das Grundgesetz vorgibt, in dem ja die 
Grundrechte aller in so vorbildlicher Form 
defi niert sind. 

Das bedeutet für mich vor allem das Fol-
gende:

1. Kein Mensch will, dass andere über 
ihn verfügen. Maßgeblich für die Wahl 
und Gestaltung des Wohnorts eines alten 
Menschen (mit oder ohne Behinderung) 
und seine Lebensgestaltung (man wohnt ja 
nicht nur, man lebt, das weiß sogar IKEA) 
muss also immer der Wunsch des Men-
schen selbst sein. Das Recht auf Selbstbe-
stimmung gilt selbstverständlich auch für 
die alten Menschen!

2. Alte Menschen wünschen sich in aller 
Regel, dass sie – so lange es irgendwie 
geht – an dem Lebensort wohnen bleiben 
können, der ihnen vertraut, der ihre Hei-
mat ist. „Einen alten Baum verpfl anzt man 
nicht.“ Heute lebt der größte Teil der alt 
werdenden Menschen mit geistiger Behin-
derung im Wohnheim für behinderte Men-
schen. Folglich haben diese Menschen, 
die heute von der Frage des Alterns betrof-
fen sind, den Wunsch, an genau diesem 
Wohnort bleiben zu können. Es handelt 
sich um ihre Heimat, ihre Familie. Dazu 
gehört genauso das vielleicht speckige 

Sofa im gemeinsamen Wohnzimmer wie 
die Mitbewohner. Der Mitbewohner Erwin 
im Zimmer nebenan geht einem vielleicht 
schon mal „auf den Wecker“. Aber man ge-
hört zusammen, lebt ja schon seit vielleicht 
25 Jahren neben- und miteinander.

3. Wenn aufgrund unserer heutigen Bemü-
hungen um Dezentralisierung, Ambulan-
tisierung, gemeindeintegriertes Wohnen 
usw. Menschen mit Behinderungen zu-
künftig mehr und mehr „in normaler Nach-
barschaft“ leben werden, also zum Beispiel 
in einer Etagenwohnung im Mietshaus mit 
ambulanter Betreuung, dann stellt sich für 
diese Generation behinderter Menschen 
zukünftig die Frage nach dem richtigen 
Platz im Alter ähnlich wie bei allen Bür-
gern. Dann kann es tatsächlich „ganz 
normal“ für sie sein, bei entsprechender 
Pfl egebedürftigkeit im hohen Alter „wie der 
Nachbar“ vielleicht zunächst ins Betreute 
Altenwohnen und dann später evtl. auch 
einmal in ein örtliches Pfl egeheim zu zie-
hen.

4. Keinesfalls der Normalität entspräche 
es aber weder heute noch in Zukunft – und 
ich betone das ausdrücklich, weil ich das 
ungute Gefühl habe, dass genau dieses 
zur Normalität für behinderte Menschen er-
klärt werden soll – wenn Menschen mit Be-
hinderung bei Erreichen des Rentenalters 
(also mit heute 65 Jahren) quasi mit einem 
gewissen Automatismus ins Pfl egeheim 
ziehen sollen. Wenn dies normal wäre, 
meine Damen und Herren, dann wäre ich 
auch in nur etwas mehr als zwei Jahren 
soweit (und Ähnliches gilt vielleicht auch 
für den einen oder anderen unter Ihnen – 
was würden Sie dazu sagen?). 

5. Die Normalität sieht, wie wir alle wissen, 
Gott sei Dank anders aus: 
Nach dem Ende der Berufstätigkeit folgt 
als dritte Lebensphase eine bei den aller-
meisten Menschen erfüllte Phase, in der 
private Rollen und soziale Kontakte eine 
große Rolle spielen. Sicher gelingt der 
Übergang dem einen oder anderen Pen-
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sionär nicht so gut. Man muss sich schon 
auf den Ruhestand vorbereiten und hierbei 
kommt sofort eine kritische Frage auf, ob 
wir auch in der WfbM diese Überlegung 
genügend berücksichtigen. 
Vieles, was vorher nicht möglich war, wird 
dann in dieser dritten Phase des Lebens 
möglich. Private Hobbys können, was vor-
her durch die Bedingungen des Arbeitsle-
bens immer zurückstehen musste, endlich 
verfolgt werden. Nicht umsonst hat sich 
sogar die Werbewirtschaft auf diese dritte 
Lebensphase eingestellt. Man spricht von 
dem „silbernen Lebensalter“. Hier wollen 
viele Menschen nach den Jahren des 
Eingebundenseins in die Disziplin des Be-
rufsalltags zu „neuen Ufern aufbrechen“, 
bisher unerfüllte Wünsche erfüllen. 
Das durchschnittliche Aufnahmealter im 
Pfl egeheim, meine Damen und Herren, 
liegt hingegen heute schon bei über 85 
Jahren, mit steigender Tendenz, die mitt-
lere Verweilzeit beträgt zwischen einem 
halben und einem Jahr.

6. Die Diskussion über den richtigen Le-
bensort und die richtige Gestaltung der 
Unterstützung für alte Menschen mit gei-
stiger Behinderung folgte und folgt in den 
letzten zehn Jahren nicht immer einer 
fachlichen Logik oder der Beobachtung, 
dass bestehende Hilfeformen ungeeignet 
wären. Seit Einführung der Pfl egeversi-
cherung folgt diese Diskussion eher der 
natürlich auch wichtigen Frage, wer bei 
welcher Hilfeform die Kosten zu tragen 
hat. Damit die Bedürfnisse pfl egebedürf-
tiger Menschen mit Behinderung dieser 
Finanzierungslogik nicht untergeordnet 
werden, hat der Bundesgesetzgeber Ende 
der 90er Jahre reagiert und eine aus Sicht 
der Lebenshilfe vollkommen eindeutige 
Rechtslage geschaffen.
Mit der Einführung des § 40a BSHG (heute 
§ 55 SGB XII) wurde klargestellt, dass:
• die in stationären Einrichtungen der 

Behindertenhilfe erbrachten Leistungen 
der Eingliederungshilfe auch die not-
wendigen Leistungen der Pfl ege um-
fassen müssen, und

• die Verlegung eines pfl egebedürftigen 
Menschen mit Behinderung unter 
Beachtung seiner angemessenen 
Wünsche überhaupt nur dann in Frage 
kommen kann, wenn der Träger der 
Einrichtung feststellt, dass die Pfl ege 
des einzelnen behinderten Menschen 
in dieser Einrichtung nicht mehr sicher-
gestellt werden kann.

Ich bin sehr alarmiert, wenn ich heute – 
Gott sei Dank noch vereinzelt – von Kol-
legen vor Ort höre, dass im Rahmen des 
Fallmanagements die Frage gestellt wird, 
ob bei dem einen oder anderen behinder-
ten Menschen „die Pfl ege im Vordergrund 
stünde“ und daher die Einrichtung der 
Eingliederungshilfe nicht mehr der rich-
tige Ort sei. Teilweise wurde in diesem 
Zusammenhang die Vorgehensweise ins 
Spiel gebracht, alle Bewohner ab – sagen 
wir mal – 55 Jahren unter diesem Aspekt 
zu „überprüfen“. Ich sehe für eine solche 
Herangehensweise keine Rechtsgrundlage 
und auch einen Verstoß gegen grundsätz-
liche ethische Grundsätze, so wie diese in 
unserem Grundgesetz vorgegeben sind.
Für die Inanspruchnahme von Leistungen 
der Eingliederungshilfe gibt es keine Al-
tersgrenze. Eine solche kann es nur beim 
Recht auf Teilhabe am Arbeitsleben geben, 
aber nicht bei der sozialen Teilhabe, zu 
der natürlich auch die bereits genannte 
Gestaltung eines erfüllten dritten Lebens-
abschnittes gehört.

7. Alleine die mögliche Tendenz, Men-
schen mit Behinderung auf eine solche 
Weise in zwei Kategorien aufzuteilen – 
jene, bei denen Förderung und Hilfe zur 
Teilhabe sich noch lohne, und jene, bei 
denen es dann im wesentlichen nur noch 
um (somatische) Pfl ege ginge – besorgt 
viele Mitglieder unserer Selbsthilfeorgani-
sation zutiefst. Und es wird Sie sicher nicht 
überraschen, dass diese Sorge besonders 
die Eltern schwerstbehinderter Menschen 
umtreibt.
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8. Auch schwerstbehinderte Menschen 
haben eine sehr differenzierte persönliche 
Entwicklung, haben in allen Phasen ihrer 
Biographie sich immer wieder neu ent-
wickelnde Bedürfnisse an Teilhabe, wir 
müssen nur genau zuhören und zusehen. 
Die Kollegen hier, die solche Menschen 
begleiten, können dies bestätigen. Wir 
dürfen dies nicht ignorieren, sondern wir 
müssen auch bei älteren Menschen mit 
sehr hohem Hilfebedarf den Anspruch auf 
Teilhabe ernst nehmen

Aus all dem bisher Gesagten ziehe ich 
den Schluss, dass Menschen mit geistiger 
Behinderung auch im Alter eine Begleitung 
brauchen, die auf ihre besonderen Bedürf-
nisse in besonderer Weise eingestellt ist 
und die weiterhin dem aktuellen Ansatz 
des „Empowerment“, also der Stärkung 
der eigenen Ressourcen des behinderten 
Menschen, folgt. 
Ich will dies im weiteren fachlich begrün-
den und ableiten, warum Menschen mit 
geistiger Behinderung auch im Alter und 
bei Pfl egebedürftigkeit eine „besondere 
Hilfe“ brauchen, die an der Stärkung ihrer 
Teilhabemöglichkeiten orientiert ist. Diese 
Notwenigkeit gilt wohlgemerkt auch in dem 
Fall, dass eine Behinderung erst ab einem 
bestimmten Zeitpunkt im Leben – bedingt 
zum Beispiel durch Unfall oder Krankheit – 
vorliegt. 

B. Der besondere Bedarf älterer 
Menschen mit Behinderung 
– 11 Gedanken und die Konse-
quenzen

Was sind die Besonderheiten des Perso-
nenkreises geistig behinderter Menschen?

1. Ihr besonderer Hilfebedarf (einschließ-
lich der notwendigen Pfl ege) besteht nicht 
nur in einer relativ kurzen abschließenden 
Phase ihres Lebens, sondern meist über 
viele Jahrzehnte oder gar von Geburt an. 
Hilfebedarf taucht nicht erst im hohen Alter 
auf, sondern er muss schon von vornehe-
rein in die Lebensplanung integriert sein. 

Deshalb brauchen Menschen mit geistiger 
Behinderung eine Kontinuität in ihrem Le-
bensentwurf, aber auch Kontinuität in der 
Sicherheit darüber, dass sie das an Hilfe 
und Pfl ege bekommen, was zu ihrer Teil-
habe notwendig ist.

2. Mit dem Ende des Arbeitslebens (in 
der Regel markiert durch das Verlassen 
der Werkstatt für behinderte Menschen) 
verliert der geistig behinderte Mensch 
- ähnlich wie andere Berufstätige auch - 
einen ganz wesentlichen (oft sogar den 
wichtigsten) Bezugspunkt seines sozialen 
Lebens. Wie schon erwähnt, wird das häu-
fi g auch von der WfbM nicht genügend als 
Problem gesehen.
So sind besondere Anstrengungen erfor-
derlich, um weiterhin soziale Teilhabe zu 
ermöglichen. Natürlich sind wir alle davon 
betroffen, dass mit dem Ausscheiden aus 
dem Arbeitsleben ein Teil unserer sozialen 
Kontakte verloren geht. Aber bei Men-
schen mit Behinderung hat der Arbeitsplatz 
im Hinblick auf seine soziale Bedeutung 
einen noch viel höheren Stellenwert, wie 
dies die Fachleute unter Ihnen gerne be-
stätigen werden. 
Wenn die Menschen mit einer Behinde-
rung ausgerechnet zum Zeitpunkt ihres 
Ausscheidens aus der WfbM dann auch 
noch ihr bisheriges Lebensumfeld im pri-
vaten Bereich wechseln müssten, wäre 
diese Herausforderung praktisch nicht 
mehr zu bewältigen. Wir würden den Men-
schen mit Behinderung Wesentliches neh-
men, quasi ihre Biografi e „abschneiden“.

3. In diesem Zusammenhang spielt auch 
eine Rolle, dass geistig behinderte Men-
schen in der Regel keine Kinder haben 
und deshalb „ersetzend“ keine entspre-
chenden Familienrollen (als Eltern oder 
Großeltern) einnehmen können. Dies ist 
ein weiterer gravierender Unterschied, den 
wir unbedingt berücksichtigen müssen. 

4. Dieser Aspekt ist auch umgekehrt von 
großer Bedeutung:
Bei vielen älter werdenden Menschen ist 
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immer noch die Familie diejenige, die mit 
ihrer Pfl ege den älter werdenden Men-
schen den Verbleib in ihren eigenen vier 
Wänden ermöglicht und damit die Teilhabe 
in ihrem vertrauten Lebenskontext. Wollen 
wir den Menschen mit Behinderung, für die 
oft „ihr“ Wohnheim dieselbe Rolle spielt, 
dies nehmen?

5. Alt werdende Menschen, die nicht gei-
stig behindert sind, haben die Möglichkeit, 
auch im Hinblick auf den Erhalt oder die 
Umgestaltung ihrer sozialen Netzwerke 
Vorsorge für das Alter zu treffen. Geistig 
behinderte Menschen sind dazu in der Re-
gel nicht oder nur teilweise eigenständig 
in der Lage und brauchen daher sowohl 
beim Aufbau als auch beim Erhalt der 
Netzwerke kontinuierliche Begleitung und 
Unterstützung.

6. Alterungsprozesse verlaufen bis auf 
wenige Ausnahmen bei Menschen mit 
Behinderungen in vergleichbarer Wei-
se wie in der Gesamtbevölkerung. Ihre 
Auswirkungen sind jedoch meist schwer-
wiegender, auch weil sie aufgrund der 
permanenten Aufgabe der Kompensation 
ihrer Einschränkungen sozusagen „ange-
strengter“, mehr belastet sind. 
Die Konsequenz ist, dass die Dienste 
und die Einrichtungen und das dort be-
schäftigte Personal im Vergleich zum 
„klassischen“ Altenhilfebereich über an-
dere bzw. spezifi sche Kenntnisse auf 
medizinischem, pfl egerischem und päda-
gogischem Gebiet verfügen müssen. Die 
spezifi schen Bedürfnisse geistig behinder-
ter Menschen in der Begleitung beziehen 
sich zum Beispiel auf die Gestaltung der 
Kommunikation. 

7. Sicher lässt sich die folgende Aussa-
ge nicht auf jeden älteren Menschen mit 
Behinderung anwenden. Aber, das zeigt 
unsere Erfahrung in vielen Fällen, ein we-
sentlicher Teil der behinderten Menschen, 
die das Rentenalter mit 65 Jahren errei-
chen, haben wesentliche eigene Pläne 
und es ist möglich, sie bei dieser dritten 
Lebensphase daran zu erinnern und bei 

deren Verwirklichung zu helfen. Es muss 
ja nicht gleich die Weltumseglung sein, 
sondern es kann auch „nur“ die Erkundung 
ihrer eigenen Gemeinde sein, endlich die 
Möglichkeit, in ihrem Garten hinter dem 
Wohnheim ein Gewürzbeet aufzubauen. 
Die erforderlichen Lebensräume zu bieten, 
das ist unsere gemeinsame Aufgabe.

8. „Wege in die Gemeinde“ zu gehen, ist 
für die Menschen mit Behinderung sicher 
in der dritten Lebensphase einfacher, als in 
der Zeit, in der sie unter dem Druck stan-
den , der ein Berufsleben vorher mit sich 
gebracht hat. Hier haben unsere Kollegen 
in der Praxis viele neue Aufgaben, die 
über die direkte Begleitung hinausgehen. 
Konsequente Arbeit in der Gemeinde, ich 
möchte dies auch „Barrieren wegräumen“ 
oder „Enthindern“ nennen, also die Barri-
eren, die die Gesellschaft aufgebaut hat, 
zu beseitigen, seien nur als Stichworte 
genannt. 

9. „Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans 
nimmermehr“? – Vergessen Sie diesen 
antiquierten pädagogischen Lehrsatz, 
denn wir wissen heute, dass wir notwendi-
gerweise unser ganzes Leben lang lernen. 
Empirische Studien belegen, dass ältere 
Menschen mit Behinderung von heilpäda-
gogischen Maßnahmen in vergleichbarem 
Ausmaß profi tieren wie jüngere Menschen 
(wobei ich mir natürlich der Problematik 
des Begriffs „Pädagogik“ im Zusammen-
hang mit erwachsenen, gar älteren Men-
schen durchaus bewusst bin).
Es ist daher sinnvoll und notwendig, die 
Prinzipien der Eingliederungshilfe über die 
gesamte Lebensspanne aufrecht zu erhal-
ten.

10. Menschen mit Behinderung unterschei-
den sich in hohem Maße voneinander. 
Vielleicht sind die Unterschiede sogar noch 
größer als in der Normalbevölkerung. Die 
Vielschichtigkeit ihrer Bedürfnisse bleibt 
auch im hohen Alter erhalten. Hieraus re-
sultiert ein komplexes Anforderungsprofi l 
an ihre Unterstützung: 
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Alle Maßnahmen müssen sehr individu-
ell gestaltet werden. Dabei verbietet sich 
eine Beschränkung auf Pfl egeleistungen, 
auf „stellvertretende Ausführung“ bei der 
Bewältigung des Alltags, also wesentlich 
nur auf das somatische Wohlbefi nden, es 
bleibt der Bedarf an Assistenz- und an 
Enthinderungsleistungen, also an commu-
nity, also an Leistungen, die die Teilhabe 
umfassend mit stützen. 
Wir dürfen auch nicht im Rahmen von 
„Fallmanagement“ oder „Hilfeplanung“ 
über die Menschen verfügen, sondern un-
sere Aufgabe besteht weiterhin darin, sie 
bei der individuellen Gestaltung ihrer Bio-
grafi e zu unterstützen. 
Wege in die Gemeinschaft öffnen und 
freihalten und Begleiten statt Betreuen, 
bleibt unsere Aufgabe.  Das Wegräumen 
von Hindernissen, die unsere Gesellschaft 
alten und behinderten Menschen aufbaut, 
wird dabei besonders wichtig werden.
Die Angebote müssen sich – auch nach 
dem Normalisierungsprinzip – an dem 
orientieren, was in dieser Lebensphase 
„normal“ ist. Die Menschen mit Behinde-
rung müssen Gelegenheit haben, nicht 
ausgegrenzt zu werden, sondern mitten 
unter uns zu sein. Nicht das Gespräch mit 
dem Sozialpädagogen oder mit dem Heil-
erziehungspfl eger defi niert Teilhabe, son-
dern mit dem Nachbarn in der Straße, mit 
den Mitbewohnern, mit der Wandergruppe. 
Hierzu müssen wir befähigen, Inklusion ist 
unsere Aufgabe.

11. Später dann, mit zunehmendem Alter, 
also beim Auslaufen der vorher erwähnten 
„silbernen Phase“ im Leben, ist die Struk-
turierung ihrer Zeit besonders wichtig, zum 
Beispiel die Unterstützung beim „Kramen“ 
in alten Erinnerungen aus dem eigenen 
Leben, oder dem Aufrechterhalten von so-
zialen Kontakten – hier brauchen die alten 
Menschen, wenn die Kraft nachlässt, viel 
Unterstützung.

Ich habe ausgeführt, warum der Verbleib 
von Menschen mit geistiger Behinderung 
in ihren bisherigen Lebensvollzügen der 

Regelfall sein muss, dass auch, wie bei al-
len anderen Menschen, bei Menschen mit 
Behinderung Entwicklungen möglich sind 
und diese unterstützt werden müssen und 
dass dies aus Sicht der Lebenshilfe auch 
so bleiben muss. 
Und ich habe das einerseits allgemein 
und aus der Achtung der menschlichen 
Würde heraus begründet (Stichwort: „Je-
der Mensch möchte seinen Platz, seine 
Heimat, erhalten.“), aber auch aus den 
Forderungen, die ich meinen Grundgedan-
ken entnehmen kann („Aufbruch zu neuen 
Ufern“ in der „silbernen Lebensphase“). 
Andererseits habe ich darüber hinaus die 
besonderen Bedürfnisse und die beson-
dere Lebenssituation von Menschen mit 
geistiger Behinderung dargestellt.
Dennoch kann es vereinzelt immer wieder 
vorkommen, dass Menschen mit Behinde-
rung ihr bisheriges Wohnumfeld verlassen 
und in ein Pfl egeheim umziehen (von „ver-
legt werden“ will ich ganz bewusst nicht 
sprechen, dies widerspricht unser aller 
Grundverständnis!). 
Ein Grund dafür kann sein – auch das 
kommt vor, aber wahrscheinlich wohl eher 
selten – dass sie diesen Umzug selbst 
wünschen. 
Manchmal besteht auch die Konstellati-
on, dass selbst schon alte Menschen mit 
Behinderung noch bei ihren dann schon 
„sehr alten“ Eltern oder bei einem Eltern-
teil leben und dass diese, wenn das in der 
Wohnung nicht mehr funktioniert, dann 
gemeinsam in eine Einrichtung der Alten-
pfl ege ziehen. Man kann einen solchen 
Lebensentwurf – gemeinsam mit seinen 
Eltern ins Pfl egeheim zu ziehen – natürlich 
von außen sehr kritisch sehen. Aber steht 
es uns zu, die Familien, die so handeln, zu 
belehren oder gar zu verurteilen? 
Ein dritter Grund kann schließlich darin 
bestehen, dass der Träger der bisher 
betreuenden Einrichtung sich nicht mehr 
in der Lage sieht, den steigenden pfl e-
gerischen Hilfebedarf des Bewohners 
adäquat zu decken. Ich meine, dass für 
diesen Fall ganz enge Kriterien vorhanden 
sein müssen, denn grundsätzlich haben 
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Wohnheime für behinderte Menschen 
selbstverständlich die Verpfl ichtung, sich 
auch auf hohen pfl egerischen Hilfebedarf 
ihrer Bewohner einzustellen. Dennoch gibt 
es diesen sehr seltenen Ausnahmefall. Er 
kann zum Beispiel dann auftreten, wenn 
eine schwere Erkrankung des Bewohners 
auch intensive Behandlungspfl ege erfor-
derlich macht. Das ist ja auch bei anderen 
alten Menschen nicht selten der Auslöser 
dafür, dass der Verbleib in der bisherigen 
Wohnung mit häuslicher Pfl ege nicht mehr 
möglich ist.
Für alle drei genannten Konstellationen 
ist es gut, wenn wir uns darüber Gedan-
ken machen, wie „normale Pfl egeeinrich-
tungen“ für die Deckung der besonderen 
Bedarfe von Menschen mit geistiger 
Behinderung qualifi ziert werden können. 
Diese Qualifi zierung könnte zum Beispiel 
durch eine Zusammenarbeit – einen 
fachlichen Austausch – zwischen Einrich-
tungen der Behindertenhilfe und Einrich-
tungen der Altenpfl ege geschehen. Sie 
geschieht am besten anlassbezogen, also 
dann und dort, wo die entsprechende Kon-
stellation tatsächlich auftritt.

C. Können Sondereinrichtungen 
für ältere Menschen mit Behin-
derung den Anforderungen be-
sonders gerecht werden?
Kritische Anmerkungen zum 
Konzept der Fachpfl egeheime

Die Lebenshilfe spricht sich gegen eine 
systematische und sozusagen fl ächen-
deckend geplante Schaffung von „Fach-
pfl egeheimen für Menschen mit geistiger 
Behinderung“ als neuem Einrichtungstyp 
aus, und das vor allem aus vier Gründen:

1. Wir befürchten mit dieser Schaffung 
eine falsche Tendenz, einen Weg, der 
dann eine eigene Dynamik entwickelt: Sie 
würde dazu führen, dass älter werdende 
Menschen mit geistiger Behinderung (oder 
im zweiten Schritt dann vielleicht auch 
noch jüngere Menschen mit hohem pfl ege-
rischen Hilfebedarf) doppelt ausgegrenzt 

werden und ihren Anspruch auf Teilhabe 
nicht mehr verwirklichen können. Wenn 
solche „Fachpfl egeheime“ bestehen, dann 
entspricht es der institutionellen Logik, 
dass sie auch „gefüllt“ werden. 
Denken Sie an die Einführung anderer 
institutionalisierter Angebote, über die 
ein eigentlich sehr guter Gedanke eines 
Weges zur Teilhabe realisiert worden ist, 
die aber dann zu einem deckenden Ange-
bot geworden sind, wodurch wir es heute 
recht schwer haben, gegenzusteuern und 
Menschen mit Behinderung die Möglichkeit 
zu geben, auch andere Wege zur Inklusion 
zu gehen. Institutionen zeigen eine Eigen-
dynamik und ein Beharrungsvermögen, 
deshalb sollte man mit neuen institutionali-
sierten Angeboten sehr vorsichtig sein. 
Die Fachpfl egeheime werden, so meine 
Befürchtung, also Ausschau nach behin-
derten Menschen halten, bei denen (an-
geblich) die Pfl ege im Vordergrund steht. 
Dies hat auch eine wirtschaftliche Logik. 
Wir in der Lebenshilfe sprechen uns aber 
grundsätzlich gegen eine Aufteilung. be-
hinderter Menschen aus in solche, bei de-
nen Teilhabe, Inklusion und das Empower-
ment hierzu im Vordergrund stünden und 
in jene, die von der Hauptzielsetzung nur 
noch gepfl egt würden. Wir wollen keine 
Teilung, alle Menschen haben ein Anrecht 
auf Teilhabe! Wir wissen aber auch, dass 
es sehr wohl Fälle gibt, bei denen von dem 
Zeitbudget natürlich somatisch pfl ege-
rische Aufgaben im Vordergrund stehen. 
Dennoch muss es ein Primat der sozialen 
Teilhabe geben.

2. Die Praxis zeigt, dass eine Konzentra-
tion alter Menschen mit geistiger Behin-
derung in homogenen Gruppen bei den 
Betroffenen zu einer Beschleunigung des  
Abbaus, zu Apathie in Folge fehlender 
Reize und Anregungen, führen kann. (Ver-
gleichbares gilt ja auch für die Ausgren-
zung junger Menschen in Sondereinrich-
tungen). 
In besonderer Form wurde dies im Üb-
rigen bei der Enthospitalisierung der letz-
ten Jahrzehnte deutlich, bei der oft auch 
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schon alte Menschen, wieder in anderer 
Umgebung, „aufgeblüht“ sind. Aus diesem 
Grund haben manche unserer Träger von 
Konzepten homogener „Altengruppen“ be-
hinderter Menschen ganz bewusst wieder 
Abstand genommen. Das schließt natürlich 
nicht aus, dass in einem differenzierten 
Wohnangebot auch gewisse Schwer-
punkte gesetzt werden – z. B. weil man 
nur in einem Haus des Wohnverbundes 
eine Nachtwache einrichtet. Aber jede 
Form von durchgehender „Homogenität“ 
führt zur Gettoisierung und unter Umstän-
den – wie Klaus Dörner sagt – zu einer 
„Konzentration der Unerträglichkeit“.

3. Die Qualitätsanforderungen der Pfl ege-
kassen zum Abschluss eines Versorgungs-
vertrages als Pfl egeeinrichtung beinhalten, 
dass nur noch examinierte Pfl egefachkräf-
te als Fachkräfte eingesetzt werden dürfen 
(hierzu zählen in der stationären Pfl ege 
nach den rechtlichen Vorschriften explizit 
keine Heilerziehungspfl eger), sodass die 
notwendige Interdisziplinarität und Einbe-
ziehung von pädagogischen Fachkräften 
dann nicht mehr gewährleistet wäre.

4. Wir wollen keine Diskriminierung der 
Leistungen der Pfl egeheime und wir aner-
kennen die schwierige Arbeit unserer Kol-
legen in diesen Einrichtungen, aber Pfl e-
geheime sind grundsätzlich, also auch für 
Menschen mit geistiger Behinderung, kein 
Ort für Menschen, die in ihrer dritten Le-
bensphase stehen und die einen Anspruch 
auf Teilhabe haben.

5. Für eine nachhaltige, zukunftsfähige 
und an den Bedürfnissen der älteren Men-
schen mit Behinderung orientierte Entwick-
lung ist es wichtig, der Arbeit in der Ge-
meinde und in die Gemeinde hinein mehr 
Gewicht zu geben. Nicht neue Sonderein-
richtungen zu schaffen ist das Gebot der 
Stunde, sondern  Barrieren abzubauen, 
die behindern. Dies gilt im Übrigen genau-
so für junge Menschen mit Behinderung.

D. Wie können Angebote für
ältere Menschen mit Behinde-
rung aussehen?
Eine Auswahl an Ideen, die noch 
erweitert werden muss

Ich möchte hier nicht bei einer Ablehnung 
von Vorschlägen anderer stehen bleiben, 
sondern ihnen abschließend kurz in vier 
Punkten beschreiben, was aus Sicht der 
Lebenshilfe geschehen sollte, um sich auf 
die Bedarfe von Menschen mit geistiger 
Behinderung einzustellen, die im Alter in 
zunehmendem Ausmaß stärker pfl egebe-
dürftig werden:

1. Die Einrichtungen der Behindertenhilfe 
müssen sich auf die Veränderung ihrer Kli-
entel in dreierlei Hinsicht einstellen:

• baulich: Hier liegt in manchen Ein-
richtungen ein wesentliches Problem 
vor. Sie sind zu einer Zeit entstanden, 
als man praktisch nur den „mobilen 
Werkstattmitarbeiter“ im Auge hatte. 
Schon das Wort „Wohnstätte an der 
Werkstatt“ spricht Bände. Aber da der 
„mobile behinderte Mensch“ auf Dauer 
ohnehin nicht mehr zur klassischen Kli-
entel von Wohnheimen gehören wird, 
müssen baulich ungeeignete Häuser 
sowieso umgebaut oder nötigenfalls 
auch mal aufgelöst werden.

• sächlich / notwendige Ausstattung: 
Mehr Pfl ege im Alter erfordert natürlich 
auch eine entsprechende Ausstattung 
im sanitären Bereich, bei den Pfl e-
gehilfsmitteln usw. Dies gilt übrigens 
genauso auch für nichtbehinderte Men-
schen im Alter.

• personell: Bei entsprechender Al-
tersentwicklung der Menschen im 
Wohnheim ist die Mitarbeit von exa-
minierten Pfl egekräften im interdiszi-
plinären Team zunehmend erforder-
lich. Es macht auch Sinn, bestimmte 
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Leistungen vor allem der häuslichen 
Pfl ege (auch z. B. der häuslichen Be-
handlungspfl ege, nicht nur nach der 
Entlassung aus dem Krankenhaus) bei 
ambulanten Pfl egediensten „einzukau-
fen“.
Vielleicht hilft uns in diesem Zusam-
menhang auch das Persönliche Bud-
get, vor allem im ambulanten Bereich.

Nach meinem Eindruck hat ein großer Teil 
der Einrichtungen für behinderte Men-
schen diese Schritte bereits vollzogen bzw. 
sie befi nden sich gerade in diesem Pro-
zess. Ich will aber gar nicht ausschließen, 
dass hier an einigen Orten noch Hand-
lungsbedarf besteht.

2. In den seltenen Fällen, wo geistig be-
hinderte Menschen in Einrichtungen der 
Altenpfl ege umziehen, sollte durch eine 
fachliche Kooperation zwischen der „ab-
gebenden“ und der „aufnehmenden“ Ein-
richtung der Transfer von Knowhow zur 
Begleitung geistig behinderter Menschen 
gewährleistet werden. Hier gibt es Hand-
lungsbedarf und eine Bringschuld der Be-
hindertenhilfe!

3. Umgekehrt würde die Einrichtung der 
Eingliederungshilfe von dieser Zusammen-
arbeit selbstverständlich im Sinne ihrer 
Qualifi zierung im pfl egerischen Bereich 
auch profi tieren. Der Knowhow-Transfer 
kann zum Beispiel durch gemeinsame 
Teamgespräche, interne Fortbildung oder 
gegenseitige Hospitationen geschehen. 
Ich erinnere nur an die Sterbebegleitung, 
bei der wir viel von den Kollegen der Pfl e-
ge lernen können. Hier fordere ich eine 
Holschuld unserer Kolleginnen und Kolle-
gen.

4. Wir sollten in die sich gerade entwi-
ckelnden alternativen Wohnformen mit 
„Hilfe-Mix-Konstruktionen“, die formal am-
bulante Wohnformen sind, auch Menschen 
mit hohem (pfl egerischen) Hilfebedarf 
einbeziehen, denn in ambulanten Wohn-
formen können die vollen Leistungen der 

häuslichen Pfl ege nach dem Pfl egeversi-
cherungsgesetz schon heute in Anspruch 
genommen werden. Wie sich solche 
Wohnformen entwickeln können, wird 
natürlich nicht zuletzt auch von unserem 
zukünftigen Landesheimgesetz abhängen, 
von dem wir uns Regelungen erhoffen, 
welche die Existenz solcher Wohnformen 
nicht unnötig mit vielen formalen Anforde-
rungen erschweren. 

5. Es muss zukünftig auch bei allen sta-
tionären Wohnformen für Menschen mit 
Behinderung ab der Pfl egestufe 1 die 
Möglichkeit geben, von dem Pauschal-
betrag, den die Pfl egeversicherung zu 
den Entgeltsätzen gibt, wegzugehen und 
stattdessen mit der entsprechenden Pfl e-
gestufe dann die vollen Leistungen der 
häuslichen Pfl ege nach SGB XI abzurufen. 
Auch dies entspricht der gesellschaftlichen 
Normalität. Das heißt schließlich, dass wir 
uns gemeinsam – Leistungsträger, Lei-
stungserbringer und wir in der Lebenshilfe 
als Vertreter der betroffenen Menschen 
selber – dafür einsetzen, dass im Rah-
men der Reform der Pfl egeversicherung 
die Ansprüche behinderter Menschen auf 
Leistungen nach dem SGB XI in Einrich-
tungen der Eingliederungshilfe verbessert 
werden. Denn eine Umgereimtheit im 
Gesetz muss man an der Wurzel ange-
hen, man kann sie aber nicht dadurch 
ausgleichen, dass man Menschen aus 
reinen Kostenzuordnungsgesichtspunkten 
Einrichtungen „zuordnet“, die ihrem Hilfe-
bedarf und ihrem Anspruch auf Teilhabe 
nicht gerecht werden können.
Wenn aber der Gesetzgeber die entspre-
chende Öffnung des SGB XI nicht voll-
zieht, weil er zu der Einschätzung kommt, 
dass sie zu einer zusätzlichen Belastung 
dieses Sozialversicherungszweiges führen 
würde, dann darf das nicht zu Lasten der 
Menschen mit Behinderung gehen.

Es gibt also für uns alle noch viel gemein-
sam zu tun. Ich freue mich darauf, ebenso 
wie auf die spannende Diskussion der an-
stehenden Fragestellungen. 
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1. Die Heggbacher Einrichtungen

Die Einrichtungen, von den Franziskane-
rinnen von Reute 1887 gegründet, sind 
seit dem 1.1.2000 eine Einrichtung der 
St- Elisabeth-Stiftung Bad Waldsee. Der 
Stiftungsauftrag lautet: „Wir sind da und 
helfen, wenn Menschen uns brauchen:“
Der Tätigkeitsbereich der Heggbacher 
Einrichtungen erstreckt sich auf die Region 
Donau-Iller, das heißt die Kreise Alb-
Donau, Biberach und Ulm.
Insgesamt werden derzeit von 986 Mit-
arbeitern 1354 Menschen mit Behinde-
rungen betreut, davon 90 Personen im am-
bulant betreuten Wohnen, 550 Personen 
in Wohnheimen und 1030 Personen in 
Werkstätten.

Der Wohnbereich Bernhard in Heggbach  
ist seit 27.11.1997 ein binnendifferenzierter 
Bereich, in dem 57 Frauen und Männer mit 
einem Altersdurchschnitt von 68 Jahren 

leben. Der überwiegende Teil ist mittel-
schwer geistig und mehrfach behindert, 
davon 6 Bewohner Hilfebedarfsgruppe 
(HBG) 5, 34 Bewohner HBG 4 und 17 
Bewohner HBG 3. Es fi nden sich folgende 
ärztliche Diagnosen: geistige Behinde-
rungen, Spastiken, Sinnesbeeinträchti-
gungen, Bewegungseinschränkungen, 
Anfallsleiden, psychische Erkrankungen 
sowie andere akute und chronische Krank-
heiten. Bei der Mehrheit der Bewohner 
liegt eine Kombination mehrerer Diagno-
sen vor, die ein häufi g schweres Behin-
derungs- und Krankheitsbild verursachen. 
Alle Bewohner erhalten regelmäßig auf-
grund ärztlicher Anordnung Medikamente 
und zum Teil Behandlungspfl ege.
Zunehmend werden Pfl egestufen durch 
den Medizinischen Dienst der Kranken-
kassen (MDK) geprüft.

Die Tagesstruktur der Bewohner stellt sich 
folgendermaßen dar:

27 Bewohner werden ganztags auf der 
Wohngruppe betreut, 14 Bewohner besu-
chen überwiegend halbtags die Senioren-
gruppe bei der WfbM, 9 Bewohner besu-
chen die Förder- und Betreuungsgruppe 
bei der WfbM, 7 Bewohner sind in der 
WfbM beschäftigt.

Praxisberichte

Was macht Eingliederungshilfe im Alter aus?
Sr. Walburga M. Scheibel, Heggbacher Einrichtungen
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2. Konzeption des binnendiffe-
renzierten Bereichs

Der binnendifferenzierte Bereich bietet 
Wohnen für ältere und/oder schwerst-
pfl egebedürftige Frauen und Männer mit 
geistiger Behinderung sowie im Einzelfall 
auch Wohnen für jüngere schwerstpfl ege-
bedürftige Frauen und Männer, die tags-

über den Förder- und Betreuungsbereich 
besuchen.
Aufgrund des individuellen Hilfebedarfs 
und des Alters der Bewohner liegt neben 
der pädagogischen Förderung und Beglei-
tung der Schwerpunkt im pfl egerischen 
Bereich. Grundprinzip des Angebots ist 
das Wohnen bis zum Lebensende. Le-
bensmittelpunkt ist dabei die Wohngruppe 

KVJS-Fachtag “Der alterspflegebedürftige geistig behinderte Mensch” - 6 -
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mit Kontakten in den Wohnbereich sowie 
in die sonstigen Bereiche der Einrichtung 
hinein. Es werden auch gruppenübergrei-
fende Aktivitäten wie Musik, Spiel, Bewe-
gung und kreatives Gestalten angeboten.

Das Mitarbeiterteam ist multiprofessionell 
zusammengesetzt (Heilerziehungspfl eger, 
Altenpfl eger, Krankenschwestern, Pfl e-
geschüler, Praktikanten). Darunter sind 
auch Mitarbeiter mit Doppelqualifi kation 
(Heilerziehungspfl eger/Altenpfl eger). Der 
Dienstplan ist fl exibel und bedarfsgerecht 
gestaltet mit durchgängig besetzten Wohn-
gruppen und durchgehendem Nachtdienst. 
Die Konzeption der Seniorenbetreuung 
basiert auf folgendem Grundsatz: In der 
Seniorenbetreuung erhalten Menschen 
mit geistiger Behinderung Angebote zur 
Alltagsgestaltung ihres dritten Lebens-
abschnitts und eine Begleitung, die die 
Besonderheiten bei Menschen mit Behin-
derungen berücksichtigt.
Die Konzeption besteht aus sechs Ele-
menten:

Selbstbild: das biologische Alter und die 
Selbsteinschätzung klaffen bei Menschen 

mit geistiger Behinderung häufi g weit aus-
einander. Die Seniorengruppe als „Brücke  
ins Rentenalter“ soll hier vermittelnd wir-
ken.

Verständnis für altersbedingte Kör-
perveränderungen: für Menschen mit 
geistigen Behinderungen sind körperliche 
Alterungsprozesse und Leistungseinbu-
ßen häufi g nicht zu verstehen (sie werden 
eher als Krankheit aufgefasst). Aufgabe 
ist es, die Menschen mit geistiger Behin-
derung dabei zu unterstützen, körperliche 
Veränderungen wahrzunehmen und in ihr 
Selbstbild zu integrieren.

Biographiearbeit: wesentliche Vorausset-
zung für ein gelingendes Altern ist für alle 
Menschen Zufriedenheit mit sich selbst im 
Sinne eines erfüllten Lebens. Menschen 
mit geistiger Behinderung werden darin 
unterstützt, auf ihr Leben mit Höhen und 
Tiefen zurückzublicken und dadurch Iden-
tität, Annahme ihrer Lebenssituation und 
Zufriedenheit zu entwickeln.

Sinnfragen und religiöses Leben: ein 
erfülltes Leben ist mit Fragen nach Sinn, 
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HNM – Hilfe nach Maß (Grundlage nach Metzler)

I.  Kommunikation und Orientierung
II. Alltägliche Lebensführung

III.
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Basisver-
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IV.  Gestalten sozialer Beziehungen 
V.   Teilnahme am kulturellen/gesellschaftlichen Leben
VI.  Emotionale und psychische Entwicklung
VII. Medizinische Hilfen

Aktivitäten und existentielle Erfahrungen des täglichen 

Lebens (AEDLs) nach M. Krohwinkel

Sich bewegen
Sich waschen, kleiden und pflegen
Essen und trinken
Ausscheiden
Ruhen und schlafen
Vitale Funktionen des Lebens aufrecht erhalten
Für Sicherheit/Gesundheit sorgen
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nach Leben und Tod verbunden. Dafür 
braucht es Gesprächspartner, die auf 
Fragen, Ängste und Nöte der behinderten 
Menschen eingehen, ihnen in schwierigen 
Zeiten beistehen und ihnen mit einem Bild 
von Gott, der die Menschen liebt und an-
nimmt, der verzeiht und beschützt, helfen 
ihre Lebensängste zu bewältigen. Ge-
spräch und Gebet spenden Trost, religiöse 
Feste stiften Sinn und strukturieren das 
Jahr.

Entwicklung neuer Aktivitäten: Men-
schen mit geistiger Behinderung brauchen 
nach dem Arbeitsleben eine Entwicklung 
neuer, dem Lebensalter entsprechender 
Beschäftigungen. Angebotsziele wie Aus-
geglichenheit, Beweglichkeit, Angenom-
mensein liegen im Bereich des Wohlbefi n-
dens, nicht der Leistungserweiterung.

Zweiter Lebensraum: ein zweiter Lebens-
raum gilt als persönliche Bereicherung, 
als Grundlage psychischer Stabilität und 
als Ausdruck der Normalisierung des Le-
bensalltags. Durch die Tagesbetreuung für 
Senioren und gruppenübergreifende Ange-
bote wird dies umgesetzt.

Wesentlich ist auch, dass die Senioren 
unter verschiedenen Angeboten wählen 
können: aktive Teilnahme am Arbeitsleben 
ohne Produktionsdruck, kognitive und kre-
ative Anregungen, Bewegungsübungen 
(Gymnastik, Sport, Spaziergänge), Pfl ege 
sozialer Kontakte, Feste, Teilnahme am 
„Heggbacher Dorfl eben“. 

Die Konzeption Seniorenbetreuung wird 
realisiert im Rahmen der Fachdienste der 
Heggbacher Einrichtung (Bildung, Kultur, 
Freizeit, Psychologisch-Heilpädagogischer 
Fachdienst, Pastoraler Dienst), in der 
Seniorengruppe der WfbM und in allen 
Wohnformen.

3. Was macht Eingliederungs-
hilfe im Alter aus?

Dies soll schlaglichtartig in 7 Punkten zu-
sammengefasst werden:

1. Menschen mit geistiger und mehrfacher 
Behinderung brauchen durch ihr kognitives 
Anderssein lebenslang menschliche Hilfen 
bei der Lebensbewältigung, im individu-
ellen Bereich und in den kommunikativen 
Prozessen (Eingliederungshilfe). 

2. Bei geistig behinderten Menschen und 
bei zunehmendem Alter mit Multimorbidität 
nimmt der Pfl egebedarf in Grund- und Be-
handlungspfl ege zu. Gleichzeitig brauchen 
die Menschen jedoch weiterhin die Hilfe 
zur Lebensbewältigung und zur Kommuni-
kation.

3. Menschen mit geistiger Behinderung 
brauchen auf Grund ihrer mentalen und 
psychischen Einschränkungen in Krisen, 
Krankheits-, Alterungs- und Sterbesitua-
tionen ein Vielfaches an individueller und 
ganzheitlicher Zuwendung, Begleitung und 
Unterstützung.

4. Menschen mit geistiger und mehrfacher 
Behinderung haben im Gegensatz zu an-
deren alten Menschen nicht die Fülle an 
Erfahrungen und Erinnerungen. Gleich-
zeitig können sie weniger auf gemachte 
Erfahrungen zurückgreifen und diese als 
Verarbeitungspotential für ein gelungenes 
Leben bzw. für Alterszufriedenheit nutzen. 
Sie brauchen dazu kontinuierliche Unter-
stützung. 

5. Für sehr viele Menschen mit geistiger 
Behinderung ist die Wohngruppe Famili-
enersatz, da sie in der Regel keine sozi-
alen Netzwerke (Kinder, Freundes- und 
Bekanntenkreis) haben und Geschwister 
selbst alt geworden oder schon verstorben 
sind. 

6. Ältere Menschen mit geistiger Behinde-
rung leben durchschnittlich 20 Jahre mit 
dem Leistungstyp 4.6 (Tagesbetreuung, in 
der Regel für Senioren). 

7. Die Eingliederungshilfe bietet Senioren 
sehr differenzierte Teilhabemöglichkeiten: 
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• zweiter Lebensraum Seniorengruppe 
• individuell wählbare Angebote der 

Fachdienste 
• Fülle des Lebens auf der Wohngruppe. 

4. Gegenüberstellung von Tages-
sätzen Altenhilfe – Behinderten-
hilfe

In der folgenden Folie werden durch-
schnittliche Tagessätze, Stand 2005, in der 
Alten- und Behindertenhilfe jeweils ohne 
Investitionskostenanteil und Ausbildungs-
umlage gegenübergestellt.

Fazit:

Das durchschnittliche Leistungsentgelt 
lag 2005 in der Behindertenhilfe leicht 
über dem der Altenhilfe bei zunehmender 
Angleichungstendenz. Die Pfl egeversiche-
rung verbessert zudem derzeit das Lei-
stungsentgelt für Menschen mit Demenz. 
Menschen mit geistiger Behinderung 
brauchen neben der Pfl ege lebenslang 

behinderungsspezifi sche Hilfen und eine 
entsprechende Finanzierung. Mit dem Satz 
für die Tagesstruktur nach Leistungstyp 
4.6 können Menschen mit Behinderungen 
nicht ausreichend, d.h. 7 Stunden täglich 
betreut werden.
Für 8 Bewohner, die 2005 in HBG 5 einge-
stuft waren und inzwischen aufgrund ver-
änderter Bewertungsmaßstäbe in HBG 4 
eingestuft wurden, fehlen täglich rund 200 
Euro, das sind rund 1,5 Vollkräfte.

Eine wesentliche Erkenntnis ist, dass Be-
hinderung und Hilfebedarf von Menschen 
mit Behinderungen derzeit (April 2008) 
noch nicht in den Pfl egestufen gemäß 
SGB XI (Soziale Pfl egeversicherung) vor-
gesehen ist und deshalb auch nicht adä-
quat abgebildet werden kann.

5. Schlusslichter: Was wir
wissen müssen

Abschließend sollen nochmals die wich-
tigsten Erkenntnisse genannt werden:

KVJS-Fachtag “Der alterspflegebedürftige geistig behinderte Mensch” - 26 -
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n IV. Gegenüberstellung von Tagessätzen

Altenhilfe  - Behindertenhilfe 

(ohne Investitionsbetrag und Ausbildungsumlage)

Pflegebedürftiger Mensch im Pflegeheim -

durchschn. Tagessatz im regionalen Umfeld, Pflegestufe 3, Stand: 2005

Pflegeleistung, Unterkunft und Verpflegung € 94,96

€ 83,39

Mensch mit Behinderung in der Eingliederungshilfe -

durchschn. Tagessatz, Hilfebedarfsgruppe IV (Pflegestufe 3)

Pflegeleistung, Unterkunft und Verpflegung

zuzügl. Tagesbetreuung LT 4.6. (Wohngruppe)

oder Tagesbetreuung LT 4.5 (FuB Heim) + € 36,31 
€ 119,70

+ € 20,58  
€ 103,97
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• Ältere Menschen mit geistigen Behin-
derungen sind nicht vergleichbar mit 
älteren Menschen insgesamt

• Menschen mit geistiger Behinderung 
brauchen lebenslang notwendige be-
hinderungsspezifi sche Hilfen bei der 
Lebensbewältigung und das ist Einglie-
derungshilfe

• Für sehr viele Menschen mit Behinde-
rungen ist die Wohngruppe ihr Familie-
nersatz und ihre Häuslichkeit

• Eine ausreichende Betreuung braucht 
pädagogisch und pfl egerisch qualifi -
ziertes Fachpersonal für differenzierte 
Teilhabehilfe (Fachkräftemix)

• Pfl ege und differenzierte Teilhabe er-
fordern ausreichende fi nanzielle Res-
sourcen.
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Der Landkreis Calw, inmitten des Nord-
schwarzwalds gelegen, hat 161 400 Ein-
wohner, die in 25 Gemeinden leben. Es 
gibt zwei große Kreisstädte, Calw und 
Nagold. 89 % des Kreisgebiets sind Wald 
oder Landwirtschaftsfl äche.

Aktuell gibt es im Landkreis Calw nur 
wenige ältere schwerstpfl egebedürftige 
Menschen mit Behinderung, die entweder 
in binnendifferenzierten Einrichtungen der 
Behindertenhilfe oder im Einzelfall in Al-
tenpfl egeeinrichtungen leben. Spezifi sche 
Pfl egewohnkonzepte für diese Personen-
gruppe sind in den bestehenden Einrich-
tungen bislang noch nicht vorhanden.

Angesichts der künftigen demografi schen 
Entwicklung – die auch bei den Menschen 
mit Behinderungen zu einer Zunahme der 
älteren und damit auch zu einer Zunahme 
der schwerstpfl egebedürftigen Menschen 
führen wird – besteht für den Landkreis 
Calw die Herausforderung darin, ein qua-
lifi ziertes und möglichst wohnortnahes 
Versorgungsangebot für diesen Perso-
nenkreis im ländlichen Raum aufzubauen 
und sicherzustellen. Schon heute wohnen 
Menschen mit Behinderungen zu mehr als 
50 %  in Privatwohnungen in ihrer Stadt 
oder Gemeinde.

Durchgängige, wohnortnahe, bedarfsorien-
tierte und fl exible Konzepte haben Zukunft!
Der Landkreis sieht in dieser Herausfor-
derung gleichzeitig die Chance, die regio-
nalen Unterstützungsangebote für alte wie 
für behinderte Menschen bedarfsgerecht 
weiterzuentwickeln. Dies soll durch den 
Aufbau von passgenauen Hilfen für den 
Einzelfall geschehen. Ein solches Angebot 

muss einerseits auf tragfähigen Strukturen 
ruhen und andererseits so fl exibel ange-
legt sein, dass es unterschiedliche indivi-
duelle Hilfebedarfe abdecken kann.

Planung und Aufbau entsprechender An-
gebote können nur im direkten Kontakt 
aller örtlich Beteiligten gelingen und setzen 
eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
sowie einen lebendigen Dialog am Ort 
voraus. Die erforderlichen Prozesse der 
Konzeptionsentwicklung und Abstimmung 
führen nach unserer Erfahrung zu insge-
samt positiven Anstößen für die kommu-
nale Entwicklung.

Das Pfl egezentrum Wildberg – ein Koo-
perationsprojekt von Alten- und Behin-
dertenhilfe

Für das aus mehreren Gebäudeteilen 
bestehende Altenpfl egeheim der Stiftung 
Altenheime Backnang und Wildberg in 
Wildberg soll ein Neubau als Ersatz für 
einen nicht mehr sanierbaren Gebäudeteil 
geschaffen werden. Dieser Pfl egeheim-
neubau soll unter der Bezeichnung Pfl e-
geheim Bergsteig im Wildberger Ortsteil 
Effringen entstehen.
Von den dort vorgesehenen 42 Pfl ege-
plätzen sind 11 Plätze in einem Flügel des  
Obergeschosses für den Personenkreis 
älterer pfl egebedürftiger Menschen mit 
geistiger Behinderung vorgesehen. Es 
soll sich dabei um Personen handeln, die 
aus dem Landkreis Calw stammen und 
bisher in einem Wohnheim für behinderte 
Menschen leben, in dem sie aber aufgrund 
ihres umfangreichen Pfl egebedarfs nicht 
mehr ausreichend versorgt werden kön-
nen. Es handelt sich damit um einen sog. 

Fachpfl ege für alterspfl egebedürftige Menschen
mit Behinderungen aus kommunaler Sicht
– ein Planungsbeispiel

Horst Lipinski und Norbert Weiser, Landratsamt Calw
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Wohnpfl egebereich, wie er bereits seit 
vielen Jahren in einigen anderen Pfl ege-
heimen (z. B. in Heilbronn, in Sindelfi ngen) 
umgesetzt wird.

Die Besonderheit der Planung in Wildberg 
besteht in der verbindlich vereinbarten 
Kooperation zwischen einem Träger der 
Altenhilfe und einem Träger der Behinder-
tenhilfe. Die Stiftung Altenheime Backnang 
und Wildberg hat zu diesem Zweck mit 
der Gemeinnützigen Werkstätten- und 
Wohnstätten GmbH Sindelfi ngen einen 
Kooperationsvertrag geschlossen (beide 
Träger sind Mitglieder im Diakonischen 
Werk Württemberg). Das Ziel der Zusam-
menarbeit wird darin folgendermaßen 
beschrieben: „Die Kooperation ist darauf 
ausgerichtet, behinderten Menschen mit 
hohem Pfl ege- und Hilfebedarf eine ihnen 
entsprechende Lebenssituation umfassend 
und verlässlich bis zum Lebensende zu 
ermöglichen.“(§ 2). 
Beim vorgesehenen Personenkreis han-
delt es sich um „…Personen, bei denen 
aufgrund der Schwere der Behinderung 
Eingliederungshilfemaßnahmen nicht mehr 
in Frage kommen oder Pfl egeleistungen 
ergänzend zu den Eingliederungshilfe-
leistungen erforderlich werden…“(§ 4). 
Die Stiftung Altenheime Backnang und 
Wildberg verpfl ichtet sich, 11 Pfl egeplätze, 
„… die für erheblich pfl egebedürftig gewor-
dene behinderte Personen besonders ge-
eignet sind“ (§3) zu schaffen, die Gemein-
nützige Werkstätten- und Wohnstätten 
GmbH Sindelfi ngen verpfl ichtet sich, das 
Heimplatzangebot für den beschriebenen 
Personenkreis zu nutzen.

Sowohl die Konzeptionsentwicklung wie 
die konkrete Hilfeplanung für die betrof-

fenen Personen erfolgen gemeinsam. 
Grundlage der Zusammenarbeit der bei-
den Träger sind folgende Maximen:

• Vorrang für Personen aus dem Land-
kreis Calw (Prinzip der wohnortnahen 
Versorgung) 

• die Einrichtung sowie der Wohnpfl e-
gebereich haben eine überschaubare 
Größe

• Vorrang ambulanter vor stationären Hil-
feformen

• gegenseitige Nutzung der jeweiligen 
Fachkompetenz

• entscheidendes Kriterium ist stets der 
individuelle Hilfebedarf unabhängig 
vom Alter

• Entscheidungen werden in gegensei-
tigem Einvernehmen getroffen

• Die Fachpfl egekonzeption wird stetig 
weiterentwickelt und an die individu-
ellen Bedarfe angepasst

Es bestehen darüber hinaus Überle-
gungen, im hauswirtschaftlichen Bereich 
und im Service der Pfl egeeinrichtung 
zusätzliche Arbeitsplätze für Menschen 
mit Behinderungen zu schaffen. Diese 
könnten sowohl in Form „ausgelagerter“ 
Arbeitsplätze der WfBM als auch durch 
neue Arbeitsplatzmodelle für Menschen 
mit Schwerbehinderung unter Beteiligung 
des Integrationsamtes und des örtlichen 
Sozialhilfeträgers entstehen.

Das Vorhaben hat bereits eine Förderemp-
fehlung in den zuständigen Gremien des 
Landes erhalten und kann begonnen wer-
den, sobald entsprechende Fördermittel 
freigegeben werden.
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III. Stellungnahme des KVJS vom 
14.10.2008 zum Antrag der CDU-Fraktion
„Demografi sche Entwicklung im Blick 
auf pfl egebedürftige Menschen mit Be-
hinderung im Seniorenalter – Herausfor-
derung für die Pfl egeversicherung“
Roland Klinger, Kommunalverband für Jugend und Soziales, Baden-Württemberg

Lindenspürstr.39 

70176 Stuttgart 

Telefon 0711 6375-0 

Telefax 0711 6375-735 

info@kvjs.de

www.kvjs.de

Landesbank

Baden-Württemberg 

BLZ 600 501 01 

Konto 222 82 82 

Antrag der CDU-Fraktion  

Demografische Entwicklung im Blick auf pflegebedürftige Menschen mit 

Behinderung im Seniorenalter - Herausforderung für die Pflegeversiche-

rung

Ihr Schreiben vom 30.7.2008 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Zum oben genannten Antrag der CDU-Landtagsfraktion nimmt der KVJS wie 
folgt Stellung: 

I Allgemeines

Die soziodemografischen Daten der Menschen, die Leistungen der Eingliede-
rungshilfe erhalten, liegen ausschließlich beim zuständigen örtlichen Träger der 
Eingliederungshilfe vor. 
Zwar erstellt der KVJS einen jährlichen Statistikbericht zur Eingliederungshilfe 
mit den örtlichen Daten, an dem sich inzwischen alle Stadt- und Landkreise auf 
freiwilliger Basis beteiligen. Die KVJS-Datenlage reicht jedoch nicht aus, um die 
spezifischen Fragestellungen ausreichend zu beantworten. Der KVJS hat des-
halb die Daten zu Altersstruktur, Pflegebedarf und Wohnsituation in einer um-
fassenden Abfrage bei allen 44 Stadt- und Landkreisen in Baden-Württemberg 
erhoben und ausgewertet. 
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Grundsätzliches:

Der Altersaufbau von Gesamtbevölkerung und der Bevölkerungsgruppe der 
wesentlich behinderten Menschen unterscheidet sich – verursacht durch die 
sogenannte Euthanasie während des Nationalsozialismus – eklatant.  

Grafik 1 

Altersgruppenverteilung
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Quelle: Erhebung des KVJS bei 44 Stadt- und Landkreisen in Baden-Württemberg und 
Bevölkerungsfortschreibung des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg je-
weils zum Stichtag 31.12.2007  

Die meisten heutigen Empfänger von Eingliederungshilfe wurden nach dem 
Krieg geboren. Alterspflege war in der Eingliederungshilfe deshalb bis in die 
jüngste Vergangenheit kein Thema. Die Lebenserwartung behinderter Men-
schen nähert sich jedoch aufgrund des medizinischen Fortschritts allmählich 
der Lebenserwartung der Gesamtbevölkerung an. Die Altersgruppe der 55 - 
unter 60 Jährigen ist jetzt schon nahezu gleich besetzt. In den nächsten Jahren 
ist mit einer weiteren Zunahme der älteren Menschen mit Behinderung zu rech-
nen, so dass sich die Alterspyramiden mittelfristig immer mehr angleichen wer-
den.
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Eine Aussage zur Pflegebedürftigkeit nach SGB XI für Leistungsempfänger von 
Eingliederungshilfe nach SGB XII ist grundsätzlich nur eingeschränkt möglich.  
Insbesondere wenn Leistungsempfänger lediglich teilstationäre Leistungen in 
einer Werkstatt für behinderte Menschen, einer Förder- und Betreuungsgruppe 
oder einer teilstationären Seniorengruppe erhalten, ist die Feststellung des 
Pflegebedarfs und die Einstufung in eine Pflegestufe nach SGB XI für die Ge-
währung von Eingliederungshilfe nicht relevant und nur in wenigen Fällen ak-
tenkundig. Dies gilt auch, wenn lediglich ambulante Betreuungsleistungen (am-
bulant betreutes Wohnen, begleitetes Wohnen in der Familie) gewährt werden.  

Leben Menschen mit Behinderung in einem stationären Wohnheim, so erhalten 
sie bei einem festgestellten Pflegebedarf nach § 43a SGB XI für Pflegeleistun-
gen lediglich einen pauschalen Betrag von 256.- € pro Monat. Diese Leistung 
wird unabhängig von einer etwaigen Pflegestufe gewährt, nach der der Leis-
tungsberechtigte u.U. vor seinem Eintritt in das stationäre Wohnheim Geld- 
oder Sachleistungen bezogen hat. Bei einer erstmaligen Begutachtung durch 
den medizinischen Dienst der Pflegekassen in einem stationären Wohnheim 
wird gemäß § 43 a lediglich der Pflegebedarf, nicht jedoch die Zuweisung in 
eine Pflegestufe festgestellt. Behinderte Menschen mit einem vom medizini-
schen Dienst festgestellten Pflegebedarf nach SGB XI werden daher, wenn sie  
in einem Wohnheim leben, gegenüber den Menschen mit Behinderung, die 
noch zu Hause oder ambulant betreut leben, benachteiligt, obwohl sie meist 
jahrelang Beiträge zur Pflegeversicherung gezahlt haben. Lediglich, wenn das 
Wohnheim - zumindest für einen Teil seiner Plätze - einen Versorgungsvertrag 
nach SGB XI abgeschlossen hat, erhalten diese Menschen mit Behinderung die 
vollen Leistungen der Pflegeversicherung.   

II Stellungnahme zu Einzelfragen

Zu 1.

Erkenntnisse zur Entwicklung der Anzahl der Menschen mit Behinderung, 

die im Alter pflegebedürftig werden, in den letzten Jahren und zukünftig 

Am 31.12.2007 waren in Baden-Württemberg 7.127 Empfänger von Eingliede-
rungshilfe 55 Jahre und älter. 2.117 Menschen mit Behinderung waren davon 
über 65 Jahre und damit bereits aus dem Berufsleben, der Werkstatt für behin-
derte Menschen oder der Förder- und Betreuungsgruppe ausgeschieden. Na-
hezu 60 Prozent (1.229) dieser Menschen haben das Rentenalter in den letzten 
fünf Jahren erreicht. In den nächsten fünf Jahren, bis 2012, werden mindestens 
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1.833 Empfänger von Eingliederungshilfe das Rentenalter erreichen. Die An-
zahl der Menschen, die dieses Alter erreichen, steigt in den kommenden Jah-
ren stark und kontinuierlich an. Von 2012 bis 2017 werden noch einmal fast die 
doppelte Anzahl, nämlich 3.177 Menschen mit Behinderung altershalber die 
Werkstatt für behinderte Menschen oder die Förder- und Betreuungsgruppe 
verlassen.

Die sinnvolle Beschäftigung und Alltagsgestaltung und der weiterhin bestehen-
de Anspruch auf Teilhabe am gesellschaftlichen Leben stehen auch bei diesen 
Menschen im Vordergrund. In Rahmen eines Modellprojekts „Neue Bausteine 
in der Eingliederungshilfe“ erprobt der KVJS deshalb derzeit mit drei Stadt- und 
Landkreisen, wie diese Gruppe der Senioren auf ihren Ruhestand und eine 
sinnvolle Alltagsgestaltung vorbereitet werden kann und wie eine Integration in 
die Angebote der Altenhilfe vor Ort (z.B. Seniorenbegegnungsstätten) gelingen 
kann.

Grafik 2 
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Quelle: Erhebung des KVJS bei 44 Stadt- und Landkreisen in Baden-Württemberg zum 
Stichtag 31.12.2007  

Der Pflegebedarf ist wie bei der Gesamtbevölkerung zunächst nicht das vor-
herrschende Thema beim Eintritt in den Ruhestand. Auch wenn je nach Alters-
gruppe für rund ein Drittel bis ein Viertel der Empfänger von Eingliederungshilfe 
nicht bekannt ist, ob sie pflegebedürftig sind, zeigt sich deutlich, dass selbst in 
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der Altersgruppe ab 70 Jahren 39 Prozent definitiv nicht pflegebedürftig sind. 
Dadurch konnte für Baden-Württemberg im Rahmen dieser Erhebung erstmals 
empirisch untermauert werden, was bislang nur begründet vermutet werden 
konnte: Der Zusammenhang von Alter und Pflegebedarf von Menschen mit 
Behinderung ist zwar evident, aber nur für einen Teil der Zielgruppe relevant. 
Dementsprechend müssen differenzierte Konzepte zur sinnvollen Alttagsgestal-
tung und zur Pflegeorganisation je nach dem individuellen Bedarf vor Ort entwi-
ckelt werden.  

Grafik3
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Anzahl der Leistungsempfänger bekannte Pflegebedürftigkeit

Quelle: Erhebung des KVJS bei 44 Stadt- und Landkreisen in Baden-Württemberg zum 
Stichtag 31.12.2007 

Bei den Empfängern von Leistungen der Eingliederungshilfe, von denen keine 
Angaben zur Pflegebedürftigkeit bei den örtlichen Trägern vorhanden sind, 
handelt es sich in erster Linie um Menschen mit Behinderung, die relativ selb-
ständig bei Angehörigen oder ambulant betreut leben und deren Pflegebedarf 
deshalb eher gering sein dürfte.  
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Der Pflegebedarf steigt jedoch mit höherem Alter an. Gleichzeitig sinkt die Zahl 
der Menschen mit Behinderung, von denen keine Angaben zum Pflegebedarf 
gemacht werden können. 

Grafik 4 

Alter und Pflegebedarf
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Quelle: Erhebung des KVJS bei 44 Stadt- und Landkreisen in Baden-Württemberg zum 
Stichtag 31.12.2007 

Ist in der Gruppe der 55 - 60 Jährigen von 24,2 Prozent bekannt, dass sie pfle-
gebedürftig sind, so steigt dieser Anteil in der Gruppe der über 70 Jährigen auf 
36,5 Prozent.

Zu 2.

Können behinderte Menschen, die in Wohnheimen leben, bei Eintritt ins 

Rentenalter weiterhin in ihrer gewohnten Umgebung versorgt werden, 

und inwieweit gilt dies auch dann, wenn sie pflegebedürftig werden? 

Der Eintritt ins Rentenalter bringt in Baden-Württemberg grundsätzlich keine 
Veränderung bei der Wohnform der Menschen mit Behinderung mit sich. Die 
Unterstützungsform und die Intensität der Betreuung hängen vielmehr vom in-
dividuellen Bedarf des behinderten Menschen ab und nicht von seinem Alter 
oder der Form seiner Tagesstruktur.  

N=1.205 N=871
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Immer mehr Menschen mit Behinderung können ein relativ selbständiges Le-
ben außerhalb von Einrichtungen führen; oft bis ins hohe Alter hinein. So lebten 
am Stichtag ein Fünftel der über 70 jährigen Leistungsempfänger von Einglie-
derungshilfe außerhalb einer stationären Einrichtung. Sie lebten entweder selb-
ständig, bei Angehörigen, in Gastfamilien oder mit ambulanten Betreuungsleis-
tungen. Jedoch steigt der Anteil der stationären Betreuungsformen von  
57,4 Prozent bei der Gruppe der 55 - 60 Jährigen auf  79,7 Prozent bei der 
Gruppe der über 70 Jährigen. 

Grafik 5 

Wohnform
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Quelle: Erhebung des KVJS bei 44 Stadt- und Landkreisen in Baden-Württemberg zum 
Stichtag 31.12.2007 

Lediglich ein geringer, wenn auch wachsender Anteil lebt in Behindertenheimen 
mit einem Versorgungsvertrag nach SGB XI und erhält damit die vollen Leis-
tungen der Pflegeversicherung.

Nicht erfasst sind bei dieser Darstellung diejenigen behinderten Menschen, die 
wegen ihres Pflegebedarfs in ein Altenpflegeheim gezogen sind. Da diese 
Menschen dort keine Eingliederungshilfe sondern Hilfe zur Pflege erhalten, 
werden sie in der Statistik der Eingliederungshilfe nicht mehr erfasst. Aufgrund 
der geringen absoluten Zahlen in den bisherigen Altersgruppen wird es sich in 
der Vergangenheit dabei um relativ wenige Personen gehandelt haben. Wegen 
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der starken nachwachsenden Jahrgänge wird die Versorgung pflegebedürftiger 
älterer Menschen mit wesentlichen Behinderungen zukünftig jedoch an Bedeu-
tung zunehmen.

Zu 3. 

Wie stellt sich das Wohn- und Pflegeangebot für ältere Menschen mit Be-

hinderung in Baden-Württemberg im stationären und teilstationären Be-

reich aktuell dar und welche Weiterentwicklungen sind nötig? 

In Fachdiskussionen und praktischer Umsetzung werden in Baden-
Württemberg derzeit drei Ansätze für die Versorgung stationär alterspflegebe-
dürftiger wesentlich behinderter Menschen ersichtlich. Es sind dies binnendiffe-
renzierte Einrichtungen, Fachpflegeheime bzw. Fachpflegeabteilungen und 
Pflegeplätze im örtlichen Altenpflegeheim (sog. „eingestreute“ Plätze). 

Binnendifferenzierung

Im Jahr 1998 wurden in räumlich festgelegten Bereichen von vollstationären 
Behinderteneinrichtungen Versorgungsverträge nach SGB XI für spezielle Pfle-
geabteilungen mit heute landesweit rund 1.450 Plätzen abgeschlossen. Grund-
lage war eine Rahmenvereinbarung des Landeswohlfahrtsverbandes Württem-
berg-Hohenzollern (LWV WH) mit dem Diakonischen Werk Württemberg und 
dem Diözesan-Caritasverband Rottenburg-Stuttgart über die Binnendifferenzie-
rung von Einrichtungen in der Behindertenhilfe. 

Wesentliche Inhalte waren die Budgetgarantie im binnendifferenzierten Teil und 
die Zusicherung, dass keine Einschränkungen bei den bisher dort erbrachten 
Betreuungs-, Versorgungs-, Pflege- und Förderleistungen erfolgen soll. Aus-
drücklich zugesichert wurde, dass weiterhin Leistungen der Eingliederungshilfe 
im binnendifferenzierten Heimteil in bisheriger Höhe erbracht werden können. 
Vorteilhaft an dieser Lösung ist, dass der behinderte Mensch in seinem ange-
stammten Wohnbereich verbleiben kann. Mitbewohner, Betreuer und das wei-
tere bauliche und soziale Umfeld sind vertraut und bleiben erhalten. Gegebe-
nenfalls ist lediglich ein Umzug innerhalb der Einrichtung oder eine bauliche 
Anpassungsmaßnahme notwendig. Da die Bewohner zusätzlich zu den vollen 
Leistungen der Pflegeversicherung noch Eingliederungshilfe erhalten, sind die-
se Personen in der Grafik 5 in der Rubrik „Behindertenheim mit Versorgungs-
vertrag nach SGB XI“ aufgeführt. 
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Fachpflegeheime

Fachpflegeheime sind in Baden-Württemberg seit Bestehen der Pflegeversi-
cherung in der Regel für den Personenkreis der seelisch behinderten oder kör-
perlich behinderten Menschen und in geringem Umfang für geistig behinderte 
Menschen entstanden. Aktuell gibt es landesweit undifferenziert rund 2.950 
solcher Plätze. Diese Heime sind selbständige, meist jedoch wohnortfern ange-
siedelte Einrichtungen mit einem Versorgungsvertrag nach SGB XI, in denen 
bisher eher jüngere behinderte Menschen (unter 65 Jahren) ohne zusätzliche 
Eingliederungshilfeleistungen gepflegt werden. Die meisten Fachpflegeheime 
sind aus den ehemaligen Pflegefallbereichen der psychiatrischen Zentren er-
wachsen oder sind Teile von klassischen Kreispflegeheimen.  

Integration in vorhandene örtliche Pflegeheime 

Angesichts der zunehmenden Zahl kleinerer wohnortnaher Wohnheime, der 
gestiegenen Lebenserwartung wesentlich behinderter Menschen und ihres Hi-
neinwachsens in höhere Altersjahrgänge sowie durch die gerade in den letzten 
Jahren stark ausgebauten ambulanten Betreuungsformen inkl. dem persönli-
chen Budget wird die somatische Pflegebedürftigkeit der älteren behinderten 
Menschen zum noch ungelösten Problem. Die ersten dezentralen Wohnstätten 
für Menschen mit einer geistigen Behinderung in den 70er und 80er Jahren 
wurden in der Regel nicht barrierefrei und ohne pflegerische Ausstattung errich-
tet. Das bedeutete im Falle einer somatischen Pflegebedürftigkeit, dass der 
erforderliche Aufwand von und in der Wohnstätte oftmals nicht geleistet werden 
konnte. Im Einzelfall erfolgte eine Verlegung des Bewohners in das nahe Al-
tenpflegeheim. Gesamtzahlen derartiger „eingestreuter“ Plätze sind nicht ermit-
telbar, dürften sich aber auf sehr niedrigem Niveau bewegen.  
Die örtlichen Altenpflegeheime sind jedoch in der Regel nicht auf die Betreu-
ungsbedürfnisse insbesondere von älteren geistig behinderten Menschen ein-
gestellt. Es wird daher zukünftig notwendig sein, dass diese Häuser sich z.B. in 
eigenen Abteilungen konzeptionell und personell auf diese Anforderungen ein-
stellen.
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Zusammenfassung

Die Versorgung älter und pflegebedürftig werdender Leistungsempfänger von 
Eingliederungshilfe nimmt in der Zukunft quantitativ an Bedeutung zu und ist in 
Baden-Württemberg noch nicht gelöst. Die Stadt- und Landkreise befinden sich 
derzeit in konzeptionellen Diskussionen und Planungsgesprächen mit den Leis-
tungserbringern vor Ort. Wegen der gewachsenen regional sehr unterschiedli-
chen Einrichtungslandschaft stellt sich die Thematik jedoch nicht in jedem Kreis 
in gleicher Weise. Es wird deshalb darauf ankommen, dass vor Ort eine pas-
sende Lösung gefunden wird, die den berechtigten Interessen der behinderten 
Menschen auf eine ihren Bedürfnissen angemessene Pflege gerecht wird.  
In diesem Zusammenhang wird es wahrscheinlich notwendig sein, verstärkt 
auch bauliche Anpassungen an den bestehenden Gebäuden vorzunehmen 
bzw. neue fachlich geeignete wohnortnahe Einrichtungen für diesen Personen-
kreis zu errichten. Nach Auslaufen der Landespflegeheimförderung wäre es 
daher sinnvoll und zweckmäßig, wenn Teile der hierfür nicht mehr benötigten 
Mittel für die bauliche Qualifizierung von Einrichtungen zur Pflege älterer pfle-
gebedürftiger Menschen mit Behinderung vom Land Baden-Württemberg be-
reitgestellt werden könnten.  

Mit freundlichen Grüßen 

Roland Klinger 
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Tagungsprogramme

Tagesordnung

9.30 Eintreffen der Teilnehmer / Begrüßungskaffee

10.00 Begrüßung und Einführung in die Thematik
 Verbandsdirektor Roland Klinger

10.30 Einführungsreferat
 Dr. Werner Korte, Landschaftsverband Rheinland (Köln)

11.30 Die Meinung der Lebenshilfe
 Prof. Dr. Ulrich Bauder,  Lebenshilfe, Landesverband Baden-Württemberg

12.30 Mittagspause

13.30 Praxisberichte

 Heggbacher Einrichtungen, St. Elisabeth Stiftung, Maselheim
 Schwester Walburga Scheibel

 Beispiel aus Sicht eines Landkreises 
 Norbert Weiser, Sozialdezernent des Landkreises Calw

 Versorgungsmöglichkeiten aus sozialplanerischer Sicht 
 Dr. Eckart Bohn,  KVJS

 Der Pfl egesatz eines Fachpfl egeheims
 Hansjörg Arnold, Referatsleiter Pfl ege, AOK Baden-Württemberg

 Der Entgeltrahmen 
 Uwe Zühlke, KVJS

15.00 Kaffeepause

15.15 Folgen für die Sozialplanung und die Entgeltfestsetzung
 Franz Schmeller, KVJS

15.45 Zusammenfassung
 Christa Heilemann, Landkreistag Baden-Württemberg
 Agnes Christner, Städtetag Baden-Württemberg

Fachtag „Der alterspfl egebedürftige geistig
behinderte Mensch“
am Donnerstag, 5. Juli 2007 
im KVJS-Tagungszentrum Herrenberg-Gültstein



89

A
lter und B

ehinderung

KVJS

KVJS

KVJSInfo

Termin

Dienstag, 08. April 2008
von 14.00 bis 16.30 Uhr

Tagungsort

Neue Messe Stuttgart
Stuttgart - Flughafen
Internationales Congresscenter

Hinweise

Bitte beachten Sie:
Die Anmeldung erfolgt nicht beim Ver-
anstalter, sondern über die nebenste-
hende Anmeldeadresse!

Das Internationale Congresscenter ist
Teil der Neuen Messe Stuttgart am
Flughafen und ist gut mit dem Auto und
öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar.

Veranstalter

Kommunalverband für Jugend und

Soziales Baden-Württemberg (KVJS)

Lindenspürstraße 39

70176 Stuttgart

www.kvjs.de

Anmeldung und Auskünfte

Alter und

Behinderung

Lebenswelten geistig

behinderter Senioren

Fachtagung

Dienstag, 8. April 2008

von 14.00 bis 16.30 Uhr

Messe Pflege & Reha

Neue Messe Stuttgart

Anmeldung

Georg Thieme Verlag KG
Jelena Krizmanic
Rüdigerstraße 14
70469 Stuttgart
0711 8931-491
pflegeundreha@thieme.de

Online-Anmeldung

www.ics-stuttgart.de/pflege

Teilnehmerbeitrag einschließlich

Messeeintritt

24 Euro
20 Euro (Frühbucher-/Onlinebonus)

Fachliche Auskünfte

Kommunalverband für Jugend und
Soziales Baden-Württemberg (KVJS)
Referat Einrichtungsplanung
Werner Stocker
Telefon 0711 6375-238
Werner.Stocker@kvjs.de
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KVJSKVJS KVJS„Mit 65 fängt das Leben an!“ Tagungsprogramm Referenten

14.00 Uhr

Begrüßung und Einführung
Franz Schmeller
Dezernat Soziales, KVJS, Stuttgart

14.15 Uhr

Lebenswelten von Senioren mit

Behinderungen
Dr. Heidrun Metzler
Universität Tübingen

15.15 Uhr

Menschen mit Behinderungen im

Ruhestand

Angebote der Tagesstruktur und

Alltagsbegleitung
Doris Neumann, Katharina Olbrich
Wohnverbund Fischerhof, Vöhrenbach

15.45 Uhr

Senioren mit Behinderungen und

Pflegebedarf

Erfahrungen mit teilstationären und

vollstationären Angeboten
Wilhelm Hiesinger
Behindertenhilfe gGmbH der Zieglerschen
Anstalten, Wilhelmsdorf

Ca. 16.30 Uhr

Tagungsende

Dr. Heidrun Metzler

Sozialwissenschaftlerin
Frau Dr. Metzler ist Geschäftsführerin der
Forschungsstelle „Lebenswelten behinder-
ter Menschen“ der Universität Tübingen.
Sie hat im Jahr 1998 das bundesweit ge-
nutzte HMB-W-Verfahren zur standardisier-
ten Feststellung des individuellen Hilfebe-
darfs entwickelt.

Doris Neumann, Katharina Olbrich

Pflegedienst- und Wohnbereichsleitung
Der Wohnverbund Fischerhof in Träger-
schaft der BruderhausDiakonie bietet für
Menschen mit geistiger Behinderung Woh-
nen, Arbeit und Betreuung. Für Senioren
mit Behinderungen wurden Angebote der
Vorbereitung auf den Ruhestand, der Ta-
gesstruktur und der Freizeitgestaltung ent-
wickelt.

Wilhelm Hiesinger

Geschäftsführer
Die Behindertenhilfe gGmbH der Ziegler-
schen Anstalten hat im Lauf ihrer über
100jährigen Geschichte eine Vielzahl von
Angeboten für Menschen mit Behinderun-
gen und mit Pflegebedarf entwickelt. Das
breite Leistungsspektrum richtet sich ver-
mehrt auch an Senioren mit Behinderun-
gen.

Für die wachsende Zahl von Senioren mit
geistiger, seelischer oder mehrfacher Behin-
derung trifft dieser Satz nur eingeschränkt
zu. Ihre Lebenswelt, ihre Wünsche und Be-
dürfnisse sind noch wenig erforscht und
spezifische Angebote sind Mangelware.

Wenn mit 65 Jahren, häufig auch schon frü-
her, der tägliche Weg in die Werkstatt weg-
fällt, werden neue und andersartige Angebo-
te erforderlich. Doch wie kann ein adäquater
Ersatz für die fehlende Tagesstruktur ausse-
hen?

Mit zunehmendem Alter steigt der Unterstüt-
zungs- und Pflegebedarf, der häufig früher
einsetzt und umfangreicher ist wie bei nicht
behinderten Senioren. Gefragt sind Angebo-
te, die auf die spezifischen Bedürfnisse der
Zielgruppe zugeschnitten sind. Wie sollen
solche Angebote gestaltet sein und wie sind
sie zu finanzieren?

Die Fachtagung des KVJS richtet sich an
Mitarbeiter aus den Bereichen Altenhilfe und
Behindertenhilfe. Sie vermittelt aktuelle Infor-
mationen zum Thema in kompakter Form.
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